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Vertraute Kraft
in neuem Job
Wolfgang Schäuble Das neue Gesicht
des Bundestages ist ein altbekanntes: Seit
1972 stets direkt gewählt, gehört Wolfgang

Schäuble dem Par-
lament mit 45 Jah-
ren länger an als
alle aktuellen und
früheren Abgeord-
neten. Am vergan-
genen Dienstag
wählte der neue
Bundestag auf sei-
ner konstituieren-
den Sitzung den
75-jährigen CDU-

Politiker in geheimer Wahl mit 501 von 705
abgegebenen Stimmen zu seinem Präsiden-
ten. Schäuble folgt damit seinem Partei-
freund Norbert Lammert nach, der nach
zwölf Jahren an der Spitze des höchsten
deutschen Parlaments nicht mehr für den
Bundestag kandidiert hatte. Als erster Re-
präsentant des einzigen direkt gewählten
Verfassungsorgans gilt der Bundestagsprä-
sident protokollarisch als Nummer Zwei im
Staat. (siehe Seiten 2 und 3) sto T
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ZAHL DER WOCHE

19/1
lautet die Nummer der ersten Drucksache
dieser Wahlperiode, einem Antrag zur Ge-
schäftsordnung, den der 19. Bundestag am
Dienstag auf der ersten Sitzung verabschie-
dete: Das neue Parlament hat die Arbeit auf-
genommen. Im 18. Bundestag summierte
sich die Zahl der Drucksachen auf 13.705.

ZITAT DER WOCHE

»Die Reise
nach Jamaika
klappt nicht
als Egotrip.«
Jens Spahn (CDU), Finanz-Staatssekretär, zu
den Jamaika-Verhandlungen, bei denen es zu-
letzt bei den Themen Zuwanderung und Kli-
maschutz hakte
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Fremd in der Karibik
JAMAIKA Die möglichen Koalitionäre müssen erhebliche Differenzen ihrer Wählerschaften überbrücken

D
ie mögliche, bisher auf
Bundesebene nicht er-
probte Jamaika-Koalition
stellt die verhandelnden
Parteien vor eine große
Herausforderung: Passt

ein solches Bündnis zu den Positionen
und Hintergründen ihrer Wählerinnen
und Wählern? Zumindest unter sozio-öko-
nomischen Gesichtspunkten sind sich die
Wählerschaften der möglichen Koalitionä-
re auf den ersten Blick gar nicht so unähn-
lich. Die Analyse der Parteihochburgen
zeigt, dass alle vier am möglichen Jamaika-
Bündnis beteiligten Parteien in Wahlkrei-
sen mit höherem Pro-Kopf-Einkommen
und niedriger Arbeitslosigkeit überdurch-
schnittlich erfolgreich waren. Angesichts
der vergleichsweise guten materiellen Si-
tuation, in der dieser Teil der Wählerschaft
lebt, überrascht es nicht, dass die meisten
Wählerinnen und Wähler der möglichen
„Kleeblatt-Koalition“ (um den begriffli-
chen Umwidmungsversuchen der FDP we-
nigstens einmal Rechnung zu tragen) auch
deutlich optimistischer in die Zukunft bli-
cken als die Anhänger der heterogenen
parlamentarischen Opposition.

»Neue Mittelklasse« Klar ist aber auch:
Man kann derselben Einkommens- und
Bildungsschicht angehören und dieselbe
Wohngegend bevorzugen und dennoch ei-
ne völlig unterschiedliche Haltung zu
Flüchtlingspolitik und Integration, Renten-
politik oder der angemessenen Reaktion
auf den Klimawandel einnehmen. Über-
haupt sollte man es sich bei der Einteilung
der sogenannten Wählermilieus nicht zu
einfach machen. Die Prägung der westli-
chen Gesellschaften hat sich als Folge von
Globalisierung, Bildungsexpansion, tech-
nologischem und kulturellem Wandel
massiv verändert. Die Mittelklasse differen-
ziert sich aus. Die sogenannte „neue Mit-
telklasse“ (Andreas Reckwitz) kennzeichnet
sich durch ihre akademische Ausbildung,
das Leben in urbanen Zen-
tren sowie eine Lebensein-
stellung, die ihre Mitglieder
wohl als verantwortungsbe-
wusstes Erfolgsstreben um-
schreiben würden. Die
Wählerschaft der Grünen
und der FDP gehört über-
wiegend dieser urbanen
„neuen Mittelklasse“ an,
beschränkt sich aber ten-
denziell auch auf diese.
Dagegen reicht der Gel-
tungsbereich beider Uni-
onsparteien – passend zu
ihrem Anspruch, Volksparteien zu sein –
noch weit in die „alte Mittelklasse“ hinein.
Diese ursprünglich aufstiegsorientierte
Schicht aus Handwerkern, Facharbeitern
und Angestellten mit mittleren Bildungs-
abschlüssen, die häufig in kleinen Städten
oder auf dem Land leben, fühlt sich durch
den technologischen Strukturwandel und
die Folgen der Globalisierung inzwischen
an den Rand gedrängt. Sie sind häufig stär-
ker ortsgebunden, sicherheitsorientiert so-
wie eher wertkonservativ ausgerichtet.
Der größte Unterschied zu den Angehöri-
gen der „neuen Mittelklasse“ dürfte in der
Befürchtung der eher materialistisch einge-
stellten „alten Mittelklasse“ liegen, die ei-
gene Qualifikation werde mit den neuen
Anforderungen, die sich aus Europäisie-
rung, Globalisierung und Digitalisierung
ergeben, ebenso wenig mithalten können
wie ihr Einkommen mit der Entwicklung
der Mieten. Diese Abstiegssorgen teilt die-
ses Milieu mit den Angehörigen der Unter-
klasse (beziehungsweise Unterschicht). De-
ren wirtschaftliche Lage ist jedoch eindeu-
tig prekär, und ihr Abstand zu Politik und
Wahlkabinen scheint schier unüberbrück-
bar.
Politisch lassen sich die „neue“ und die
„alte“ Mittelklasse im Feld eines neuen ge-
sellschaftspolitischen Grundkonflikts zwi-
schen „Kommunitaristen“ und „Kosmopo-
liten“ verorten. Auch wenn es sich dabei
um wandelbare sozio-kulturelle Interessen-
lagen handelt, hilft der Blick auf diese neu-
en „Konfliktlinie“, um zu verstehen, ent-

lang welcher inhaltlichen Schwerpunkte
sich Wählermilieus inzwischen voneinan-
der abgrenzen. Diese Linie spielt sowohl
für das Verhältnis der potentiellen Jamai-
ka-Partner als auch für ihre Abgrenzung ge-
genüber den anderen Parteien und deren
Wählerschaften eine Rolle. Etwas holz-
schnittartig lassen sich folgende Zuord-
nungen vornehmen: Die Kosmopoliten als
Angehörige der „neuen Mittelklasse“ treten
für offene Grenzen, liberale Zuwande-
rungsgesetze, kulturelle Vielfalt, Gleichbe-

rechtigung und eine globa-
le Verantwortung sowohl
für die Menschenrechte als
auch den Schutz der Um-
welt ein. Parteipolitisch
fühlen sich die Kosmopoli-
ten vor allem Bündnis 90/
Die Grünen, der FDP, aber
auch der CDU und der
SPD nahe. Grundsätzlich
können sie bei allen im
Bundestag vertretenen Par-
teien – mit Ausnahme der
AfD – Anknüpfungspunkte
finden.

Abgrenzung Die parteipolitische Behei-
matung der „Kommunitaristen“ stellt sich
hingegen anders dar. Kommunitaristen
wollen ihr Leben in einer überschaubaren
Gemeinschaft von unter ethnischen und
konfessionellen Gesichtspunkten grund-
sätzlich Gleichen im wahrsten Sinne des
Wortes abgrenzen – gegen die Zumutun-
gen des globalisierten Manchesterkapita-
lismus und gegen Migranten. Das Lager
der Kommunitaristen ist aber sehr hetero-
gen: So stößt in einem kleinen, extremen
Teil eine völkische Form von Identitätspo-

litik auf Resonanz. Das gemäßigte kom-
munitaristische Wählermilieu, das Ange-
hörige sowohl der alten Mittelklasse als
auch der Unterklasse umfasst, ist wieder-
um empfänglich für anti-pluralistische
Botschaften der Populisten. Grund dafür
sind aber nicht nur Abstiegsängste oder
Misstrauen gegenüber der Elite. Diese
Wähler wollen „die Politik“ auch dafür
strafen, dass Regelverletzungen – seien es
die überschuldeter Staaten oder von Mig-
ranten – nicht ausreichend sanktioniert
würden. Dieses Wählermi-
lieu hat bei der vergange-
nen Bundestagswahl über-
wiegend AfD gewählt.
Anders positionieren sich
die gemäßigten „liberalen
Kommunitaristen“ (Tho-
mas Meyer): Deren
Wunsch nach Zugehörig-
keit zu einer vertrauten Ge-
meinschaft mit konservati-
ver Werteorientierung geht
einher mit dem Verständ-
nis für das Erfordernis plu-
ralistischer Strukturen. Von
den vier beteiligten Parteien erreicht vor al-
lem die CSU die Angehörigen dieses gemä-
ßigt-liberalen Kommunitarismus. An die-
ser Gruppe wird die Herausforderung für
eine eventuelle Jamaika-Koalition im All-
gemeinen und die Unionsparteien im Be-
sonderen deutlich. Die Konfliktlinie Kos-
mopolitismus und Kommunitarismus
scheidet die Geister vor allem in der Migra-
tionspolitik. Sie spielt aber auch bei den
Festlegungen in der Inneren Sicherheit und
der Europa-, Klima- sowie Familienpolitik
eine bedeutende Rolle. Ihre jeweils klare
Verortung entlang dieser Konfliktlinie legt

sowohl CSU auch Grüne in mehreren Poli-
tikfeldern auf bestimmte Positionen relativ
fest. Das unterscheidet diese beiden Partei-
en von CDU und FDP, die flexibler auftre-
ten können.
Gerade die CSU steht daher vor einer wo-
möglich gewaltigen Herausforderung.
Schließlich hängt die bemerkenswerte
Doppelrolle der CSU in Bund und Frei-
staat stark von der Verteidigung der absolu-
ten Mandatsmehrheit im Bayerischen
Landtag ab. Ein Erfolg der Jamaika-Sondie-

rungen setzt aber nennens-
werte Zugeständnisse an die
kosmopolitisch ausgerichte-
ten Verhandlungspartner
voraus, die wiederum mit
der Ausrichtung weiter Teile
der eigenen Wählerschaft
schwierig vereinbar erschei-
nen. Das gilt auch für eini-
ge konservativere Landes-
verbände der CDU.

Kein Kinderspiel Sollte es
trotz dieses Dilemmas ge-
lingen, eine Jamaika-Koali-

tion zu bilden, was angesichts der Alterna-
tiven wahrscheinlich ist, dann stehen de-
ren Protagonisten vor einer zusätzlichen
gemeinsamen Aufgabe: Wenn sich die
neue Regierungskoalition nicht dem Vor-
wurf aussetzen will, eine Regierung vor al-
lem der „neuen Mittelklasse“ zu sein, dann
besteht die große Kunst vor allem für Uni-
on und FDP darin, das Vertrauen des ge-
mäßigt kommunitaristischen Wählermi-
lieus zurückzugewinnen, ohne dem extre-
men Flügel dieses Milieus in Wort oder Tat
nachzulaufen. Während sich die CDU un-
ter Angela Merkel von diesem konservati-
ven Wählermilieu im Allgemeinen zu ent-
fernen scheint, bemüht sich die FDP offen-
bar um Annäherung: Ob sich ihre eher res-
triktive Haltung gegenüber Zuwanderung
und Flüchtlingen glaubwürdig mit ihrer
ansonsten kosmopolitischen Attitüde ver-
einbaren lässt, wird sich erst noch heraus-
stellen. Angesichts so vieler Reibungen ist
eines sicher: Jamaika wird kein Kinder-
spiel. Ursula Münch T

Die Autorin ist Professorin an der
Universität der Bundeswehr München

und Direktorin der Akademie für
Politische Bildung Tutzing.

Volles Haus im Hohen Haus: Vergangenen Dienstag hat sich der 19. Deutsche Bundestag konstituiert. © picture-alliance/Ralf Hirschberger/dpa

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

In den Räumen der Deutschen Parlamentarischen Gesellschaft sondieren CDU, CSU, FDP
und Bündnis 90/Die Grünen. © picture-alliance/Michael Kappeler/dpa

EDITORIAL

Es wird
spannend

VON JÖRG BIALLAS

Die konstituierende Sitzung des Deutschen
Bundestages hat eine deutliche Botschaft ins
Land gesandt: Die neue, 19. Legislaturperiode
soll lebhafter und spannender als die vergan-
genen vier parlamentarischen Jahre werden.
Dafür sprechen tatsächlich drei Gründe. Ers-
tens ist eine Opposition absehbar, die an Ge-
wicht und damit auch an Selbstbewusstsein
gegenüber der Regierung zugelegt haben
wird. Zweitens hat sich das politische Mei-
nungsspektrum mit dem Einzug von AfD und
FDP in das Parlament erweitert. Und drittens
ist die Absicht erkennbar, durch eine Reform
der parlamentarischen Abläufe die Kontrolle
der Bundesregierung ernster zu nehmen und
Sitzungen des Hohen Hauses für das Publikum
attraktiver zu machen.
Vieles spricht dafür, dass der neue Bundes-
tagspräsident Wolfgang Schäuble diesen An-
satz ähnlich wie sein Amtsvorgänger Norbert
Lammert fördert. Beide Christdemokraten ste-
hen im Ruf, leidenschaftliche Parlamentarier zu
sein. Gerade der Debatte im Plenum des Bun-
destages, im „Herzen der Demokratie“, wie
Schäuble in seiner Antrittsrede formulierte,
messen sie deshalb besondere Bedeutung zu.
Die erste Hürde für den neuen Bundestag war
die Wahl der Vizepräsidenten. Viele Parlamen-
tarier hatten sich gegen den AfD-Kandidaten
Albrecht Glaser ausgesprochen, weil sie ihm
vorwerfen, nicht mit beiden Beinen auf dem
Boden des Grundgesetzes zu stehen. Am Ende
der konstituierenden Sitzung war Glaser dann
tatsächlich nicht gewählt. Das ändert aber
nichts daran, dass laut Geschäftsordnung auch
der AfD ein Sitz im Präsidium des Bundestages
zusteht. Es bleibt also abzuwarten, welche per-
sonelle Alternative die „Alternative für
Deutschland“ präsentiert.
Übrigens: Als nicht besonders glücklich werten
politische Beobachter die Wahl des FDP-Kandi-
daten Wolfgang Kubicki zum Vizepräsidenten.
Kritisiert wird, die Liberalen hätten ein Präsidi-
umsmitglied auf Abruf installiert. Denn unver-
hohlen wird damit kokettiert, der Schleswig-
Holsteiner könne selbstverständlich noch als
Minister in eine Jamaika-Koalition eintreten.
Achtung vor dem Amt eines Repräsentanten
des Bundestages, heißt es, sehe anders aus.
Auch diese Personalie könnte noch für Ge-
sprächsstoff sorgen. Also: Es wird spannend in
der neuen, der 19. Legislaturperiode.

Gerade die
CSU steht vor

einer
womöglich
gewaltigen
Herausfor-

derung.

Wähler der
Grünen und

der FDP
gehören meist
der urbanen

»neuen Mittel-
klasse« an.
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GASTKOMMENTARE
GENÜGT EIN HAUPTAUSSCHUSS?

Beteiligung sichern
PRO Auch in diesen Tagen und Wochen, in de-

nen sondiert und verhandelt wird, ist
Deutschland nicht ohne Führung. Die
(alte) Bundesregierung führt die Ge-

schäfte weiter. Deutschland ist keine Republik der
Bananen-Barone, sondern viertstärkste Volkswirt-
schaft der Erde. Die Welt dreht sich weiter, die
Kriege und Krisen werden nicht angehalten, die
Bundeswehr steht weiter in Auslandseinsätzen,
während CDU, CSU, FDP und Grüne die beste
Route für ihre Überfahrt nach Jamaika suchen. Es
muss also weiter regiert und entschieden werden.
Weil selbst die versiertesten Glaskugel-Deuter der-
zeit nicht sehen, wann die nächste Bundesregie-
rung steht, kommt der sogenannte Hauptaus-
schuss ins Spiel. Der Bundestag sollte ihn – wie
bereits vor vier Jahren – einsetzen. Es ist kein Gre-
mium, das Angst machen muss, vor allem ist er
keine Nebenregierung. Aber er sichert doch die
Beteiligung des Bundestages in einer Zeit, in dem
dort noch nicht alle Ausschüsse arbeiten, weil ja
auch der Ressortzuschnitt der neuen Bundesminis-
terien noch nicht feststehen kann. Aktuelle oder
drängende Entscheidungen zu zentralen Belangen
wie Europa, Verteidigung, Petitionen oder Haus-
halt wären durch Befassung durch den Hauptaus-
schuss abgedeckt. Niemand wird dadurch über-
gangen, sondern im Gegenteil: Eine geschäftsfüh-
rende Bundesregierung kann sich auf ein Gremi-
um abstützen, dass gewissermaßen gleichfalls ge-
schäftsführend für die Entscheidungsfähigkeit des
Bundestages steht. Wie war das gleich nochmal:
Die parlamentarische Demokratie ist wehrhaft?
Gut so, wehrhaft auch gegen mangelnde Beteili-
gung des Parlaments in einer Phase des Über-
gangs. Hauptsache, Kontrolle der Regierung,
Hauptsache, Hauptausschuss.

Holger Möhle,
»General-Anzeiger«,
Bonn
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Schlecht, nicht Recht
CONTRA Der Bundestag, den sein neuer Präsi-

dent das „Herz der Demokratie“
nennt, leidet zum Auftakt der Wahlpe-
riode an Insuffizienz. Es handelt sich

um ein künstlich herbeigeführtes parlamentarisches
Koma – die natürliche Pulsfrequenz wird drastisch
gesenkt. Bei gesunden Menschen liegt der Ruhepuls
bei 60 bis 80 Schlägen pro Minuten. Die Pulsfre-
quenz des neuen Bundestags liegt allenfalls bei
20 bis 30.
Warum? Die Fraktionen der sich bildenden Jamaika-
Koalition weigern sich, das Parlament in seine Rech-
te einzusetzen, bevor die Regierung gebildet ist. Sie
weigern sich, dem Parlament zu geben, was ihm
laut Grundgesetz zusteht – Ausschüsse.
Schon zum Auftakt des 18. Bundestags haben die
damaligen Koalitionsverhandler, Union und SPD, so
gehandelt und die Ausschüsse erst nach Monaten
eingesetzt, nach der Regierungsbildung – aus Be-
quemlichkeit; ansonsten könnte ein Ausschussvor-
sitzender neu gewählt werden müssen, wenn ein
erster später Minister wird. Nach dieser Logik dürf-
ten in der Konstituierungssitzung auch keine Vize-
präsidenten gewählt werden – einer könnte ja spä-
ter Minister werden. Bequemlichkeit ist aber kein
Grund, das Grundgesetz zu missachten.
Es reicht nicht, wie damals nur einen Hauptaus-
schuss einzusetzen, der die Geschäfte des Bundes-
tags mehr schlecht als recht verwaltet. Das ist nicht
gut, das ist nicht Recht, das ist unverfroren. Die
Wähler haben nicht einen mickrigen Hauptaus-
schuss gewählt, sondern einen ganzen Bundestag.
Die monatelange Verweigerung ordentlicher Aus-
schussarbeit ist verfassungswidrig. Sie behindert
das Parlament. Die Fraktionen der künftigen Regie-
rungsparteien erniedrigen den Bundestag.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 7.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Heribert Prantl
»Süddeutsche Zeitung«,
München
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Herr Präsident, derzeit nehmen re-

gelmäßig zwei Dutzend Unionspoliti-
ker an den Sondierungsgesprächen zur
Regierungsbildung teil. Ist es für Sie
komisch, diesmal nicht dabei zu sein?
Nein, ich habe mich entschieden, eine
andere große Aufgabe wahrzunehmen
und das ist eine große Ehre für mich. Es
war keine leichte Entscheidung, das Amt
des Finanzministers aufzugeben. Aber
acht Jahre sind genug. Als die Unions-
fraktion mir mitgeteilt hat, dass sie mich
gern als Bundestagspräsidenten vorschla-
gen würde, habe ich mich gefreut und
mich unmittelbar aus den mit der Regie-
rungstätigkeit verbundenen Geschäften
zurückgezogen. Ich bin nach vier Jahren
als Innenminister und acht Jahren als Fi-
nanzminister in der Merkel-Regierung,
die ich mit Leib und Seele ausgefüllt ha-
be, in einer Abkühlphase. Wenn ich jetzt
die Sondierungsgespräche sehe, denke
ich: Das habe ich alles schon gehabt, da
fehlt mir persönlich nichts. Ich finde die
neue Aufgabe auch anders, schön und
ehrenvoll.

Können Sie sich noch erinnern, was
Sie empfunden haben, als Sie 1972, al-
so vor 45 Jahren, Ihre erste Bundestags-
sitzung als Abgeordneter erlebt haben?
Ja, klar, ich war angespannt. Als relativ
junger Mann damals hatte ich einen gro-
ßen Respekt vor dem Deutschen Bundes-
tag und all diesen Politikern, die ich zum
großen Teil ja nur aus den Medien kann-
te. Es war eine Mischung aus Ehrfurcht
und Respekt. Aber natürlich wollte ich
auch die Welt verändern. Das alles ist
schon sehr bewegend gewesen. Und ich
kann mich noch gut daran erinnern, dass
die erfahrenen Kollegen mit uns Neuen
sehr kollegial umgegangen sind. Das ha-
be ich später auch so gehalten und im-
mer dafür plädiert, neuen Kollegen unter
die Arme zu greifen. Übrigens nicht nur
solchen aus der eigenen Fraktion.

Seitdem haben Sie acht Ihrer insge-
samt zwölf Vorgänger als Parlaments-
präsidenten selbst als Abgeordneter er-
lebt. Lassen sich aus diesen Erfahrun-
gen Lehren für die eigene Amtsführung
ableiten?
Als ich 1972 in den Bundestag kam, wur-
de mit Annemarie Renger eine Sozialde-
mokratin Bundestagspräsidentin. Das
war für die CDU/CSU eine ganz neue
und zunächst einmal schwierige Erfah-
rung. Dann kamen Karl Carstens, Richard
Stücklen, Rainer Barzel, Philipp Jennin-
ger, Rita Süssmuth und Wolfgang Thierse.
Jeder hat das Amt auf ganz eigene Weise
gestaltet. Schließlich hatten wir mit Nor-
bert Lammert, das ist im Bundestag auf
allen Seiten unbestritten, über zwölf Jah-
re einen großartigen Präsidenten. Ich bin
wiederum eine eigene Persönlichkeit.
Und mit 75 Jahren muss ich mir keinen
anderen mehr als Vorbild nehmen, son-
dern meine Rolle mit meinen Möglich-
keiten so gut wie möglich wahrnehmen.

In Ihrer Antrittsrede haben Sie da-
rauf verwiesen, im Bundestag schlage
„das Herz der Demokratie“. Wird die
Bedeutung des Parlaments in der Öf-
fentlichkeit hinreichend wahrgenom-
men?
Parlamentarier sind wahrscheinlich der
Meinung, diese Frage mit Nein beant-
worten zu müssen. Aber der Grad der Ak-
zeptanz liegt an uns, den Abgeordneten.
Es hat also wenig Sinn, sich darüber öf-
fentlich zu beklagen. Der Bundestag
muss versuchen, seine Aufgaben so gut
wie möglich wahrzunehmen. Wobei klar
ist: Für die Mehrheit ist die dominieren-
de Aufgabe zwangsläufig, eine Regierung
zu bilden und zu tragen. Und für die Op-
position, die Regierung im Kampf zwi-
schen Mehrheit und Minderheit auf den
Prüfstand zu stellen.

Gelegentlich werden
Bundestagssitzungen als
dröge empfunden. Brau-
chen wir eine Reform der
parlamentarischen Ab-
läufe?
Die Erwartungen der Öf-
fentlichkeit sind schwer zu
fassen. Einerseits sind
Kontroversen und span-
nende Auseinandersetzun-
gen gefragt. Andererseits
gibt es ein Grundgefühl in
der Bevölkerung, das besagt: Die Parla-
mentarier sollen sich nicht so viel strei-
ten, sondern gemeinsam an einem Strang
ziehen. Wenn sie das dann tun, ist es
auch wieder nicht recht. Dann heißt es:
Bundestagssitzungen sind dröge. Dabei
wird schnell vergessen, dass das Parla-
ment ein Forum mit einem unglaubli-
chen Ausmaß an Sachverstand, an Exper-
tise, an Information ist. Das wird öffent-
lich nicht immer sichtbar. Da können wir
sicher besser werden, keine Frage. Aber
wir sollten auch klar machen: Die einfa-
che Parlamentsreform, die alle Probleme
löst, gibt es nicht.

Die SPD fordert, die Kanzlerin alle
drei Monate zur Regierungsbefragung
ins Parlament zu laden.
Ich will die Positionen der Geschäftsord-
nungsdebatte bei der konstituierenden
Sitzung nicht im Einzelnen bewerten.
Grundsätzlich habe ich die Debatte aber

als einen guten Auftakt für die Legislatur-
periode empfunden. Die Beiträge der
Parlamentarischen Geschäftsführer ha-
ben die unterschiedlichen Positionen

sehr gut klar gemacht. Ich
finde die Entscheidung
richtig zu sagen: Ja, nie-
mand bestreitet, dass es
Handlungsbedarf gibt; al-
so sollten wir die einzel-
nen Punkte genauer prü-
fen. Ich werde jetzt im
Rahmen meiner Möglich-
keiten darauf hinwirken,
dass das schnell ge-
schieht. Es ist für das Re-
gierungslager wie für die
Opposition Pflicht und
im Übrigen auch eine

Chance, dass der Souverän, dass die Öf-
fentlichkeit versteht, was wir machen.

Gehört zu dem Handlungsbedarf
auch eine Verlängerung
der Legislaturperiode
von vier auf fünf Jahre?
Darüber müsste im Bun-
destag diskutiert und
mehrheitlich entschieden
werden. Ich persönlich
bin nicht der Meinung,
dass eine längere Legisla-
turperiode von Vorteil wä-
re. Jedenfalls habe ich die-
sen Eindruck in all den
Jahren als Parlamentarier
nicht gewinnen können.
Vier Jahre sind ein ordent-
liches Maß. Ich war Chef des Kanzleram-
tes, Fraktionsvorsitzender und Parlamen-
tarischer Geschäftsführer. In all diesen
Ämtern muss man wissen, dass ein or-

dentliches, seriöses Gesetzgebungsverfah-
ren ein Jahr lang dauert. Also darf man
eben nicht erst drei Monate vor Ende der
Wahlperiode damit anfangen. An diesem
Prinzip würde sich auch
bei einem zusätzlichen
Jahr nichts ändern

Aber über das Wahl-
recht, das uns den größ-
ten Bundestag aller Zei-
ten beschert hat, müsste
man schon nachdenken,
oder?
Auch hier gilt: Die Fraktio-
nen im Bundestag müssen
sich einigen. Das wird
nicht einfach. Aber natür-
lich ist der Hinweis richtig,
dass das Parlament sehr groß geworden
ist. Deswegen wird es einen neuen An-
lauf geben müssen. Ich habe sehr bedau-
ert, dass das in der letzten Legislaturperi-

ode nicht gelungen ist
und werde deshalb ver-
trauensvolle Gespräche
mit den Verantwortlichen
in den Fraktionen führen.

Auch der Ruf, plebis-
zitäre Elemente auf Bun-
desebene einzuführen,
wird lauter. Von allen
im Bundestag vertrete-
nen Parteien ist Ihre die
einzige, die das nicht in
der einen oder anderen
Form fordert.

Man muss das genau abwägen. Aber ich
glaube, dass es eine Aufgeschlossenheit
im Bundestag gibt, wenigstens über mehr
plebiszitäre Elemente nachzudenken. An-

dererseits wird gerade in unserer von
Kommunikation geprägten Welt, in der
partikulare Interessen sich stark verbrei-
ten können, eine stabile, von Freiheit
und Rechtsstaatlichkeit geprägte Demo-
kratie ohne das Prinzip der Repräsentati-
on nicht funktionieren. Davon bin ich
zutiefst überzeugt.

Ist der Bundestag als einziges di-
rekt gewähltes Verfassungsorgan selbst-
bewusst genug gegenüber der Regie-
rung?
Der Bundestag ist ja eben nicht wie im
präsidialen Verfassungssystem der Verei-
nigten Staaten von Amerika nur der Ge-
genpart zur Regierung, sondern muss in
seiner Mehrheit auch die Regierung tra-
gen.

Die das Parlament aber gleichzeitig
kontrollieren soll. Wie lässt sich dieser
Spannungsbogen für den Abgeordneten
ausfüllen?
Ganz gut. Unsere freiheitliche Verfassung
beruht wie alle rechtsstaatlichen Verfas-
sungen auf dem Prinzip von checks und
balances. Nur: Das Mehrheitsprinzip al-
lein macht noch keine stabile Ordnung.
Das zweite relevante Element ist das
Recht. Und damit auch der Schutz von
Minderheiten, das Recht jedes Einzelnen
und unabhängiger Institutionen. Deswe-
gen hat der Bundestag ja auch nicht alles
zu entscheiden. So war die Geldpolitik
seit 1949 nicht der politischen Mehrheit
anvertraut. Ebenfalls steht die Unabhän-
gigkeit der Justiz für jeden überzeugten
Demokraten außer Frage. Der Bundestag
hat also mehrere Funktionen: Politisch
muss die Mehrheit die Regierung tragen;
gleichzeitig hat der Bundestag die Aufga-
be, die Regierung zu kontrollieren. Das
heißt, er muss sich selbst kontrollieren.
Daher geben wir uns ja auch Regeln, wie
wir Abgeordnete uns selbst verhalten sol-
len. Darüber wacht beispielsweise der Äl-
testenrat. Einer, der acht Jahre lang Fi-
nanzminister war, wird ohnehin sagen:
Man muss sehr aufpassen, dass immer
auch andere darauf achten, dass das eige-
ne Handeln nicht unbegrenzt ist. Es
braucht immer Kontrolle.

Welchen Ratschlag gibt der dienst-
älteste Bundestagsabgeordnete seinen
erstmals ins Parlament gewählten Kol-
legen?
Ich erinnere mich an ein Gespräch mit
meinen damaligen Unions-Fraktionsvor-
sitzenden Rainer Barzel. Der hat damals
zu mir gesagt: „Wissen Sie, reden kön-
nen hier alle, sonst wären sie nicht hier.
Was Sie hier lernen können und lernen
müssen oder sollten, ist Zuhören.“ Ge-
nau zuhören, das ist der eine Ratschlag.
Der zweite Ratschlag ist, zu verinnerli-
chen, dass man einer von 709 Abgeord-
neten ist. Man hat seine eigene Verant-
wortung, wie es im Grundgesetz steht.
Aber man ist ebenfalls gewählt als Teil
einer politischen Gemeinschaft. Daraus
ergibt sich ein guter Maßstab für die
richtige Balance zwischen Selbstbewusst-
sein und der Bereitschaft, sich auf Argu-
mente anderer einzulassen und so Eini-
gungen zu ermöglichen. Ich habe ja
auch in der konstituierenden Sitzung in
meiner einleitenden Bemerkung ver-
sucht zu beschreiben, dass es ein kom-
plizierter Prozess ist, Interessen und Mei-
nungen zu vertreten, aber auch mitzu-
wirken an der Notwenigkeit, die Vielfalt
von Interessen durch Kompromisse zu
reduzieren und Mehrheitsentscheidun-
gen herbeizuführen.

Auch in den Fraktionen?
Dass Fraktionen nach intensiven Diskus-
sionen am Ende möglichst gemeinsam
handeln, ist ein Gebot der Klugheit. Des-
wegen sind die Debatten, die ich in der

Öffentlichkeit über Frakti-
onszwang höre, Unsinn.
Jeder Abgeordnete ist frei
und kann machen, was er
will. Aber wenn er klug
ist, weiß er, dass er alleine
nicht so viel erreichen
kann. Und dass diejeni-
gen, die ihn gewählt ha-
ben, ihn auch nicht nur
als Solisten gewählt ha-
ben. Das sagt einer, der so
oft wie kein anderer in
seinem Wahlkreis direkt
gewählt worden ist.

Das Gespräch führten Helmut Stoltenberg
und Jörg Biallas. T

Wolfgang Schäuble (75) wurde am
vergangenen Dienstag zum Präsidenten

des Deutschen Bundestages gewählt.
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2005 bis 20017 gehörte er in ver-
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Schäuble Innen- und Finanzminister.
1990 handelte Schäuble maßgeblich
den deutschen Einigungsvertrag mit
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»Vier
Jahre
genügen«
WOLFGANG SCHÄUBLE Der
neue Bundestagspräsident hält
eine Verlängerung der Legislatur-
periode für unnötig und will
eine Reform parlamentarischer
Abläufe jetzt schnell prüfen
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Die neue Sachlichkeit
KONSTITUIERUNG Mit viel Schwung starten die Abgeordneten in die 19. Wahlperiode. Schäuble zum Präsidenten gewählt

D
ie Neuen sind da. Verein-
zelt tröpfeln AfD-Abge-
ordnete an diesem Diens-
tagmorgen in das Jakob-
Kaiser-Haus neben dem
Reichstagsgebäude auf

der Suche nach einem Konferenzsaal, in
dem die 92 Köpfe starke Fraktion kurz vor
der konstituierenden Sitzung des Parla-
ments ihre Strategie abstecken und kurz-
fristig einzubringende Anträge beraten
will. Der Pförtner ist freundlich und nach-
sichtig, gewissenhaft schlägt er im frisch
gedruckten Abgeordnetenhandbuch nach,
vergleicht Ausweise und
Gesichter, zeigt die Rich-
tung an, in die es nun ge-
hen soll: Immer gen Os-
ten, den langen Flur ent-
lang, dann hoch mit dem
Aufzug und links halten.
Die Neuen sind dankbar
für die Hilfestellung, die
Stimmung scheint geho-
ben.
Der Pförtner, der von sei-
nem Arbeitsplatz aus di-
rekte Sicht auf den Ostein-
gang des Reichstags hat,
kennt lange noch nicht alle der 289 neuen
Gesichter, die künftig im dicht besetzten
Plenarsaal neben jenen Abgeordneten
Platz nehmen werden, die schon länger
mit dabei sind. So ist die FDP nach einer
unfreiwilligen Auszeit von vier Jahren auch
wieder da, für viele Abgeordnete der Libe-
ralen ein sehr emotionaler Moment. Dane-
ben sind aber auch alle anderen Fraktio-
nen mit neuen Parlamentariern vertreten,
rund 40 Prozent der Abgeordneten sind
neu gewählt, mit der AfD und der FDP
kommen zwei neue Fraktionen hinzu, ins-
gesamt sind es nun sechs: Das neue Haus
ist erkennbar bunter und mit 709 Abgeord-
neten vor allem größer als das alte.

Die Spannung steigt Das öffentliche Inte-
resse ist an diesem Tag stark auf die AfD fo-
kussiert. Manche erwarten einen Eklat, an-
dere eher unterschwellige Provokationen.
Auf den Fluren haben sich schon früh am
Morgen kleine Grüppchen gebildet, es
wird getuschelt und telefoniert, Kamera-
leute rennen herum auf dem Weg zu ei-
nem schnellen Interview. Neugier und Ner-
vosität machen sich breit, die Spannung
steigt so kurz vor der ersten Sitzung des
neu gewählten Parlaments. Wird die AfD
die Versammlung durch irgendwelche Ge-
schäftsordnungsanträge torpedieren?
Gerold Otten schaut sich unsicher um. Der
Oberst der Reserve ist AfD-Abgeordneter
aus Bayern und erstmals im Jakob-Kaiser-
Haus, dem riesigen Verwaltungsgebäude
gleich neben dem Reichstag. „Das ist heute
ein historischer Tag, für mich und für die

Republik“, verkündet er gerührt, während
sein Blick staunend durch den weiten Bau
wandert. Nein, sagt er, seine Partei sei
nicht hier, um Aufruhr zu verbreiten, die
AfD wolle mit Sachpolitik überzeugen. Ne-
ben der Einwanderungsproblematik sei
ihm persönlich auch die Sozialpolitik
wichtig: „Das erwarten die Leute auch von
uns.“
Draußen hat ein Nieselregen eingesetzt,
vor den Absperrgittern am Friedrich-Ebert-
Platz stehen nur wenige Leute herum. Die
Polizisten, die den schmalen Durchgang
bewachen, haben Verstärkung bekommen

und wirken wie immer ge-
lassen. Schwere Limousinen
fahren vor und Taxen, auf
dem Platz stehen bunte
Hütchen, um den Chauf-
feuren den Weg zu weisen.
Für die Leute am Einlass ist
heute Großkampftag, „inte-
ressant“ findet das einer,
guckt dabei aber ganz an-
ders. Dauernd kommen ele-
gant gekleidete Frauen und
Männer herein, drinnen im
Altbau hat sich um die Gar-
derobe bereits eine Traube

gebildet, Journalisten mit bunten Plastik-
karten stehen suchend herum und verka-
belte Personenschützer im Anzug.
Die Sitzung soll um 11 Uhr beginnen, und
schon eine halbe Stunde vorher ist das Ge-
dränge unten im Plenarsaal und oben auf
den Tribünen enorm, es ist stickig im Alt-
bau, durch die Gänge wabert der intensive
Geruch diverser Parfums. Die Eröffnung
des 19. Bundestages ist penibel durchge-
plant von einer Verwaltung, die das nicht
zum ersten Mal macht. Zahlreiche hoch-
rangige Gäste werden erwartet, ehemalige
Präsidenten und Vizepräsidenten des Hau-
ses und Würdenträger, Hunderte Besucher

müssen dirigiert, platziert und betreut wer-
den. Für Präsidenten und ihre Begleitung
steht ein Verfügungsraum bereit, mit Im-
biss.
Um 10.54 Uhr, genau nach Plan, erscheint
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier
auf der Ehrentribüne, Ordner schieben
ihm eine Gasse frei. Die TV-Kameras, die
auf der benachbarten Pressetribüne in lan-
ger Reihe stehen, ficht das nicht an, sie
schwenken gar nicht erst um und scheinen
nur ein Ziel zu kennen: Die AfD auf der ge-
genüber liegenden Seite.
Mit einer umstrittenen Änderung der Ge-
schäftsordnung hat der alte Bundestag be-
wirkt, dass die Eröffnungsrede im neuen
Bundestag nicht von einem AfD-Abgeord-
neten gehalten werden kann. Der neuen
Regelung zufolge übernimmt der Abgeord-
nete mit der längsten Zugehörigkeit zum
Parlament die Rolle des Alterspräsidenten,
nicht wie bislang der älteste Abgeordnete.
Das wäre Wilhelm von Gottberg (77) ge-
wesen, bis 2011 CDU-Mitglied, langjähri-
ger Vorsitzender der Landsmannschaft Ost-
preußen und Gründungsmitglied der AfD
in Niedersachsen. Stattdessen darf ein an-
derer Adeliger die 19. Legislaturperiode er-
öffnen. Der ehemalige FDP-Vizepräsident
Hermann Otto Solms hat den Stab von
Wolfgang Schäuble (CDU) übernommen,
der zwar rund zwölf Dienstjahre mehr auf-
zuweisen hat, aber als Bundestagspräsident
kandidiert und sich nicht selbst fragen
kann, ob er die Wahl annimmt.
Solms, der vor vier Jahren deprimiert den
Abzug seiner Fraktion aus dem Bundestag
erleben musste, ist sichtlich stolz und be-
wegt. Sein Auftritt erinnert an die „Rück-
kehr der Jedi Ritter“, die liberale Schwär-
merei zu Beginn seiner Rede kommt aber
nicht bei allen Kollegen gut an. Solms geht
auf die „gefühlte Distanz“ zwischen Bür-
gern und Politik ein und sieht darin die

Demokratie insgesamt herausgefordert.
Mit Blick auf die AfD merkt er an: „Ich
warne davor, Sonderregelungen zu schaf-
fen, auszugrenzen oder gar zu stigmatisie-
ren. Wir alle haben das gleiche Mandat,
gleiche Rechte, aber auch gleiche Pflich-
ten.“

Neue Fronten Was in den sechs Stunden
der ersten Plenarsitzung unter der Kuppel
passiert, vermittelt einen guten Eindruck
von den künftigen Machtverhältnissen und
der neuen Rollenverteilung im Parlament,
auch wenn die angestrebte „Jamaika“-Ko-
alition von CDU, CSU,
FDP und Grünen vier Wo-
chen nach der Wahl noch
im Sondierungsmodus
feststeckt. Normalerweise
übernimmt der neue Bun-
destag die alte Geschäfts-
ordnung, diesmal ist das
komplizierter, denn vor al-
lem SPD und Linke ma-
chen sich für Änderungen
stark, die den parlamenta-
rischen Ablauf betreffen.
Und so liegen gleich ein
Dutzend Anträge oder Än-
derungsanträge auf dem Tisch. Im Mittel-
punkt der Kritik: Die Regierungsbefragung
und die Fragestunde, Formate, die als uner-
giebig und langweilig gelten.
So will die SPD künftig vier Mal im Jahr
die Bundeskanzlerin direkt zur Befragung
zitieren, eine „Selbstverständlichkeit“, wie
Carsten Schneider (SPD) findet. Michael
Grosse-Brömer (CDU) würde schon über
Reformen reden, jedoch dürfe das Frage-
recht nicht zum „Kampfinstrument der
Opposition“ werden. Die Linke will die
vier laut Grundgesetz vorgeschriebenen
Ausschüsse Auswärtiges, Europa, Verteidi-
gung und Petitionen sofort einsetzen und
nicht die Regierungsbildung abwarten und
auch nicht einen allgemeinen Hauptaus-
schuss beauftragen wie beim letzten Mal.
Jan Korte (Linke) argumentiert: „Die Wäh-
ler haben einen Anspruch darauf, dass das
Parlament arbeitet.“ Britta Haßelmann
(Grüne) fragt zurück, warum es eigentlich
ausgerechnet diese Ausschüsse sein müss-
ten und nicht etwa auch der Geschäftsord-
nungs- und Immunitätsausschuss.
Die AfD verlangt spezielle Minderheits-
rechte und eine Rückkehr zur vorherigen
Alterspräsidenten-Regelung. Bernd Bau-
mann (AfD) mutmaßt, seine Partei solle
ausgegrenzt werden, dabei habe sich die
alte Regelung in 150 Jahren Parlamentsge-
schichte bewährt und sei nur einmal von
den Nazis 1933 geändert worden. Die Pro-
vokation schlägt an, Empörung macht sich
breit, der Tag hat seinen „Aufreger“. Die
Anträge werden mit den Stimmen von
Union, FDP und Grünen zur weiteren Be-

ratung in den Ältestenrat überwiesen. „Ja-
maika“ funktioniert also schon.
Ein Antrag der Union (19/1) wird gegen
die Stimmen der AfD beschlossen, er sieht
die Fortführung der Geschäftsordnung vor,
allerdings unter Ausschluss der speziell für
18. Legislatur vereinbarten Minderheits-
rechte. Eine Opposition aus SPD (153),
AfD (92), Linken (69) und zwei Fraktions-
losen käme immerhin auf rund 45 Prozent
der Mandate, die „Jamaika“-Koalition wür-
de über rund 55 Prozent der Mandate ver-
fügen, deutlich weniger als die 80 Prozent
der alten „Groko“.

Als Solms die Wahl des Prä-
sidenten ankündigt, ist es
schon nach Mittag. Am
Wahlausgang kann kein
Zweifel bestehen, Schäuble
ist der einzige Kandidat,
und die anderen Fraktio-
nen außer der AfD haben
Zustimmung signalisiert.
Die namentliche Abstim-
mung zieht sich hin, gut,
dass es draußen im Flur
Kaffee, Kuchen und belegte
Brötchen gibt. Um
13.10 Uhr liegt das Wahler-

gebnis vor: Für den langjährigen Finanzmi-
nister haben 501 Abgeordnete votiert, 173
dagegen bei 30 Enthaltungen. Glanzvoll ist
das nicht, aber es reicht allemal. Der
dienstälteste Abgeordnete, der nun Präsi-
dent ist, nimmt Glückwünsche entgegen
und verschwindet allmählich hinter einer
bunten Wand von Blumensträußen.

Abgeklärter Auftritt Der Schüler Wolf-
gang Schäuble war früher Klassenbester,
stets ein Stück gescheiter als seine Umge-
bung, ein Hochbegabter mit politischem
Ehrgeiz, jetzt hat er mit 75 Jahren die
höchste Stufe seiner Karriereleiter erreicht.
Er scheint zufrieden, nickt mit dem Kopf
und lächelt. Langsam fährt er im Rollstuhl
nach vorne zum Rednerpult, ruckelt sich
zurecht und will anfangen, aber er ist gar
nicht zu hören. „Mikro!“ schreit jemand.
„Muss ich selber drücken?“ fragt Schäuble
in den Plenarsaal zurück, in dem es plötz-
lich zum ersten Mal an diesem Tag fröhlich
zugeht. Schäuble lässt sich nicht irritieren,
lacht und verkündet: „Aller Anfang ist
schwer, also fangen wir noch einmal von
vorne an.“
In Schäubles Antrittsrede und bei der an-
schließenden Wahl der Vizepräsidenten
wird deutlich, warum es sinnvoll sein
kann, in einer Zeit der Umbrüche einen
solchen Mann an die Spitze des Parlamen-
tes zu wählen, der so vieles schon erlebt
und ertragen hat. Jetzt, wo er auch das Mi-
krofon im Griff hat, vermittelt Schäuble
die nötige Gelassenheit und Entschlossen-
heit. Souverän leitet er die Sitzung, als hät-

te er nie etwas anderes getan. Er wirbt für
die parlamentarische Kultur, für die Bereit-
schaft, mit Anstand zu streiten und Mehr-
heitsentscheidungen zu akzeptieren, statt
sie „als verräterisch oder sonst wie zu de-
nunzieren“. Er fügt an: „Prügeln sollten wir
uns hier nicht, auch nicht verbal.“ Sein
Credo: „Veränderung war immer.“
Es ist spät geworden und die Wahl der Vi-
zepräsidenten zieht sich wie Kaugummi.
Überraschungen sind nicht mehr zu erwar-
ten. Dass AfD-Kandidat Albrecht Glaser die
nötige Mehrheit verfehlen wird, ist schon
länger gewiss, ihm wird wegen seiner is-
lamkritischen Äußerungen die nötige Zu-
stimmung verweigert. Der Kandidat schei-
tert in drei Wahlgängen, wie einst PDS-
Kandidat Lothar Bisky 2005, der damals
noch ein viertes Mal ohne Erfolg antrat
und seine Kandidatur dann zurückzog, wo-
raufhin Petra Pau gewählt wurde.
Auf Glaser entfallen 115, 123 und 114 Ja-
Stimmen, bei zuletzt 545 Gegenstimmen.
Schäuble stellt klar, einen weiteren Wahl-
gang wird es nun nicht geben. Sollte Glaser
nochmals antreten wollen, müsste vorher
der Ältestenrat Grünes Licht geben. Die an-
deren fünf Kandidaten werden im ersten
Durchgang gewählt: Das beste Ergebnis er-
zielt Hans-Peter Friedrich (CSU) mit 507
Stimmen, auf Wolfgang Kubicki (FDP)
und Claudia Roth (Grüne) entfallen je 489
Stimmen, Pau kommt auf 456 Ja-Stimmen,
Thomas Oppermann (SPD) auf 396.
Für den neuen Präsidenten endet um 17.01
Uhr ein sehr langer Plenartag. Nun steht
nur noch ein Tagesordnungspunkt auf dem
Programm, der auch noch allgemeine Vor-
freude auslöst: Feiern und Small Talk auf
der Fraktionsebene im Reichstag, wo sich
auch die Versorgungslage schlagartig bes-
sert. Es werden Häppchen gereicht zu Sekt,
Wein, Bier, O-Saft oder Wasser. Zufrieden
mischen sich auch die Vizepräsidenten un-
ters Volk. Friedrich freut sich auf die neue
Aufgabe und rechnet nicht mit größeren
Problemen. Im Umgang mit der AfD plä-
diere er für mehr Gelassenheit. Kubicki fin-
det, eigentlich sei alles wie immer, mit ei-
ner Ausnahme: „Der Kieler Landtag ist halt
kleiner als der Bundestag.“ Pau verrät, dass
sie wieder aufgeregt war vor der Wahl. Ihre
goldene Regel für das Präsidium: „Hart in
der Sache, aber niemals persönlich verlet-
zend.“ Oppermann ist froh, den „großko-
alitionären Einheitsbrei“ hinter sich zu ha-
ben. Claudia Roth ist nach etlichen Umar-
mungen irgendwo abgetaucht und gerade
nicht ansprechbar. Claus Peter Kosfeld T

Der FDP-Politiker Hermann Otto Solms (am Rednerpult) eröffnete als Alterspräsident die konstituierende Sitzung des 19. Bundestages und warb in seiner Ansprache für eine „lebendige, lebensnahe Debattenkultur“. © picture-alliance/Ralf Hirschberger/dpa

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Demokra-
tischer

Streit ist
notwendig,
aber nach
Regeln.«

Wolfgang Schäuble,
Bundestagspräsident

»Ich warne
davor,

Sonder-
regelungen

zu
schaffen.«

Hermann Otto Solms,
Alterspräsident
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Die Vizes
PRÄSIDIUM Sechs Stellvertreter soll
Bundestagspräsident Wolfgang
Schäuble (CDU) an die Seite bekom-
men. Fünf von ihnen hat der Bundestag
in seiner konstituierenden Sitzung
gewählt. Der AfD-Fraktion steht
ebenfalls ein Posten zu. Doch weil
deren Kandidat Albrecht Glaser wegen
umstrittener Äußerungen zum Islam
in allen drei Wahlgängen durchfiel,
bleibt der Platz zunächst vakant

Loyaler Diener
THOMAS OPPERMANN Streitbar und zielstrebig

So what“, kommentierte Thomas Op-
permann sein mäßiges Stimmergeb-
nis bei der Wahl der Bundestags-Vize-
präsidenten. Nur 396 Abgeordnete

votierten für den bisherigen SPD-Fraktions-
chef. Damit lag er knapp über dem Mindest-
quorum von 355 Stimmen und erhielt das
schlechteste Ergebnis aller gewählten Kandi-
daten. Er sei eben ein „streitbarer Politiker“,
sagte Oppermann, und müsse deshalb auch
mit „streitbaren Ergebnissen“ rechnen. In
der SPD sei es „rumpelig gelaufen“ bei der
Neuaufstellung der Spitzen in Partei und
Fraktion nach der heftigen Wahlniederlage.
Das ist wohl wahr: Zu wenig Frauen, zu we-
nig Parteilinke, lautete die Genossen-Kritik
nach den Nominierungen bei den Spitzen-
posten. Mittendrin im Ge-
rangel Thomas Oppermann,
der seinen Fraktionsvorsit-
zenden-Stuhl für Andrea
Nahles räumen musste und
zum Ausgleich dafür von ihr
für das Amt des Bundestags-
vizepräsidenten vorgeschla-
gen wurde. Das wollten aber
zwei Frauen haben, die bis-
herige Vizepräsidentin Ulla
Schmidt und die bisherige
Fraktionsgeschäftsführerin
Christine Lamprecht. Erst als beide kurzfris-
tig zurückzogen, kam Oppermann zum Zug.
Mit mageren 61 Prozent Zustimmung in der
Fraktion.
Thomas Oppermann musste hier erfahren,
dass Dankbarkeit nicht unbedingt eine Kate-
gorie in der Politik ist. Kein Kandidat der
Parteilinken, sondern konservativ in der SPD
und Niedersachse wie der neue SPD-Gene-
ralsekretär Lars Klingbeil, dazu keine Frau –
fast hätten diese „Negativ“-Eigenschaften im
neuen SPD-Personaltableau Oppermann um
die neue Karrierestation gebracht.
„Ihm fliegen keine Herzen zu“, sagt ein Sozi-
aldemokrat, der ihn gut kennt. Manchen gilt
Oppermann als zu intellektuell und über-
heblich, immer wieder stößt er mit flotten
Sprüchen in der eigenen Fraktion Genossen
vor den Kopf, vor allem wenn sie von links
kommen. Das mag sein mäßiges Ergebnis
bei der Vizepräsidentenwahl erklären.
Das neue Amt könnte Oppermanns letzte
bedeutende politische Station sein. Sein
Traum Innenminister wird für den früheren
Richter und passionierten Innenpolitiker
wohl ein Traum bleiben. Drei SPD-Kanzler-
kandidaten hatte Thomas Oppermann loyal

gedient – 2009 Frank-Walter Steinmeier,
2013 Peer Steinbrück und 2017 Martin
Schulz. Alle scheiterten, und mit ihnen in
gewisser Weise auch Oppermann, der sich
früh schon „in der ersten Reihe“ wähnte. Da-
bei können sich seine Karrierestationen se-
hen lassen: 1990 bis 2005 Landtagsabgeord-
neter in Niedersachsen, 1998 bis 2003 dort
Wissenschafts- und Kulturminister, seit 2005
im Bundestag, 2007 bis 2013 Erster Parla-
mentarischer Geschäftsführer der SPD-Frak-
tion, danach vier Jahre lang Fraktionschef.
Alles klassische Aufstiegsposten für eine Exe-
kutivkarriere, die aber bis auf die Minister-
zeit in Hannover ausgeblieben ist.
Auch in der Großen Koalition 2013 bis 2017
wäre Oppermann gerne Innenminister ge-

worden. Aber das Amt ging
an die CDU. Vielleicht war
dies ein Glück für Opper-
mann, denn er verstrickte
sich in die Affäre um den
SPD-Innenpolitiker Sebasti-
an Edathy. Unvorsichtiger-
weise hatte der SPD-Frakti-
onschef in der Affäre um pä-
dophile Neigungen den Prä-
sidenten des Bundeskrimi-
nalamts angerufen. Zeitwei-
se stand Oppermanns Kar-

riere auf der Kippe; er durfte auf Bewährung
bleiben. Er hat die SPD als Fraktionsvorsit-
zender insgesamt effizient und gut vertreten,
auch wenn er damit haderte, in einer Regie-
rungsfraktion nicht mehr bissiger Angreifer
sein zu können wie früher zu Oppositions-
zeiten als Fraktionsgeschäftsführer.
Dem geborenen Münsterländer war die Poli-
tik nicht in die Wiege gelegt. Als einziges von
vier Kindern durfte der Sohn eines Molkerei-
meisters studieren. Seine Stärken: Er kann
auf den Punkt genau formulieren und be-
sticht mit feinsinnigem Humor. Thomas Op-
permann hält sich durch Sport fit und sieht
jünger aus als seine 63 Jahre. Er ist ein „Ma-
chertyp“ wie seine mächtigen Förderer aus
der Niedersachsen-Connection der Partei, ob
Gerhard Schröder, Frank-Walter Steinmeier
oder Sigmar Gabriel. Immer wieder war es
Oppermanns Mantra, die SPD zur Regie-
rungspartei zu machen und das politische
Geschehen in Berlin mitzubestimmen. Das
muss er als neuer Bundestagsvizepräsident
nicht mehr. Und er braucht auch keinen wei-
teren SPD-Kanzlerkandidaten mehr hochle-
ben lassen. Das müssen jetzt andere in der
Partei. Hans Krump T

Drei Kanzler-
kandidaten
der SPD hat

Thomas
Oppermann
seit 2009

loyal gedient.

Konservative Akzente
HANS-PETER FRIEDRICH Bestes Ergebnis für den Bayern

Ein ausgleichendes Wesen, aber
auch Prinzipientreue und Entschei-
dungsstärke werden Hans-Peter
Friedrich (CSU) nachgesagt. Nicht

die schlechtesten Voraussetzungen für das
Amt eines Bundestags-Vizepräsidenten.
Der 60-jährige dreifache Familienvater aus
Oberfranken war „schon als Jugendlicher
Politiker“, wie er von sich selbst sagt. Als
im Gefolge der 1968er-Studentenbewe-
gung auch die Schulen hoch politisiert wa-
ren, wurde er 1974 einer der Gründer der
Schüler-Union, die sich damals als konser-
vativer Widerpart etablierte. Seine Berufs-
laufbahn begann der Volljurist mit wirt-
schaftswissenschaftlichem Zusatzstudium
1988 in Bonn beim Wirtschaftsministeri-
um, das ihn 1990 an die
Botschaft in Washington
abordnete. Im Jahr darauf
wechselte Friedrich als
Fachreferent zur CSU-Lan-
desgruppe im Bundestag,
dann war er von 1993 bis
1998 persönlicher Referent
des Landesgruppenchefs
Michael Glos.
1998 kam Friedrich selbst
in den Bundestag, zunächst
über die Landesliste, ab
2002 stets über das Direktmandat für den
Wahlkreis Hof. Schnell wurde er mit ver-
antwortlichen Aufgaben betraut, 1999 als
stellvertretender Vorsitzender des Partei-
spenden-Untersuchungsausschusses, an-
schließend 2002 des Untersuchungsaus-
schusses Wahlbetrug. Zudem war er Mit-
glied der beiden Kommissionen von Bun-
destag und Bundesrat für die Föderalis-
musreformen. Nach der Wahl 2005 wählte
die Unionsfraktion Friedrich zu einem ih-
rer stellvertretenden Vorsitzenden.
Vier Jahre später wurde die ehemalige
rechte Hand von Michael Glos selbst Vor-
sitzender der CSU-Landesgruppe. Als Mit-
glied des Koalitionsausschusses war er nun
unmittelbar an grundlegenden Entschei-
dungen des schwarz-gelben Bündnisses be-
teiligt. Gleichzeitig war Friedrich nun
Scharnier, oft genug aber auch Puffer zwi-
schen der Parteiführung in München unter
Horst Seehofer und der Gesamtfraktion be-
ziehungsweise der Bundesregierung. Der
„unabhängige Kopf“, als den ihn Seehofer
einmal charakterisierte, widersprach durch-
aus gelegentlich seinem Parteichef, bei-
spielsweise im Streit um die Rente mit 67.

Als 2011 Bundesverteidigungsminister Karl-
Theodor zu Guttenberg wegen einer teil-
weise abgeschriebenen Doktorarbeit zu-
rücktreten musste und Innenminister Tho-
mas de Maizière dessen Ressort übernahm,
benannte Seehofer Friedrich – dessen Dok-
tortitel unangefochtenen ist – als neuen
Bundesinnenminister. In diesem Amt setz-
te er deutlich konservative Akzente. So wi-
dersprach er gleich bei Amtsantritt der Aus-
sage von Bundespräsident Christian Wulff,
auch der Islam gehöre zu Deutschland. Die
hier lebenden Menschen islamischen
Glaubens gehörten zu Deutschland, sagte
Friedrich, „dass aber der Islam zu Deutsch-
land gehört, ist eine Tatsache, die sich auch
aus der Historie nirgends belegen lässt“.

Friedrich kämpfte für die
Vorratsdatenspeicherung
und den Einsatz von Bun-
destrojanern zur Verbre-
chensbekämpfung. In der
NSA-Affäre nahm er die
USA, die „im Kampf gegen
den Terrorismus unsere
wichtigsten Partner sind“,
gegen Vorwürfe in Schutz.
Bei Bildung der Großen
Koalition Ende 2013 nomi-
nierte Seehofer seinen Ge-

neralsekretär Alexander Dobrindt als Bun-
desverkehrsminister, um die Pkw-Maut
durchzusetzen. Im Gegenzug musste die
CSU das Innenministerium abgeben.
Friedrich wurde Landwirtschaftsminister.
Doch schon kurz nach Amtsantritt holte
ihn ein Vorfall aus der Zeit der Koalitions-
verhandlungen ein. Friedrich war, noch als
Innenminister, über Ermittlungen gegen
den SPD-Abgeordneten Sebastian Edathy
wegen Kinderpornografie-Verdachts infor-
miert worden. Davon hatte er SPD-Chef
Sigmar Gabriel in Kenntnis gesetzt, damit
dieser nicht Edathy für ein Regierungsamt
nominiere. Als nun die Staatsanwaltschaft
Ermittlungen gegen Friedrich wegen des
Verrats von Dienstgeheimnissen einleitete,
trat dieser zurück. Da er aber für die staats-
politische Motivation seines Handelns viel
Verständnis fand, wählte ihn die CDU/
CSU-Fraktion umgehend zum stellvertre-
tenden Vorsitzenden. Die Ermittlungen
wurden später eingestellt. Friedrich mag es
nun als weiteren Akt der Wiedergutma-
chung verstehen, dass er mit den meisten
Stimmen ins Bundestags-Präsidium ge-
wählt worden ist. Peter Stützle T

Dass der
Islam zu

Deutschland
gehört,

ist für den
CSU-Politiker
nicht belegt.

Sie bilden die Spitze des 19. Bundestags (von links nach rechts): Thomas Oppermann (SPD), Wolfgang Kubicki (FDP), Claudia Roth (Bündnis 90/Die Grünen), Präsident Wolfgang Schäuble (CDU), Petra Pau (Die Linke) und Hans-Peter Friedrich (CSU) © Deutscher Bundestag/Achim Melde

Das Präsidium des neuen Bundestages

Unerschrocken sie selbst
CLAUDIA ROTH Auch im Präsidium mit eigenem Stil

September 2015: Bundestagsvizeprä-
sidentin Claudia Roth arbeitet im
Plenum den nächsten Tagesord-
nungspunkt ab: „Interfraktionell

wird Überweisung der Vorlage auf Druck-
sache 18/6041 an die in der Tagesordnung
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen.
Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der
Fall.“ Der Text ist Standard, der Vortrag
Routine, der Rest Roth: „Hat dazu eigent-
lich jemals jemand Nein gesagt?“, fragt sie,
woraufhin aus den Reihen der SPD die
Mahnung kommt: „Machen Sie jetzt kei-
nen Scheiß!“. „Ich muss das immer fragen,
aber niemand sagt Nein“, erwidert Roth
und wendet sich an eine einzelne Abgeord-
nete: „Sind Sie einverstanden? – Gut. Dann
ist die Überweisung so be-
schlossen.“
Die Szene ist nicht unty-
pisch für die Grünen-Politi-
kerin, die bei ihrer Wahl
zur Vizepräsidentin im Ok-
tober 2013 versprochen
hatte, „es so zu machen,
wie ich bin“. Bunt, leiden-
schaftlich, schrill, so be-
schreiben manche die
62-Jährige, die vor vier Jah-
ren vom Langzeit-Vorsitz
ihrer Partei in das Bundestagspräsidium ge-
wechselt war. Roths Authentizität sei „be-
eindruckend“, urteilte 2014 CDU-Vize Ju-
lia Klöckner: „Ihre Unerschrockenheit, sie
selbst zu sein und Leute damit ins Staunen
zu versetzen, das ist beachtlich“. Da pas-
siert es schon mal, dass die Bundestagsvi-
zepräsidentin das Plenum animiert, einem
Abgeordneten ein Geburtstagsständchen
zu bringen, oder einem jungen Parlamen-
tarier eine „ziemlich pfiffige“ Jungfernrede
attestiert. „Präsidial war das nicht, dafür
aber ziemlich liebenswert. Roth halt“, hieß
es dazu in der „Süddeutschen Zeitung“.
Dabei ist Roth alles andere als „everybody’s
darling“, das belegen nicht nur die unzäh-
ligen Hassmails und Gewaltdrohungen an
ihre Adresse oder die Videoaufzeichnung
ihres Versuchs, bei den Einheits-Feierlich-
keiten 2016 mit pöbelnden Protestierern
ins Gespräch zu kommen. Sie ist streitbar,
unverstellt, eine Moralistin, die offene Em-
pörung ebenso wenig unterdrückt wie ehr-
liche Herzlichkeit.
Als älteste Tochter einer Lehrerin und eines
Zahnarztes 1955 im schwäbischen Ulm ge-
boren, wuchs Claudia Roth in einer linksli-

beralen Familie auf. Den Jungdemokraten,
bis 1982 ein FDP-Jugendverband, gehörte
sie von 1971 bis 1990 an. In München stu-
dierte sie Theaterwissenschaften; später ar-
beitete sie als Dramaturgin. Bevor Roth
1987 den Grünen beitrat, war sie schon –
nach der Zeit als Managerin der Polit-Rock-
Gruppe „Ton Steine Scherben“ – zwei Jah-
re lang Pressesprecherin der Grünen-Bun-
destagsfraktion; dies blieb sie bis zu ihrer
Wahl ins Europaparlament 1989. Bei der
folgenden Europawahl 1994 erfolgreiche
Spitzenkandidatin, avancierte sie anschlie-
ßend zur Fraktionsvorsitzenden.
Schon in Brüssel hatte sie sich insbesonde-
re als Menschenrechtspolitikerin profiliert;
folgerichtig übernahm sie nach ihrem

Wechsel in den Bundestag
1998 den Vorsitz des neu
geschaffenen Ausschusses
für Menschenrechte und
Humanitäre Hilfe. Das galt
als „Traumjob“ für Claudia
Roth, doch bereits 2001
legte sie ihr Abgeordneten-
mandat nieder, um für den
vakant gewordenen Partei-
vorsitz zu kandidieren.
Bei ihrer ersten Wahl zur
Grünen-Chefin fuhr die da-

malige Vorzeigefrau der Parteilinken dann
mit 91,5 Prozent ein Spitzen-Ergebnis in
der Grünen-Geschichte ein. Schon 2002
musste sie den Chefsessel indes wieder räu-
men: Grund war die von den Grünen spä-
ter gelockerte Trennung von Amt und
Mandat; denkbar knapp verpasste ein Par-
teitag die Zweidrittelmehrheit, die ihr trotz
neuerlichen Bundestagsmandats den Ver-
bleib an der Parteispitze ermöglicht hätte.
Roth wurde Menschenrechtsbeauftragte
der rot-grünen Bundesregierung, um 2004
in den Parteivorsitz zurückzukehren, nun
mit Bundestagsmandat.
Am Ende sollte sie mit insgesamt elf Jahren
länger als alle ihre Vorgänger an der Spitze
der Partei stehen und zu Gesicht und Stim-
me der Grünen werden. 2012 aber landete
Roth bei der Grünen-Urwahl der Spitzen-
kandidaten lediglich auf Platz vier; nach
der Bundestagswahl 2013 verzichtete sie
auf eine erneute Kandidatur für den Partei-
vorsitz und bewarb sich erfolgreich für ei-
nen Platz im Bundestagspräsidium. Am
Dienstag wurde sie mit 489 von 703 Stim-
men erneut zur Vizepräsidentin des Parla-
ments gewählt. Helmut Stoltenberg T

Lange Jahre
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Stimme des Ostens
PETRA PAU Von der DDR-Kaderschmiede ins Parlament

Wenn mir 1990 jemand ge-
sagt hätte: Du wirst Bun-
destagsabgeordnete und Vi-
zepräsidentin des Bundes-

tages, hätte ich ihn zum Arzt geschickt“,
gab Petra Pau (Die Linke) gegenüber der
FAZ einmal zu, selbst offenkundig verwun-
dert über ihren Werdegang. 1990, da arbei-
tete die 1,62 cm kleine Frau mit der mar-
kanten Igel-Frisur noch beim Zentralrat
des kommunistischen Jugendverbandes
der DDR (FDJ). Als sie den mit abgewi-
ckelt hatte, wurde sie arbeitslos. So kappte
die Einheit eine so typische wie gradlinige
DDR-Laufbahn: 1963 als Arbeiterkind in
Ost-Berlin geboren, studierte das junge
SED-Mitglied am Zentralinstitut der Pio-
nierorganisation „Ernst
Thälmann“, Pau wurde
Pionierleiterin und Unter-
stufenlehrerin für Deutsch
und Kunsterziehung. 1988
machte sie ihr Diplom in
Gesellschaftswissenschaften
an der Parteihochschule
„Karl Marx“. Dann fiel die
Mauer, doch Pau, die sich
selbst als „demokratische
Sozialistin“ tituliert, resig-
nierte nicht, sie nutzte die
Chancen, die sich ihr in den Wendewirren
und nach dem Untergang der SED boten,
und kletterte die Karriereleiter der Nachfol-
gepartei PDS zügig hoch. Obwohl sie
schon damals wenig Aufhebens um ihre
Person machte, wurde sie erst Bezirksvor-
sitzende in Hellersdorf, im Oktober 1991
stellvertretende Berliner Landesvorsitzende
und nur 14 Monate später Landesvorsit-
zende. Warum sie, die damals kaum je-
mand kannte? Das kann sie im Nachinein
selbst schwer erklären. Sicher ist, dass die
PDS und spätere „Linke“ damals, geschüt-
telt von schweren Grabenkämpfen zwi-
schen Fundis und Pragmatikern, um Erbe,
Zukunft und „Stasibeschluss“ stritt – der
„Run“ auf den schwierigen Job war daher
gering. Doch Pau schreckte das nicht. Sie
erwies sich als zäh, zielstrebig und durch-
setzungsstark, als eine mit langem Atem
und dickem Fell. Viele Jahre lang ackerte
sie ehrenamtlich in der Berliner Parteizen-
trale, bis sie Kurs auf den Bundestag nahm.
Dass sie für Überraschungen gut und trotz
ihrer freundlichen und unprätentiösen Art
keinesfalls zu unterschätzen ist, zeigte sie
erneut, als sie 1998 denkbar knapp das Di-

rektmandat im Wahlkreis Prenzlauer Berg/
Mitte gewann und dabei SPD-Spitzenkan-
didat Wolfgang Thierse in die Schranken
wies. Den Bundestag lernte Pau, die sich
vor allem für Bürgerrechte und gegen
Rechtsextremismus engagiert, daraufhin
aus allen Ecken und Winkeln kennen: als
Mitglied des Innenausschusses, als Obfrau
der Linken sowohl im BND- wie auch im
NSU-Untersuchungsausschuss und – er-
neut ausgestattet mit einem Direktmandat
– von 2002 bis 2005 mit Parteikollegin Ge-
sine Lötzsch als Einzelkämpferin ohne
Gruppenstatus und Fraktionsrechte; die
PDS hatte die Fünf-Prozent-Hürde verfehlt.
Bereits seit 2006 ist Pau, die zum Reform-
flügel der Linken zählt, Vizepräsidentin

des Bundestages, beliebt
und geachtet über die Par-
teigrenzen hinaus. Bei der
jüngsten Bundestagswahl
sicherte sie sich in ihrem
Wahlkreis Marzahn-Hel-
lersdorf zum fünften Mal
und mit einem Ergebnis
deutlich über dem Zweit-
stimmen-Anteil ihrer Partei
ein Direktmandat. In ih-
rem Kiez im Osten Berlins
ist die 54-Jährige seit mehr

als zwei Jahrzehnten fest verwurzelt: Mit
ihrem Mann wohnt sie wie nach wie vor in
der „Platte“, auf dem Balkon züchtet sie
Kräuter und Paprika.
Als Jugendliche habe sie beim Judo ge-
lernt, wie wichtig es sei, nach dem Hinfal-
len immer wieder aufzustehen und weiter-
zumachen, sagt sie. Genau das musste Pau
tun, als sie 2010 bei einer Rede im Bundes-
tag plötzlich ihre Stimme verlor. Monate-
lang war die Spitzenpolitikerin wegen ei-
ner neurologischen Erkrankung sprachlos
– ein Gau. Aber Pau machte weiter, lernte
das Sprechen neu, behielt ihren Platz im
Präsidium. Bei der Arbeit hilft ihr heute
ein spezielles Headset. Was für sie die
größten Herausforderungen der neuen Le-
gislatur sind? „Den gesellschaftlichen
Rechtsruck zu stoppen und umzukehren“,
sagt Pau. Die einzige Ost-Frau im Präsidi-
um will sich zudem weiter für eine Anglei-
chung der Lebensverhältnisse stark ma-
chen. „Ostdeutsche werden gegenüber
Westdeutschen noch immer benachteiligt:
Bei Löhnen, Gehältern, Arbeitszeiten, Ren-
ten.“ Das, findet Pau, „ist im Jahr 28 der
Einheit ein Unding“. Johanna Metz T
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Neustart im Bund
WOLFGANG KUBICKI Von Kiel ins Zentrum der Macht

Er hat lange gezögert mit einer Ent-
scheidung für Berlin. Über Jahrzehn-
te hat Wolfgang Kubicki die Bundes-
politik und die Politik seiner FDP

vor allem von der Seitenlinie in seiner Wahl-
Heimat im Ostseebad Strande nördlich von
Kiel verfolgt und von dort oben mit Lust am
forschen Auftritt und Hang zur Pointe kom-
mentiert. Das hat ihm in den eigenen Reihen
zwar oft den Ruf eines Enfant terrible einge-
bracht, seinem Ansehen beim Publikum auf
der anderen Seite aber auch nicht geschadet,
im Gegenteil: So mancher Ministerpräsident
in Kiel musste damit leben, dass man im
Rest der Republik vor allem den Namen Ku-
bicki mit dem Land an der Förde verband.
Mit Blick auf die Verlockungen und Verstri-
ckungen des Berliner Be-
triebs bezeichnete der lang-
jährige FDP-Fraktionsvorsit-
zende im Kieler Landtag sei-
ne Distanz einmal als pure
„Überlebensstrategie“. In
Berlin, so der schonungslose
Blick auf sich selbst, würde
er womöglich zum „Huren-
bock“ und zum „Trinker“
werden. Mittlerweile hat Ku-
bicki seine Meinung revi-
diert, er sieht sich „sittlich
und moralisch gefestigt“. Im diesjährigen
Bundestagswahlkampf trat er auf der Landes-
liste der Liberalen in Schleswig-Holstein als
Spitzenkandidat an und sorgte mit seiner
bundesweiten Prominenz neben Parteichef
Christian Lindner entscheidend mit dafür,
dass die FDP nach vier Jahren außerparla-
mentarischer Opposition wieder in den Bun-
destag einziehen konnte. In Berlin dürfte er
seither ein gefragter Ansprechpartner in Sa-
chen Jamaika-Koalition sein. Nach dem Sieg
der CDU bei der Landtagswahl in Schleswig-
Holstein im Mai dieses Jahres war Kubicki
daran beteiligt, ein solches Bündnis von
CDU, Liberalen und Grünen unter Minister-
präsidenten Daniel Günther (CDU) zu
schmieden.
So ganz fremd dürfte dem 65-Jährigen der
Parlamentsbetrieb in der Hauptstadt nicht
sein: Bei der ersten gesamtdeutschen Bundes-
tagswahl im Dezember 1990 zog Kubicki be-
reits schon einmal über die FDP-Landesliste
in den Bundestag ein und wurde dort Mit-
glied in den Ausschüssen für Wirtschaft, For-
schung und Technologie, Inneres und Peti-
tionen. 2002 folgte nochmals ein kurzes
Zwischenspiel im Bundestag.

Kubicki, der in Kiel darauf bedacht war, ei-
nen Draht zu Sozialdemokraten und Grünen
zu halten, warb häufig dafür, dass seine Partei
sich nicht mit einer Rolle als Mehrheitsbe-
schaffer der Union zufrieden geben solle. Ne-
ben seinem damaligen Parteifreund Jürgen
W. Möllemann gilt er als einer der Stichwort-
geber für das „Projekt 18“ – das für die Bun-
destagswahl 2002 das Ziel von 18 Prozent der
Zweitwählerstimmen ausgab. Der Anspruch,
vor allem die Art und Weise, wie dieses Ziel
vom damals jungen Parteivorsitzenden Gui-
do Westerwelle als erstem „Kanzlerkandida-
ten“ der FDP vorgetragen wurde, wirkten
überspannt. Aber 2009 bewiesen die Libera-
len bei der Bundestagswahl auch, dass ein Er-
gebnis von knapp 15 Prozent möglich ist.

Als die Nord-FDP bei der
Landtagswahl 2012 gegen
den Bundestrend mehr als
acht Prozent holte und die
Presse das mit dem „Kubi-
cki-Effekt“ erklärte, wandelte
sich das Bild auch innerhalb
der Partei: Aus dem Stören-
fried wurde nun ein Hoff-
nungsträger, der nach der
Abwahl der Bundes-FDP
nach 2013 als Parteivize
durch die Talkshows zog

und dort die Fahne der Liberalen hochhielt.
Kubicki, der in den 1970er Jahren in Kiel ein
Studium der Volkswirtschaft absolvierte, hat
im Anschluss neben dem Beruf ein Jurastudi-
um aufgesattelt, das er 1985 mit dem zwei-
ten Staatsexamen abschloss. Seither ist er als
Rechtsanwalt in eigener Sozietät tätig – ein
Umstand, auf den der Liberale gern hinweist,
um seine Unabhängigkeit von politischen
Mandaten zu unterstreichen.
Vorläufiger Höhepunkt seiner politischen
Karriere dürfte die Wahl zum Vizepräsiden-
ten des Bundestages sein: 489 Stimmen aus
dem Plenum konnte Kubicki bei der konsti-
tuierenden Sitzung des 19. Bundestages für
sich verbuchen. Für manche politische Beob-
achter gilt er allerdings als Bundestagsvize
auf Zeit. Zwar hatte er im Wahlkampf beteu-
ert, dass ein Ministeramt nicht sein „Her-
zenswunsch“ sei. Doch ist es nicht ausge-
schlossen, dass er am Ende doch noch als
Minister in eine Jamaika-Koalition eintreten
wird. Parteichef Lindner jedenfalls unter-
strich bei Kubickis Nominierung für das
Bundestagspräsidium, dass dies für den Fall
gelte, dass die FDP die „Oppositionsrolle“
übernehme. Alexander Heinrich T
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Die Vizes
PRÄSIDIUM Sechs Stellvertreter soll
Bundestagspräsident Wolfgang
Schäuble (CDU) an die Seite bekom-
men. Fünf von ihnen hat der Bundestag
in seiner konstituierenden Sitzung
gewählt. Der AfD-Fraktion steht
ebenfalls ein Posten zu. Doch weil
deren Kandidat Albrecht Glaser wegen
umstrittener Äußerungen zum Islam
in allen drei Wahlgängen durchfiel,
bleibt der Platz zunächst vakant

Loyaler Diener
THOMAS OPPERMANN Streitbar und zielstrebig

So what“, kommentierte Thomas Op-
permann sein mäßiges Stimmergeb-
nis bei der Wahl der Bundestags-Vize-
präsidenten. Nur 396 Abgeordnete

votierten für den bisherigen SPD-Fraktions-
chef. Damit lag er knapp über dem Mindest-
quorum von 355 Stimmen und erhielt das
schlechteste Ergebnis aller gewählten Kandi-
daten. Er sei eben ein „streitbarer Politiker“,
sagte Oppermann, und müsse deshalb auch
mit „streitbaren Ergebnissen“ rechnen. In
der SPD sei es „rumpelig gelaufen“ bei der
Neuaufstellung der Spitzen in Partei und
Fraktion nach der heftigen Wahlniederlage.
Das ist wohl wahr: Zu wenig Frauen, zu we-
nig Parteilinke, lautete die Genossen-Kritik
nach den Nominierungen bei den Spitzen-
posten. Mittendrin im Ge-
rangel Thomas Oppermann,
der seinen Fraktionsvorsit-
zenden-Stuhl für Andrea
Nahles räumen musste und
zum Ausgleich dafür von ihr
für das Amt des Bundestags-
vizepräsidenten vorgeschla-
gen wurde. Das wollten aber
zwei Frauen haben, die bis-
herige Vizepräsidentin Ulla
Schmidt und die bisherige
Fraktionsgeschäftsführerin
Christine Lamprecht. Erst als beide kurzfris-
tig zurückzogen, kam Oppermann zum Zug.
Mit mageren 61 Prozent Zustimmung in der
Fraktion.
Thomas Oppermann musste hier erfahren,
dass Dankbarkeit nicht unbedingt eine Kate-
gorie in der Politik ist. Kein Kandidat der
Parteilinken, sondern konservativ in der SPD
und Niedersachse wie der neue SPD-Gene-
ralsekretär Lars Klingbeil, dazu keine Frau –
fast hätten diese „Negativ“-Eigenschaften im
neuen SPD-Personaltableau Oppermann um
die neue Karrierestation gebracht.
„Ihm fliegen keine Herzen zu“, sagt ein Sozi-
aldemokrat, der ihn gut kennt. Manchen gilt
Oppermann als zu intellektuell und über-
heblich, immer wieder stößt er mit flotten
Sprüchen in der eigenen Fraktion Genossen
vor den Kopf, vor allem wenn sie von links
kommen. Das mag sein mäßiges Ergebnis
bei der Vizepräsidentenwahl erklären.
Das neue Amt könnte Oppermanns letzte
bedeutende politische Station sein. Sein
Traum Innenminister wird für den früheren
Richter und passionierten Innenpolitiker
wohl ein Traum bleiben. Drei SPD-Kanzler-
kandidaten hatte Thomas Oppermann loyal

gedient – 2009 Frank-Walter Steinmeier,
2013 Peer Steinbrück und 2017 Martin
Schulz. Alle scheiterten, und mit ihnen in
gewisser Weise auch Oppermann, der sich
früh schon „in der ersten Reihe“ wähnte. Da-
bei können sich seine Karrierestationen se-
hen lassen: 1990 bis 2005 Landtagsabgeord-
neter in Niedersachsen, 1998 bis 2003 dort
Wissenschafts- und Kulturminister, seit 2005
im Bundestag, 2007 bis 2013 Erster Parla-
mentarischer Geschäftsführer der SPD-Frak-
tion, danach vier Jahre lang Fraktionschef.
Alles klassische Aufstiegsposten für eine Exe-
kutivkarriere, die aber bis auf die Minister-
zeit in Hannover ausgeblieben ist.
Auch in der Großen Koalition 2013 bis 2017
wäre Oppermann gerne Innenminister ge-

worden. Aber das Amt ging
an die CDU. Vielleicht war
dies ein Glück für Opper-
mann, denn er verstrickte
sich in die Affäre um den
SPD-Innenpolitiker Sebasti-
an Edathy. Unvorsichtiger-
weise hatte der SPD-Frakti-
onschef in der Affäre um pä-
dophile Neigungen den Prä-
sidenten des Bundeskrimi-
nalamts angerufen. Zeitwei-
se stand Oppermanns Kar-

riere auf der Kippe; er durfte auf Bewährung
bleiben. Er hat die SPD als Fraktionsvorsit-
zender insgesamt effizient und gut vertreten,
auch wenn er damit haderte, in einer Regie-
rungsfraktion nicht mehr bissiger Angreifer
sein zu können wie früher zu Oppositions-
zeiten als Fraktionsgeschäftsführer.
Dem geborenen Münsterländer war die Poli-
tik nicht in die Wiege gelegt. Als einziges von
vier Kindern durfte der Sohn eines Molkerei-
meisters studieren. Seine Stärken: Er kann
auf den Punkt genau formulieren und be-
sticht mit feinsinnigem Humor. Thomas Op-
permann hält sich durch Sport fit und sieht
jünger aus als seine 63 Jahre. Er ist ein „Ma-
chertyp“ wie seine mächtigen Förderer aus
der Niedersachsen-Connection der Partei, ob
Gerhard Schröder, Frank-Walter Steinmeier
oder Sigmar Gabriel. Immer wieder war es
Oppermanns Mantra, die SPD zur Regie-
rungspartei zu machen und das politische
Geschehen in Berlin mitzubestimmen. Das
muss er als neuer Bundestagsvizepräsident
nicht mehr. Und er braucht auch keinen wei-
teren SPD-Kanzlerkandidaten mehr hochle-
ben lassen. Das müssen jetzt andere in der
Partei. Hans Krump T
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Konservative Akzente
HANS-PETER FRIEDRICH Bestes Ergebnis für den Bayern

Ein ausgleichendes Wesen, aber
auch Prinzipientreue und Entschei-
dungsstärke werden Hans-Peter
Friedrich (CSU) nachgesagt. Nicht

die schlechtesten Voraussetzungen für das
Amt eines Bundestags-Vizepräsidenten.
Der 60-jährige dreifache Familienvater aus
Oberfranken war „schon als Jugendlicher
Politiker“, wie er von sich selbst sagt. Als
im Gefolge der 1968er-Studentenbewe-
gung auch die Schulen hoch politisiert wa-
ren, wurde er 1974 einer der Gründer der
Schüler-Union, die sich damals als konser-
vativer Widerpart etablierte. Seine Berufs-
laufbahn begann der Volljurist mit wirt-
schaftswissenschaftlichem Zusatzstudium
1988 in Bonn beim Wirtschaftsministeri-
um, das ihn 1990 an die
Botschaft in Washington
abordnete. Im Jahr darauf
wechselte Friedrich als
Fachreferent zur CSU-Lan-
desgruppe im Bundestag,
dann war er von 1993 bis
1998 persönlicher Referent
des Landesgruppenchefs
Michael Glos.
1998 kam Friedrich selbst
in den Bundestag, zunächst
über die Landesliste, ab
2002 stets über das Direktmandat für den
Wahlkreis Hof. Schnell wurde er mit ver-
antwortlichen Aufgaben betraut, 1999 als
stellvertretender Vorsitzender des Partei-
spenden-Untersuchungsausschusses, an-
schließend 2002 des Untersuchungsaus-
schusses Wahlbetrug. Zudem war er Mit-
glied der beiden Kommissionen von Bun-
destag und Bundesrat für die Föderalis-
musreformen. Nach der Wahl 2005 wählte
die Unionsfraktion Friedrich zu einem ih-
rer stellvertretenden Vorsitzenden.
Vier Jahre später wurde die ehemalige
rechte Hand von Michael Glos selbst Vor-
sitzender der CSU-Landesgruppe. Als Mit-
glied des Koalitionsausschusses war er nun
unmittelbar an grundlegenden Entschei-
dungen des schwarz-gelben Bündnisses be-
teiligt. Gleichzeitig war Friedrich nun
Scharnier, oft genug aber auch Puffer zwi-
schen der Parteiführung in München unter
Horst Seehofer und der Gesamtfraktion be-
ziehungsweise der Bundesregierung. Der
„unabhängige Kopf“, als den ihn Seehofer
einmal charakterisierte, widersprach durch-
aus gelegentlich seinem Parteichef, bei-
spielsweise im Streit um die Rente mit 67.

Als 2011 Bundesverteidigungsminister Karl-
Theodor zu Guttenberg wegen einer teil-
weise abgeschriebenen Doktorarbeit zu-
rücktreten musste und Innenminister Tho-
mas de Maizière dessen Ressort übernahm,
benannte Seehofer Friedrich – dessen Dok-
tortitel unangefochtenen ist – als neuen
Bundesinnenminister. In diesem Amt setz-
te er deutlich konservative Akzente. So wi-
dersprach er gleich bei Amtsantritt der Aus-
sage von Bundespräsident Christian Wulff,
auch der Islam gehöre zu Deutschland. Die
hier lebenden Menschen islamischen
Glaubens gehörten zu Deutschland, sagte
Friedrich, „dass aber der Islam zu Deutsch-
land gehört, ist eine Tatsache, die sich auch
aus der Historie nirgends belegen lässt“.

Friedrich kämpfte für die
Vorratsdatenspeicherung
und den Einsatz von Bun-
destrojanern zur Verbre-
chensbekämpfung. In der
NSA-Affäre nahm er die
USA, die „im Kampf gegen
den Terrorismus unsere
wichtigsten Partner sind“,
gegen Vorwürfe in Schutz.
Bei Bildung der Großen
Koalition Ende 2013 nomi-
nierte Seehofer seinen Ge-

neralsekretär Alexander Dobrindt als Bun-
desverkehrsminister, um die Pkw-Maut
durchzusetzen. Im Gegenzug musste die
CSU das Innenministerium abgeben.
Friedrich wurde Landwirtschaftsminister.
Doch schon kurz nach Amtsantritt holte
ihn ein Vorfall aus der Zeit der Koalitions-
verhandlungen ein. Friedrich war, noch als
Innenminister, über Ermittlungen gegen
den SPD-Abgeordneten Sebastian Edathy
wegen Kinderpornografie-Verdachts infor-
miert worden. Davon hatte er SPD-Chef
Sigmar Gabriel in Kenntnis gesetzt, damit
dieser nicht Edathy für ein Regierungsamt
nominiere. Als nun die Staatsanwaltschaft
Ermittlungen gegen Friedrich wegen des
Verrats von Dienstgeheimnissen einleitete,
trat dieser zurück. Da er aber für die staats-
politische Motivation seines Handelns viel
Verständnis fand, wählte ihn die CDU/
CSU-Fraktion umgehend zum stellvertre-
tenden Vorsitzenden. Die Ermittlungen
wurden später eingestellt. Friedrich mag es
nun als weiteren Akt der Wiedergutma-
chung verstehen, dass er mit den meisten
Stimmen ins Bundestags-Präsidium ge-
wählt worden ist. Peter Stützle T
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Das Präsidium des neuen Bundestages

Unerschrocken sie selbst
CLAUDIA ROTH Auch im Präsidium mit eigenem Stil

September 2015: Bundestagsvizeprä-
sidentin Claudia Roth arbeitet im
Plenum den nächsten Tagesord-
nungspunkt ab: „Interfraktionell

wird Überweisung der Vorlage auf Druck-
sache 18/6041 an die in der Tagesordnung
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen.
Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der
Fall.“ Der Text ist Standard, der Vortrag
Routine, der Rest Roth: „Hat dazu eigent-
lich jemals jemand Nein gesagt?“, fragt sie,
woraufhin aus den Reihen der SPD die
Mahnung kommt: „Machen Sie jetzt kei-
nen Scheiß!“. „Ich muss das immer fragen,
aber niemand sagt Nein“, erwidert Roth
und wendet sich an eine einzelne Abgeord-
nete: „Sind Sie einverstanden? – Gut. Dann
ist die Überweisung so be-
schlossen.“
Die Szene ist nicht unty-
pisch für die Grünen-Politi-
kerin, die bei ihrer Wahl
zur Vizepräsidentin im Ok-
tober 2013 versprochen
hatte, „es so zu machen,
wie ich bin“. Bunt, leiden-
schaftlich, schrill, so be-
schreiben manche die
62-Jährige, die vor vier Jah-
ren vom Langzeit-Vorsitz
ihrer Partei in das Bundestagspräsidium ge-
wechselt war. Roths Authentizität sei „be-
eindruckend“, urteilte 2014 CDU-Vize Ju-
lia Klöckner: „Ihre Unerschrockenheit, sie
selbst zu sein und Leute damit ins Staunen
zu versetzen, das ist beachtlich“. Da pas-
siert es schon mal, dass die Bundestagsvi-
zepräsidentin das Plenum animiert, einem
Abgeordneten ein Geburtstagsständchen
zu bringen, oder einem jungen Parlamen-
tarier eine „ziemlich pfiffige“ Jungfernrede
attestiert. „Präsidial war das nicht, dafür
aber ziemlich liebenswert. Roth halt“, hieß
es dazu in der „Süddeutschen Zeitung“.
Dabei ist Roth alles andere als „everybody’s
darling“, das belegen nicht nur die unzäh-
ligen Hassmails und Gewaltdrohungen an
ihre Adresse oder die Videoaufzeichnung
ihres Versuchs, bei den Einheits-Feierlich-
keiten 2016 mit pöbelnden Protestierern
ins Gespräch zu kommen. Sie ist streitbar,
unverstellt, eine Moralistin, die offene Em-
pörung ebenso wenig unterdrückt wie ehr-
liche Herzlichkeit.
Als älteste Tochter einer Lehrerin und eines
Zahnarztes 1955 im schwäbischen Ulm ge-
boren, wuchs Claudia Roth in einer linksli-

beralen Familie auf. Den Jungdemokraten,
bis 1982 ein FDP-Jugendverband, gehörte
sie von 1971 bis 1990 an. In München stu-
dierte sie Theaterwissenschaften; später ar-
beitete sie als Dramaturgin. Bevor Roth
1987 den Grünen beitrat, war sie schon –
nach der Zeit als Managerin der Polit-Rock-
Gruppe „Ton Steine Scherben“ – zwei Jah-
re lang Pressesprecherin der Grünen-Bun-
destagsfraktion; dies blieb sie bis zu ihrer
Wahl ins Europaparlament 1989. Bei der
folgenden Europawahl 1994 erfolgreiche
Spitzenkandidatin, avancierte sie anschlie-
ßend zur Fraktionsvorsitzenden.
Schon in Brüssel hatte sie sich insbesonde-
re als Menschenrechtspolitikerin profiliert;
folgerichtig übernahm sie nach ihrem

Wechsel in den Bundestag
1998 den Vorsitz des neu
geschaffenen Ausschusses
für Menschenrechte und
Humanitäre Hilfe. Das galt
als „Traumjob“ für Claudia
Roth, doch bereits 2001
legte sie ihr Abgeordneten-
mandat nieder, um für den
vakant gewordenen Partei-
vorsitz zu kandidieren.
Bei ihrer ersten Wahl zur
Grünen-Chefin fuhr die da-

malige Vorzeigefrau der Parteilinken dann
mit 91,5 Prozent ein Spitzen-Ergebnis in
der Grünen-Geschichte ein. Schon 2002
musste sie den Chefsessel indes wieder räu-
men: Grund war die von den Grünen spä-
ter gelockerte Trennung von Amt und
Mandat; denkbar knapp verpasste ein Par-
teitag die Zweidrittelmehrheit, die ihr trotz
neuerlichen Bundestagsmandats den Ver-
bleib an der Parteispitze ermöglicht hätte.
Roth wurde Menschenrechtsbeauftragte
der rot-grünen Bundesregierung, um 2004
in den Parteivorsitz zurückzukehren, nun
mit Bundestagsmandat.
Am Ende sollte sie mit insgesamt elf Jahren
länger als alle ihre Vorgänger an der Spitze
der Partei stehen und zu Gesicht und Stim-
me der Grünen werden. 2012 aber landete
Roth bei der Grünen-Urwahl der Spitzen-
kandidaten lediglich auf Platz vier; nach
der Bundestagswahl 2013 verzichtete sie
auf eine erneute Kandidatur für den Partei-
vorsitz und bewarb sich erfolgreich für ei-
nen Platz im Bundestagspräsidium. Am
Dienstag wurde sie mit 489 von 703 Stim-
men erneut zur Vizepräsidentin des Parla-
ments gewählt. Helmut Stoltenberg T
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Stimme des Ostens
PETRA PAU Von der DDR-Kaderschmiede ins Parlament

Wenn mir 1990 jemand ge-
sagt hätte: Du wirst Bun-
destagsabgeordnete und Vi-
zepräsidentin des Bundes-

tages, hätte ich ihn zum Arzt geschickt“,
gab Petra Pau (Die Linke) gegenüber der
FAZ einmal zu, selbst offenkundig verwun-
dert über ihren Werdegang. 1990, da arbei-
tete die 1,62 cm kleine Frau mit der mar-
kanten Igel-Frisur noch beim Zentralrat
des kommunistischen Jugendverbandes
der DDR (FDJ). Als sie den mit abgewi-
ckelt hatte, wurde sie arbeitslos. So kappte
die Einheit eine so typische wie gradlinige
DDR-Laufbahn: 1963 als Arbeiterkind in
Ost-Berlin geboren, studierte das junge
SED-Mitglied am Zentralinstitut der Pio-
nierorganisation „Ernst
Thälmann“, Pau wurde
Pionierleiterin und Unter-
stufenlehrerin für Deutsch
und Kunsterziehung. 1988
machte sie ihr Diplom in
Gesellschaftswissenschaften
an der Parteihochschule
„Karl Marx“. Dann fiel die
Mauer, doch Pau, die sich
selbst als „demokratische
Sozialistin“ tituliert, resig-
nierte nicht, sie nutzte die
Chancen, die sich ihr in den Wendewirren
und nach dem Untergang der SED boten,
und kletterte die Karriereleiter der Nachfol-
gepartei PDS zügig hoch. Obwohl sie
schon damals wenig Aufhebens um ihre
Person machte, wurde sie erst Bezirksvor-
sitzende in Hellersdorf, im Oktober 1991
stellvertretende Berliner Landesvorsitzende
und nur 14 Monate später Landesvorsit-
zende. Warum sie, die damals kaum je-
mand kannte? Das kann sie im Nachinein
selbst schwer erklären. Sicher ist, dass die
PDS und spätere „Linke“ damals, geschüt-
telt von schweren Grabenkämpfen zwi-
schen Fundis und Pragmatikern, um Erbe,
Zukunft und „Stasibeschluss“ stritt – der
„Run“ auf den schwierigen Job war daher
gering. Doch Pau schreckte das nicht. Sie
erwies sich als zäh, zielstrebig und durch-
setzungsstark, als eine mit langem Atem
und dickem Fell. Viele Jahre lang ackerte
sie ehrenamtlich in der Berliner Parteizen-
trale, bis sie Kurs auf den Bundestag nahm.
Dass sie für Überraschungen gut und trotz
ihrer freundlichen und unprätentiösen Art
keinesfalls zu unterschätzen ist, zeigte sie
erneut, als sie 1998 denkbar knapp das Di-

rektmandat im Wahlkreis Prenzlauer Berg/
Mitte gewann und dabei SPD-Spitzenkan-
didat Wolfgang Thierse in die Schranken
wies. Den Bundestag lernte Pau, die sich
vor allem für Bürgerrechte und gegen
Rechtsextremismus engagiert, daraufhin
aus allen Ecken und Winkeln kennen: als
Mitglied des Innenausschusses, als Obfrau
der Linken sowohl im BND- wie auch im
NSU-Untersuchungsausschuss und – er-
neut ausgestattet mit einem Direktmandat
– von 2002 bis 2005 mit Parteikollegin Ge-
sine Lötzsch als Einzelkämpferin ohne
Gruppenstatus und Fraktionsrechte; die
PDS hatte die Fünf-Prozent-Hürde verfehlt.
Bereits seit 2006 ist Pau, die zum Reform-
flügel der Linken zählt, Vizepräsidentin

des Bundestages, beliebt
und geachtet über die Par-
teigrenzen hinaus. Bei der
jüngsten Bundestagswahl
sicherte sie sich in ihrem
Wahlkreis Marzahn-Hel-
lersdorf zum fünften Mal
und mit einem Ergebnis
deutlich über dem Zweit-
stimmen-Anteil ihrer Partei
ein Direktmandat. In ih-
rem Kiez im Osten Berlins
ist die 54-Jährige seit mehr

als zwei Jahrzehnten fest verwurzelt: Mit
ihrem Mann wohnt sie wie nach wie vor in
der „Platte“, auf dem Balkon züchtet sie
Kräuter und Paprika.
Als Jugendliche habe sie beim Judo ge-
lernt, wie wichtig es sei, nach dem Hinfal-
len immer wieder aufzustehen und weiter-
zumachen, sagt sie. Genau das musste Pau
tun, als sie 2010 bei einer Rede im Bundes-
tag plötzlich ihre Stimme verlor. Monate-
lang war die Spitzenpolitikerin wegen ei-
ner neurologischen Erkrankung sprachlos
– ein Gau. Aber Pau machte weiter, lernte
das Sprechen neu, behielt ihren Platz im
Präsidium. Bei der Arbeit hilft ihr heute
ein spezielles Headset. Was für sie die
größten Herausforderungen der neuen Le-
gislatur sind? „Den gesellschaftlichen
Rechtsruck zu stoppen und umzukehren“,
sagt Pau. Die einzige Ost-Frau im Präsidi-
um will sich zudem weiter für eine Anglei-
chung der Lebensverhältnisse stark ma-
chen. „Ostdeutsche werden gegenüber
Westdeutschen noch immer benachteiligt:
Bei Löhnen, Gehältern, Arbeitszeiten, Ren-
ten.“ Das, findet Pau, „ist im Jahr 28 der
Einheit ein Unding“. Johanna Metz T
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Neustart im Bund
WOLFGANG KUBICKI Von Kiel ins Zentrum der Macht

Er hat lange gezögert mit einer Ent-
scheidung für Berlin. Über Jahrzehn-
te hat Wolfgang Kubicki die Bundes-
politik und die Politik seiner FDP

vor allem von der Seitenlinie in seiner Wahl-
Heimat im Ostseebad Strande nördlich von
Kiel verfolgt und von dort oben mit Lust am
forschen Auftritt und Hang zur Pointe kom-
mentiert. Das hat ihm in den eigenen Reihen
zwar oft den Ruf eines Enfant terrible einge-
bracht, seinem Ansehen beim Publikum auf
der anderen Seite aber auch nicht geschadet,
im Gegenteil: So mancher Ministerpräsident
in Kiel musste damit leben, dass man im
Rest der Republik vor allem den Namen Ku-
bicki mit dem Land an der Förde verband.
Mit Blick auf die Verlockungen und Verstri-
ckungen des Berliner Be-
triebs bezeichnete der lang-
jährige FDP-Fraktionsvorsit-
zende im Kieler Landtag sei-
ne Distanz einmal als pure
„Überlebensstrategie“. In
Berlin, so der schonungslose
Blick auf sich selbst, würde
er womöglich zum „Huren-
bock“ und zum „Trinker“
werden. Mittlerweile hat Ku-
bicki seine Meinung revi-
diert, er sieht sich „sittlich
und moralisch gefestigt“. Im diesjährigen
Bundestagswahlkampf trat er auf der Landes-
liste der Liberalen in Schleswig-Holstein als
Spitzenkandidat an und sorgte mit seiner
bundesweiten Prominenz neben Parteichef
Christian Lindner entscheidend mit dafür,
dass die FDP nach vier Jahren außerparla-
mentarischer Opposition wieder in den Bun-
destag einziehen konnte. In Berlin dürfte er
seither ein gefragter Ansprechpartner in Sa-
chen Jamaika-Koalition sein. Nach dem Sieg
der CDU bei der Landtagswahl in Schleswig-
Holstein im Mai dieses Jahres war Kubicki
daran beteiligt, ein solches Bündnis von
CDU, Liberalen und Grünen unter Minister-
präsidenten Daniel Günther (CDU) zu
schmieden.
So ganz fremd dürfte dem 65-Jährigen der
Parlamentsbetrieb in der Hauptstadt nicht
sein: Bei der ersten gesamtdeutschen Bundes-
tagswahl im Dezember 1990 zog Kubicki be-
reits schon einmal über die FDP-Landesliste
in den Bundestag ein und wurde dort Mit-
glied in den Ausschüssen für Wirtschaft, For-
schung und Technologie, Inneres und Peti-
tionen. 2002 folgte nochmals ein kurzes
Zwischenspiel im Bundestag.

Kubicki, der in Kiel darauf bedacht war, ei-
nen Draht zu Sozialdemokraten und Grünen
zu halten, warb häufig dafür, dass seine Partei
sich nicht mit einer Rolle als Mehrheitsbe-
schaffer der Union zufrieden geben solle. Ne-
ben seinem damaligen Parteifreund Jürgen
W. Möllemann gilt er als einer der Stichwort-
geber für das „Projekt 18“ – das für die Bun-
destagswahl 2002 das Ziel von 18 Prozent der
Zweitwählerstimmen ausgab. Der Anspruch,
vor allem die Art und Weise, wie dieses Ziel
vom damals jungen Parteivorsitzenden Gui-
do Westerwelle als erstem „Kanzlerkandida-
ten“ der FDP vorgetragen wurde, wirkten
überspannt. Aber 2009 bewiesen die Libera-
len bei der Bundestagswahl auch, dass ein Er-
gebnis von knapp 15 Prozent möglich ist.

Als die Nord-FDP bei der
Landtagswahl 2012 gegen
den Bundestrend mehr als
acht Prozent holte und die
Presse das mit dem „Kubi-
cki-Effekt“ erklärte, wandelte
sich das Bild auch innerhalb
der Partei: Aus dem Stören-
fried wurde nun ein Hoff-
nungsträger, der nach der
Abwahl der Bundes-FDP
nach 2013 als Parteivize
durch die Talkshows zog

und dort die Fahne der Liberalen hochhielt.
Kubicki, der in den 1970er Jahren in Kiel ein
Studium der Volkswirtschaft absolvierte, hat
im Anschluss neben dem Beruf ein Jurastudi-
um aufgesattelt, das er 1985 mit dem zwei-
ten Staatsexamen abschloss. Seither ist er als
Rechtsanwalt in eigener Sozietät tätig – ein
Umstand, auf den der Liberale gern hinweist,
um seine Unabhängigkeit von politischen
Mandaten zu unterstreichen.
Vorläufiger Höhepunkt seiner politischen
Karriere dürfte die Wahl zum Vizepräsiden-
ten des Bundestages sein: 489 Stimmen aus
dem Plenum konnte Kubicki bei der konsti-
tuierenden Sitzung des 19. Bundestages für
sich verbuchen. Für manche politische Beob-
achter gilt er allerdings als Bundestagsvize
auf Zeit. Zwar hatte er im Wahlkampf beteu-
ert, dass ein Ministeramt nicht sein „Her-
zenswunsch“ sei. Doch ist es nicht ausge-
schlossen, dass er am Ende doch noch als
Minister in eine Jamaika-Koalition eintreten
wird. Parteichef Lindner jedenfalls unter-
strich bei Kubickis Nominierung für das
Bundestagspräsidium, dass dies für den Fall
gelte, dass die FDP die „Oppositionsrolle“
übernehme. Alexander Heinrich T

Kubicki warb
dafür, dass sich
die FDP nicht

zum Mehr-
heitsbeschaffer
der Union ver-

kleinert.



6 NACH DER KONSTITUIERUNG Das Parlament - Nr. 44-45 - 30. Oktober 2017

Anzeige

W
eg mit dem Solida-
ritätszuschlag, run-
ter mit den Steu-
ern auf mittlere
Einkommen, mas-
siver Ausbau des

Digitalen: Würde der Bund in den nächs-
ten vier Jahren reichlich 100 Milliarden
Euro mehr einnehmen als in der letzten
Legislaturperiode – die schwarzen und gel-
ben und grünen Unterhändler hätten es
deutlich leichter, zumindest ein solides fi-
nanzielles Gerüst für eine gemeinsame Po-
litik bis 2021 zusammenzuzimmern. Über
die Ausweitung der Mütterrente müsste
kaum gestritten werden; nicht über die
Kosten für den Ausstieg aus der Kohlever-
stromung und den allmählichen Abschied
vom Verbrennungsmotor.
Indes: Das Bundesfinanzministerium
schätzt, dass mit Mehreinnahmen von al-
lenfalls 30 Milliarden Euro zu rechnen ist
– allerdings auch dies schon ein üppiges
Sümmchen, das als Schmiermittel für das
Jamaika-Getriebe wirken könnte. In der
ersten Sitzung, in der die Koalitions-Kon-
strukteure zur Sache kamen, legten sie
denn auch einmütig fest: Mehr als die
Steuerzahler dem Bund überweisen, soll
nicht ausgegeben werden. Die grundgesetz-
liche Schuldenbremse greife. Bei der
schwarzen Null werde es bleiben, verkün-
dete Bundestagsvizepräsident und FDP-Vi-
zevorsitzender Wolfgang Kubicki. Und
merkte gleich launig an: „Wir können auch
sagen, wir halten die grüne Null ein, das ist
mir völlig Wurst, oder die rote Null, es
bleibt jedenfalls bei Null.“
Geholfen hat ihm der flotte Satz nichts.
Grünen-Finanzunterhändler Jürgen Trittin
erklärte kühl, von einen Bekenntnis zur
schwarzen Null könne nach der ersten Ver-
handlungsrunde keine Rede sein: „Das
steht unter dem Vorbehalt, dass wir eine
Finanzplanung bekommen, und dass das
finanzierbar ist.“ Krach vor allem aber über
den Soli. Er werde „in dieser Legislaturperi-
ode komplett abgebaut“, verkündete Kubi-
cki forsch nach Sitzungsende. Prompt wi-
dersprach Trittin. In dem Punkt sei er „sehr
pessimistisch“. Beides sei nicht möglich:
ausgeglichener Haushalt und Soli-Ende.

Ein Papier Stilbildend geriet der Auftakt
des Sondierungs-Marathons also nicht ge-
rade. Immerhin gab es bei dem Unter-
händler-Treffen die Einigung auf ein ge-
meinsames Papier, in dem vereinbart wur-
de, finanzielle Spielräume gemeinsam aus-
zuloten: von der Steuerentlastung für Fa-
milien mit Kindern über die Förderung der
energetischen Gebäudesanierung bis zur
Ankurbelung des Mietwohnungsbaus.
Doch als es in der zweiten Runde um Kli-
maschutz und Einwanderung ging, konn-
ten die tiefen Gräben zunächst nicht ein-
mal mehr mit schmalen Not-Stegen über-
brückt werden. Eine Denkpause wurde
ausgerufen. Die Parteivorleute sollen den
Sondierungskarren wieder flottmachen.
Gleichwohl: Die Parteien stellten die hei-
kelsten Themenblöcke Finanzen, Klima,
Zuwanderung gleich an den Anfang des
Abtastens. Und der Gesprächsfaden zerriss
trotz erheblicher Differenzen nicht gleich
komplett. Durchaus möglich blieb mithin,
dass der Kieler Ministerpräsident Daniel
Günther (CDU) wem auch immer eine
Kiste Kieler Sprotten spendieren muss –
sein Wetteinsatz für den Befund: „Anfang
Dezember steht Jamaika.“ Er hat Erfahrung
als Regierungschef, der von einer erst kaum
für möglich gehaltenen Jamaika-Koalition
getragen wird. Als Günthers Stellvertreter
fungiert der Grüne Robert Habeck, der jetzt
in Berlin mit am Verhandlungstisch sitzt
und die Ausgangslage für die Unterhändler
durchaus nüchtern beschrieb: „Beim Kli-

maschutz, bei Europa, bei Finanzen, bei
der Steuerpolitik und auch bei Asyl ist es
so, dass die Parteiprogramme nicht zuei-
nander passen.“ Trotzdem werde nun ver-
sucht, ein Ergebnis zu finden, das „zumin-
dest für die nächsten Jahre stabil“ halte:
„Oder wir stehen vor einer politisch völlig
unkontrollierten Situation.“
Nämlich: Angela Merkel versucht sich als
Kanzlerin einer Minderheitsregierung.

Oder, ungleich wahrscheinlicher: Bundes-
präsident Frank-Walter Steinmeier löst den
Bundestag auf und setzt Neuwahlen an.
CDU, CSU, FDP und Grüne sehen für sich
darin nichts Gutes und befürchten einen
Stimmenzuwachs für die AfD. Um bei die-
sem Zwang zu Kompromissen gleichwohl
ihr Profil nicht zu verlieren, werden sich
die potenziellen Koalitionspartner vermut-
lich ein Vorzeigeprojekt ausbedingen.

Das wird schwierig, wie etwa der Themen-
komplex Flüchtlinge und Einwanderung
zeigt: Zwar fehlt nach der internen Eini-
gung der Unions-Schwestern der Reizbe-
griff „Obergrenze“. Dafür soll der jährliche
Zuzug möglichst auf 200.000 Menschen
begrenzt werden. Auch die FDP spricht
sich für mehr Zurückhaltung bei der
Flüchtlingsaufnahme aus. Die Grünen wol-
len den Familiennachzug für Flüchtlinge,

die zwar kein Asyl erhalten, aber geduldet
werden, wieder erleichtern. Er wurde von
Schwarz-Rot bis März 2018 ausgesetzt. Die
Union hält eine Verlängerung für nötig.
Zudem sollen weitere Staaten zu sicheren
Herkunftsländern erklärt und somit Ab-
schiebungen erleichtert werden.
Die Liberalen waren von ihrer Forderung,
den Solidaritätszuschlag ab 2019 komplett
zu streichen, schon zu Beginn der Koaliti-

ons-Sondierungen abgerückt. Jetzt die He-
rumeierei, ob das Ziel bis Ende der Legisla-
turperiode erreicht werden kann. Abschaf-
fen mit einem irgendwie gestaffelten Zeit-
plan: dafür ist die Union. Unumstritten
bleibt bei den Verhandlungspartnern, dass
die Steuerlast bei kleinen und mittleren
Einkommen gemindert werden soll – über
den Umfang muss noch gefeilscht werden.
Gegen eine stärkere Belastung höherer Ein-
kommen wehrt sich die CSU.
Bei den Grünen steht der Klimaschutz an
erster Stelle. Sie wollen die 20 schmutzigs-
ten Kohlekraftwerke sofort abschalten und
nach 2030 überhaupt keinen Strom aus
Kohle mehr dulden. Die FDP lehnt solche
Vorgaben ab – der Staat solle sich heraus-
halten, der Wettbewerb möge es regeln.
CDU und CSU werden sich da nicht ver-
kämpfen: Den Ausstieg aus der Braunkohle
würden sie wohl abnicken, freilich ohne
Festlegung auf ein festes Datum. Förderung
von Ökostrom? Zügig und umfänglich,
wenn es nach den Grünen geht, aber nicht
nach der FDP.
Kein Auto mit Verbrennungsmotor soll
nach 2030 noch Deutschlands Straßen be-
nutzen dürfen. Dieses Ziel der Grünen will
die CSU auf gar keinen Fall mittragen. Des-
gleichen die FDP. Merkel stuft den Ver-
brennungsmotor nur noch als Brücken-
technologie ein. Über ein Datum werden
die Grünen mit sich reden lassen: Der
„Einstieg in den Ausstieg“ würde Grünen-
Parteichef Cem Özdemir schon reichen.
Elektroautos wollen die Grünen fördern,
die Liberalen aber nicht.
Online-Durchsuchungen, Vorratsdaten-
speicherung, Videoüberwachung: Die Uni-
on pocht auf ein umfangreiches Maßnah-
menbündel zur Stärkung der Inneren Si-
cherheit. FDP und Grüne sperren sich da-
gegen, fordern aber auch wie die Union ei-
ne bessere Ausstattung der Polizei.
Die FDP findet bei der Union, nicht aber
bei den Grünen Unterstützung für die kla-
re Haltung, einen gemeinsamen Haushalt
für die Euro-Zone abzulehnen. Die Schul-
den der Mitgliedsstaaten dürften nicht ver-
gemeinschaftet werden.

Personalfragen Erst die Einigung in Sach-
fragen, dann das Übereinkommen über
Zahl und Zuschnitt der Ministerien, dann
die Personalien: Das ist die reine Lehre bei
allen Koalitionsverhandlungen, die auch
dieses Mal nicht eingehalten wird. Im Fo-
kus steht der Job des Bundesfinanzminis-
ters, über dessen Besetzung sich nach dem
Wechsel von Wolfgang Schäuble an die
Spitze des Bundestags immerhin einfacher
streiten lässt. FDP-Chef Christian Lindner
meinte: „Ein Grüner, ein CSU- oder ein
FDP-Finanzminister – alles wäre besser, als
das Kanzleramt und das Finanzministeri-
um weiterhin in CDU-Hand zu halten,
denn so wird durchregiert.“ Wenn er selbst
Finanzminister werden möchte, hat er es
damit nett umschrieben. Grünen-Chefin
Simone Peter stellte jedenfalls gleich klar,
die FDP solle „nicht davon ausgehen, dass
das Bundesfinanzministerium für sie ge-
setzt ist“. Denkt Peter insgeheim an Trittin,
der für die Grünen den Finanz-Bereich ver-
handelt?
Cem Özdemir ist es womöglich nicht un-
angenehm, dass sein Interesse am Job des
Außenministers von Parteifreunden öffent-
lich gemacht wird. Er schweigt dazu eisern.
Brachte aber ins Gespräch, die Grünen
könnten sich durchaus auch für das Wirt-
schaftsministerium interessieren. Und
dann ist da noch der Unterhändler Robert
Habeck, Umweltminister in Schleswig-Hol-
stein – künftig Bundesumweltminister?
Helfen wolle er wohl seiner Partei, erklärte
er auf Fragen: „Aber ich bin nicht auf Job-
suche.“ Franz Ludwig Averdunk T

Jamaika-Konstrukteure in der Sondierungspause (von links): Andreas Scheuer (CSU), Nicola Beer (FDP), Peter Tauber (CDU) und Michael Kellner (Grüne) © picture-alliance/Gambarini/dpa

Null bleibt Null
SONDIERUNGEN I Der Verhandlungs-Marathon stockt nach holprigem Beginn

Von Jamaika direkt in die Arktis
SONDIERUNGEN II Die bisherigen Vereinbarungen werden unterschiedlich interpretiert. Verhandlungsabschluss weiter in diesem Jahr vorgesehen

Schließlich mischte sich sogar der Altkanz-
ler ein: „Die Grünen eignen sich als Bett-
vorleger für Merkel, sie sind nun mal Op-
portunisten“, amüsierte sich Gerhard
Schröder (SPD) über die erste Phase der
Sondierungsgespräche von CDU, CSU,
FDP und Grünen zur Bildung des Jamaika-
Bündnisses. An Schröders Anekdoten stör-
ten sich die Grünen nicht besonders. Die
SPD sitzt nicht am Verhandlungstisch, son-
dern beginnt sich mit Anträgen und Ge-
setzentwürfen in die Oppositionsrolle ein-
zuarbeiten. Doch was die angehenden Ko-
alitionäre sich untereinander zu sagen hat-
ten und übereinander redeten, vermieste
die Stimmung am Verhandlungstisch in
der Berliner Parlamentarischen Gesell-
schaft unmittelbar am Reichstag in der
letzten Woche so sehr, dass die Verhandler
einen zusätzlichen Tagesordnungspunkt
aufsetzten: „Atmosphärisches.“
Ein Grund war, dass CSU-Politiker sich ih-
rer Mitgliedschaft in dem von ihrem Urva-
ter Franz Josef Strauß begründeten „Verein

für deutliche Aussprache“ erinnerten. Als
der Eindruck aufkam, die Grünen rekla-
mierten für sich das Amt des Vizekanzlers,
amüsierte sich CSU-Generalsekretär Andre-
as Scheuer über die in der möglichen Ko-
alition kleinste Fraktion: „Tofu predigen,
aber so schnell wie möglich an die Fleisch-
töpfe wollen: typisch grün.“ CSU-Landes-
gruppenchef Alexander Dobrindt wurde in
Sachen Flüchtlingspolitik genauso deut-
lich: „Ohne eine Begrenzung auf maximal
200.000 Menschen pro Jahr bleibt Jamaika
eine Insel in der Karibik – und das wird
keine Koalition in Berlin.“

Deutliche Aussprache Allerdings fühlt
sich mancher auch im hohen Norden oder
im tiefen Westen dem „Verein für deutliche
Aussprache“ verpflichtet, etwa Bundestags-
vizepräsident Wolfgang Kubicki (FDP), der
den Grünen fehlende Zuverlässigkeit vor-
warf: „Es fehlt hier ein Grundvertrauen
zwischen den Verhandlern.“ Das Vertrauen
sei aber Voraussetzung dafür, „dass Sie sich
darauf verlassen können, dass es keine un-
terschiedlichen Interpretationen gibt“.
Das bezog sich auf ein erstes Papier mit Er-
gebnissen der Sondierungsgepräche über
Steuern. Frohgemut hatte Kubicki ein Aus-
laufen des Solidaritätszuschlags bis 2021 in
Aussicht gestellt. Dem widersprach Jürgen

Trittin von den Grünen heftig. Darauf re-
gierte wiederum die FDP drastisch: „Mir
scheint, die Grünen sind nicht verhand-
lungsfähig“, stellte der Parlamentarische
Geschäftsführer der FDP, Marco Busch-
mann, fest. Wenn die Grünen „künftig an
jedem Morgen danach die Kompromisse
des Vorabends aufkündigen, könnten wir
uns die künftigen Sondierungsrunden
schenken“, warnte Buschmann, der den
Grünen auch bei den bisher strittig geblie-

benen Themen Klima und Migration eine
„Verweigerungshaltung“ attestierte. Grü-
nen-Chef Cem Özdemir konterte, einige
Sondierer würden den Steuertext „mutwil-
lig in ihrem Sinne“ interpretieren. In der
Folge verständigten sich die Sondierer
nicht mehr auf konkrete Punkte, sondern
legten in der Europapolitik nur noch einen
allgemein gehaltenen Text vor: Im „Geist
des Miteinanders“ wolle man die EU „mit
allen Partnern weiterentwickeln“.

Nachdem der sonnige Jamaika-Beginn sich
in eine Phase mit arktischen Temperaturen
weiterentwickelt hat, stellt sich die Frage
nach den Chancen des angestrebten Bünd-
nisses. CDU-Vizechefin Julia Klöckner ap-
pellierte: „Jeder wird sich bewegen müssen,
aber auch gut erklären müssen.“ Trotz der
geforderten Beweglichkeit sieht FDP-Gene-
ralsekretärin Nicola Beer die Chancen für
Jamaika noch bei 50 Prozent: Brücken
könne man immer bauen, aber es fehle an
„Baumaterial für tragfähige Lösungen“.
Dobrindt sprach inzwischen vom „Härte-
test“ für das angestrebte Bündnis.
Die Verhandler hoffen, dass die Tempera-
turen nach dem reinigenden Gewitter wie-
der steigen und die Gespräche wie geplant
weiterlaufen. Dann könnte es bereits in
dieser Woche drei Sitzungen der kleinen
Sondierungsrunde geben. Bis Mitte No-
vember könnte ein Sondierungspapier mit
Ergebnissen erstellt werden. Das ist für die
Grünen wichtig, die sich auf einem Partei-
tag das Plazet für die Aufnahme der eigent-
lichen Koalitionsverhandlungen geben las-
sen wollen. Mitte Dezember könnten Par-
teitage von CDU und CSU über einen Ko-
alitionsvertrag entscheiden, falls der bis da-
hin fertig sein sollte. FDP und Grüne wol-
len eine Mitgliederbefragung zum Koaliti-
onsvertrag durchführen. hle T

Wann kommt Jamaika? Journalisten warten auf die Sondierer. © picture-alliance/dpa
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Knifflige Entscheidungen
PERSONALIEN Die Fraktionen haben ihre Vorsitzenden und Parlamentarischen Geschäftsführer gewählt

Eine neue Koalition im Bund ist derzeit
allenfalls am fernen Horizont in Sicht
und dennoch haben die Fraktionen im
Bundestag bereits die ersten wichtigen
Personalentscheidungen getroffen. Das ist
notwendig, aber in mehrfacher Hinsicht
auch knifflig: Zum einen müssen dabei
innerparteiliche Balancen gewahrt wer-
den, also etwa Geschlechterquoten einge-
halten und regionaler Proporz beachtet,
das Personal der politischen Flügel oder
Strömungen angemessen eingebunden
werden. Und zum anderen bleiben ja
weitere wichtige Personalentscheidungen
noch offen – so lange jedenfalls, bis eine
neue Regierung steht. In diesen Zusam-
menhang gehören dann die nicht ganz
unbedeutenden Fragen, welche Abgeord-
nete und welcher Abgeordnete in welche
Ausschüsse entsendet werden oder – auf
Koalitionsseite – als Minister oder Minis-
terin in die Bundesregierung eintreten
sollen.

Union Auf CDU-Seite setzt man in der
Unionsfraktion auf Kontinuität: Frakti-
onsvorsitzender bleibt Volker Kauder, der
dieses Amt seit 2005 innehat. Kauder ist
damit der am längsten amtierende Vorsit-
zende in der Geschichte der Fraktionsge-
meinschaft aus CDU und CSU. Bestätigt

wurde auch der Erste Parlamentarische
Geschäftsführer der Unionsfraktion, der
Niedersachse Michael Grosse-Brömer, der
dieses Amt bereits seit 2012 bekleidet.
Neu aufgestellt hat sich hingegen die
CSU-Landesgruppe: An ihrer Spitze steht
nunmehr Ex-Verkehrsminister Alexander
Dobrindt, der auf die langjährige CSU-
Landesgruppenchefin Gerda Hasselfeldt
folgt, die nicht wieder für den Bundestag
kandidiert hatte. Als Parlamentarischer
Geschäftsführer wurde Stefan Müller ge-
wählt, der dieses Amt bereits zwischen
2009 und 2013 innehatte und in der
18. Wahlperiode Parlamentarischer Staats-
sekretär im Bildungsministerium war.

SPD Den inoffiziellen Titel der Oppositi-
onsführerin darf aller Voraussicht nach
Andrea Nahles (SPD) für sich beanspru-
chen. Die Sozialdemokraten sind bei der
Wahl zwar zweitstärkste Kraft im Bundes-
tag geworden, mussten aber deutliche
Verluste hinnehmen und entschieden
sich wohl auch deshalb klar gegen eine
Fortsetzung einer Koalition mit der Uni-
on und für den Gang in die Opposition:
Nahles, zwischen 2013 und 2017 Arbeits-
und Sozialministerin, dürfte fortan als
Vorsitzende ihrer Fraktion in den wichti-
gen Debatten das Erstrederecht zustehen,

bei einer Regierungserklärung würde sie
also zum Beispiel direkt auf den Beitrag
der Bundeskanzlerin antworten. An der
Seite Nahles‘ steht als neuer Erster Parla-
mentarischer Geschäftsführer der bisheri-
ge Fraktionsvize Carsten Schneider.

AfD Den Doppelvorsitz der erstmals im
Bundestag vertretenen AfD-Fraktion tei-

len sich Alexander Gauland und Alice
Weidel, die auch im Wahlkampf als Spit-
zenkandidaten aufgetreten waren. Zum
Ersten Parlamentarischen Geschäftsführer
wählte die Fraktion Bernd Baumann aus
Hamburg.

FDP Ob Christian Lindner weiterhin die
FDP-Fraktion als Vorsitzender anführen

wird, dürfte we-
sentlich vom
Ausgang der
schwarz-gelb-
grünen Koaliti-
onsverhandlun-
gen abhängen.
Die FDP-Abge-
ordneten, die
bei der Bundes-
tagswahl ihren
Wiedereinzug
in den Bundes-
tag feiern konn-
ten, wählten ih-
ren Parteichef
mit liberal-un-
typischen 100
Prozent an die
Spitze ihrer
Fraktion. Als
Erster Parla-

mentarischen Geschäftsführer steht Lind-
ner der bisherige FDP-Bundesgeschäfts-
führer Marco Buschmann zur Seite.

Die Linke Für einige Aufmerksamkeit
sorgte Die Linke bei ihrer Fraktionsklau-
sur nach der Bundestagswahl: Zwar be-
stimmten die Abgeordneten die bisherige
Fraktionsvorsitzenden Sahra Wagenknecht

und Dietmar Bartsch wieder in ihrer
Funktion als Doppelspitze. Vorausgegan-
gen war jedoch ein Streit, in dem Katja
Kipping und Bernd Riexinger in ihrer Ei-
genschaft als Parteivorsitzende Mitspra-
cherechte im Fraktionsvorstand gefordert
hatten. Zum neuen Ersten Parlamentari-
schen Geschäftsführer wählten die Abge-
ordneten den bisherigen Fraktionsvize Jan
Korte.

Grüne Gewissermaßen in der Schwebe
sind die Personalfragen bei den Grünen,
auch bei ihnen wird viel vom Ergebnis
möglicher Koalitionsverhandlungen mit
Union und Liberalen abhängen: Die neue
Fraktion hat nach der Bundestagswahl ein-
vernehmlich beschlossen, dass der bisheri-
ge Vorstand die Geschäfte bis zur Wahl ei-
nes neuen Vorstandes weiterführen soll. Bis
dahin bleiben Katrin Göring-Eckardt und
Anton Hofreiter an der Spitze der Fraktion
und Britta Haßelmann Erste Parlamentari-
sche Geschäftsführerin. ahe T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Die Fraktionsspitzen im neuen Bundestag (von oben links nach unten rechts): Volker Kauder (CDU), Alexander Dobrindt
(CSU), Andrea Nahles (SPD), Alexander Gauland und Alice Weidel (beide AfD), Christian Lindner (FDP), Sahra Wagen-
knecht und Dietmar Bartsch (beide Die Linke), Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter (beide Grüne) © picture-alliance

D
ie Erleichterung ist ver-
nehmlich: Endlich wie-
der eine Opposition,
hieß es in der vergange-
nen Woche nach einer
lebhaften Debatte zur

Geschäftsordnung in der Konstituieren-
den Sitzung des Bundestages. Nach vier
Jahren Großer Koalition, während derer
den kleinen Oppositionsfraktionen Die
Linke und Bündnis 90/Die Grünen auf
die Legislaturperiode begrenzt eigens Son-
derreglungen zugestanden wurden, um
ihnen überhaupt ein Mindestmaß an
Rechten zur Kontrolle der Regierung ein-
zuräumen, scheinen die Verhältnisse nun
wieder klarer: Einem sich womöglich ab-
zeichnenden Jamaika-Bündnis mit 393
Stimmen im Plenum steht nun eine zwar
disparate aber der Größe nach kraftvolle
Opposition der Fraktionen von SPD, Die
Linke und AfD mit zusammen 314 Stim-
men, nebst zwei fraktionslosen Abgeord-
neten, gegenüber. In der vergangenen Le-
gislaturperiode lag das Kräfteverhältnis
zwischen Koalition und Opposition bei
80:20 – und das hatte Folgen für die poli-
tische Diskussionskultur im Land. Häufig
wurde kritisiert, dass der Bundestag nicht
mehr Arena für den politischen Schlagab-
tausch sei, sich diese Bühne etwa in der
Flüchtlingspolitik verlagert habe in sozia-
le Netzwerke, in denen keine parlamenta-
rischen Regeln wirksam sind, und oft ge-
nug nicht einmal die Regeln des respekt-
vollen Umgangs mit politisch Andersmei-
nenden zu gelten scheinen.

Hauptaufgabe einer Opposition ist die
Kontrolle der Regierung. In einer parla-
mentarischen Demokratie zeichnet zwar
das Parlament insgesamt für die Regie-
rungskontrolle verantwortlich, doch in der
Praxis herrscht eine klassische Rollenver-
teilung. Während die Mehrheitsfraktion
oder -fraktionen der Regierung und ihren
Zielen die nötige parlamentarische Mehr-
heit sichern, liegt die Kontrollfunktion
eher bei der Opposition. Im Bundestag
steht ihr dafür eine ganze Palette an In-
strumenten zur Verfügung, um der Regie-
rung auf den Zahn zu fühlen. Jedoch sind
wichtige Rechte durch das Grundgesetz
und durch die Geschäftsordnung des Bun-
destages an Mindestvoraussetzungen ge-
knüpft. So liegt das Quorum für eine Nor-
menkontrollklage, eine Subsidiaritätskla-
ge, die Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses oder einer Enquete-Kommissi-
on sowie die Ansetzung einer öffentlichen
Anhörung in den Fachausschüssen bei ei-
nem Viertel aller Abgeordneten.
Über der Normenkontrollklage können Ab-
geordnete erreichen, dass das Bundesverfas-
sungsgericht in Karlsruhe darüber entschei-
det, ob Gesetze im Einklang mit dem
Grundgesetz stehen. Bei einer Subsidiari-
tätsklage wiederum können Abgeordneten
vor dem Europäischen Gerichtshof in Lu-
xemburg klagen, wenn sie die Subsidiarität
in der EU-Gesetzgebung verletzt sehen. Die
Einberufung eines Untersuchungsausschus-
ses schließlich, häufig als „schärfstes
Schwert“ der Opposition bezeichnet, regelt
das Grundgesetz in Artikel 44: „Der Bun-

destag hat das Recht und auf Antrag eines
Viertels seiner Mitglieder die Pflicht, einen
Untersuchungsausschuss einzusetzen (…).“

Schwelle Die einzige Fraktion, die aus ei-
gener Kraft über die wichtige Schwelle von
25 Prozent kommt, ist die Unionsfraktion
– ihre Abgeordneten machen mehr als ein
Drittel aller Stimmen im Plenum aus. Setzt
man nun voraus, dass sich Union, Liberale
und die Grünen am Ende doch auf eine Ja-
maika-Koalition verständigen können,
dann stellen die Sozialdemokraten als
zweitgrößte Kraft die größte Oppositions-
fraktion im Bundestag. Allerdings fehlte
den SPD-Abgeordneten für das Quorum
von einem Viertel aller Abgeordneten (das
wären 178 Abgeordnete) ganze 25 Stim-
men. Soll heißen: In wichtigen Fragen wie
der Einberufung von Untersuchungsaus-
schüssen sind die Sozialdemokraten ange-
wiesen auf die punktuelle Zusammenarbeit
mit einer anderen Oppositionskraft. Da
Spitzenvertreter aller „etablierten“ Parteien
eine Zusammenarbeit mit der AfD im Par-
lament ausschließen, ist das nach Lage der
Dinge die Fraktion Die Linke. Wenn man
in Rechnung stellt, dass sich die Linkspartei
ihrem Selbstverständnis nach auch als Ant-
wort auf die heftig kritisierte Agenda 2010
der Sozialdemokraten versteht, dürfte das
keine ganz einfache Konstellation sein.
Carsten Schneider, der neue Erste Parla-
mentarische Geschäftsführer der Sozialde-
mokraten, gab sich Anfang Oktober gelas-
sen: Die SPD werde mit der Linken „profes-
sionell kooperieren – da, wo es notwendig

ist“. Die damals noch amtierende Amtskol-
legin in der Linksfraktion, Petra Sitte, zeigte
sich schon skeptischer, hielt es aber für
sinnvoll, über „inhaltliche Schnittstellen“
den gegenseitigen Zugang auszubauen.
Eine solche Schnittstelle könnte eines Tages
das Interesse sein, eine Regierung unter Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU) abzulö-
sen. Das ist von heute aus besehen politisch
unwahrscheinlich, wäre mit Blick auf die
Mehrheitsverhältnisse aber rechnerisch auch
nicht unmöglich. Nach Artikel 67 Grundge-
setz kann der Bundestag dem Bundeskanzler
mit absoluter Mehrheit, also der Mehrheit
aller Abgeordneten, das Misstrauen ausspre-
chen und einen neuen Kanzler wählen. Der
Antrag für ein solches konstruktives Miss-
trauensvotum muss laut Geschäftsordnung
des Bundestags von mindestens einem Vier-
tel aller Abgeordneten eingebracht werden.
Gleiches gilt für den Antrag auf Wahl eines
neuen Bundeskanzlers, wenn eine Vertrau-
ensfrage des Kanzlers nach Artikel 68
Grundgesetz gescheitert ist.
Bei einer anderen Hürde kommen aber So-
zialdemokraten und Linke selbst zusam-
men nicht auf einen grünen Zweig: So
muss der Bundestagspräsident das Parla-
ment gemäß Artikel 39 Absatz des Grund-
gesetzes einberufen, wenn dies ein Drittel
aller Abgeordneten verlangt. Das ist zum
Beispiel dann relevant, wenn außerhalb
von Sitzungswochen über dringende Fragen
beraten und entschieden werden muss. Zu-
sammen stellen SPD-Fraktion und Linke in
der Opposition nur gut 31 Prozent aller Ab-
geordneten – immer gemäß dem Fall, es

kommt zu einer Jamaika-Koalition. Und
die neu in den Bundestag eingezogene
AfD? Sie will unter anderem die Hürden
für die Einberufung von Untersuchungsaus-
schüssen besonders niedrig legen – auf 65
Abgeordnete, das entspricht nicht einmal
zehn Prozent aller Abgeordneten. Ein ent-
sprechender Änderungsantrag zur Ge-
schäftsordnung (19/5) scheiterte in der
Konstituierenden Sitzung an der geschlos-
senen Ablehnung der anderen Fraktionen.
In der Sitzung drehte sich die Diskussion
aber auch noch um ein weiteres Instrument
der Kontrolle: Bereits in der vergangenen Le-
gislaturperiode gab es Vorschläge für eine
Reform der Fragestunde und der Befragung

der Bundesregierung. Die Fraktionen von
SPD und Die Linke forderten nun in ihren
Änderungsanträgen (18/7; 18/8), dass künf-
tig die Parlamentarier festlegen, wozu die
Regierung befragt werden soll und dass sich
die Bundeskanzlerin außerdem in der Regie-
rungsbefragung viermal jährlich den Fragen
der Abgeordneten zu stellen habe. (siehe
auch Beitrag auf Seite 3). Carsten Schneider
(SPD) sagte in der Debatte der Parlamenta-
rischen Geschäftsführer, dass diese Meilen-
steine ohne „Blockade der Union“ längst be-
schlossen worden seien.

Fragerecht Jan Korte (Die Linke) sagte:
„Was wirklich nicht geht, ist, dass es eine Be-
fragung der Bundeskanzlerin lediglich in der
Bundespressekonferenz gibt.“ Offen für Re-
formdiskussion, wenngleich skeptischer äu-
ßerte sich Michael Grosse-Brömer (CDU):
Auch die Union wolle eine „lebendige und
informative Regierungsbefragung“. Das Fra-
gerecht müsse „aber Instrument der parla-
mentarischen Kontrolle bleiben“ und nicht
Oppositionsbühne werden. Marco Busch-
mann (FDP) störte sich an dem Versuch, „in
der konstituierenden Sitzung in ein komple-
xes Regelwerk einzusteigen, ohne vernünftige
Beratung, ohne Austausch, ohne Arbeit am
Detail leisten zu können“. Das sah Britta Ha-
ßelmann (Grüne) genauso: „Ich fände es
toll, wir berieten das zeitnah und in Ruhe.“
Die Anträge wurden mit den Stimmen von
Union, FDP und Grünen in den Ältestenrat
überwiesen gegen das Votum von SPD, AfD
und Linken, die eine Abstimmung in der Sa-
che gewünscht hatten. Alexander Heinrich T

Carsten Schneider (am Stehpult), neuer Parlamentarischer Geschäftsführer der Sozialdemokraten, schaltet nach vier Jahren Großer Koalition in der Konstituierenden Sitzung des
Bundestages schon mal auf Angriff. © picture-alliance/Kay Nietfeld/dpa

Hürden
zählen
OPPOSITION Um Minderheitenrechte
durchzusetzen, wären Sozialdemokraten
und Linke bei einer Jamaika-Koalition
auf Zusammenarbeit angewiesen

> STICHWORT
Oppositionsrechte

> Quorum Für die Einberufung von Unter-
suchungsausschüssen und für eine No-
menkontrollklage ist die Zustimmung von
einem Viertel der Abgeordneten nötig.

> Fraktionen Wichtige parlamentarische
Rechte können nur von Fraktionen oder
einer Gruppe von Abgeordneten in Frakti-
onsstärke (ein Fünftel aller Abgeordneten)
ausgeübt werden. Dazu gehört etwa das
Recht, Gesetzentwürfe und Anträge ein-
zubringen, Kleine und Große Anfragen zu
stellen, Aktuelle Stunden sowie die Anwe-
senheit eines Ministers zu verlangen.
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Rechtspopulist Babis gewinnt in Prag
TSCHECHIEN Sozialdemokraten stürzen ab. Schwierige Koalitionsverhandlungen erwartet

Der Unternehmer und Ex-Finanzminister
Andrej Babis ist der große Gewinner der
jüngsten tschechischen Parlamentswahlen.
In dieser Woche will Präsident Milos Ze-
man den 63-Jährigen offiziell mit der Re-
gierungsbildung beauftragen. Ob der unter
Betrugsverdacht stehende Babis Koalitions-
partner für eine Regierung unter seiner
Führung findet, ist bislang unklar. Einige
mögliche Koalitionspartner lehnen dies
bisher ab.
Babis’ Partei „Aktion unzufriedener Bür-
ger“ (Ano) war aus dem Urnengang erwar-
tungsgemäß als stärkste Kraft hervorgegan-
gen. Mit 29,6 Prozent (+11 Prozentpunkte)
deklassierte die Partei das zerrüttete politi-
sche Establishment der Republik. Im Abge-
ordnetenhaus wird Ano künftig 78 der 200
Sitze einnehmen. Ohnehin ist ein großes
Stühlerücken angesagt: Insgesamt werden
am 20. November 123 Abgeordnete neu
ins Parlament einziehen.

Sieg für Rechte Babis hatte im Wahl-
kampf mit klassisch rechtspopulistischer
Kritik an der EU, der Flüchtlingspolitik
und der vermeintlichen Korruption der po-
litischen Elite gepunktet. Allgemein konn-
ten rechte Parteien zulegen: Die europa-
skeptische ODS verzeichnete Zuwächse
und kam mit 11,32 Prozent (+3,6 Prozent-

punkte, 25 Mandate) auf den zweiten
Platz, liegt aber weit hinter ihren Spitzen-
werten von einst. Auf dem vierten Platz
landete mit 10,64 Prozent (22 Mandate)
die Rechtsaußenpartei SPD unter Führung
des japanisch-tschechischen Tomio Oka-
mura. Die christdemokratische KDU-CSL
(5,8 Prozent, 10 Mandate) verlor Stimmen.

Desaster für Sozialdemokraten Die So-
zialdemokratische Partei CSSD um Noch-
Ministerpräsident Bohuslav Sobotka erleb-
ten ein elektorales Desaster. Die Partei ver-
lor mehr als 13 Prozentpunkte und landete
mit 7,27 Prozent (15 Mandate) noch
knapp hinter der Kommunisten (7,76 Pro-
zent, 15 Mandate) auf dem sechsten Platz
Sobotkas Sozialdemokraten hatten mit
Ano und der KDU-CSL bisher die Regie-
rung gebildet.
Erstmals im Parlament vertreten sind die
Piraten, die auf 10,79 Prozent der Stimmen
(22 Mandate) kamen und über acht Pro-
zentpunkte hinzugewannen. Die liberal-
konservative STAN („Bürgermeister und
Unabhängige“) schaffte es mit 5,18 Pro-
zent knapp über die Fünfprozenthürde
und erhält sechs Mandate. Die Partei
TOP09 des ehemaligen Außenministers
Karel Schwarzenberg verlor deutlich und
kam nur noch auf 5,31 Prozent (7 Manda-

te). Für eine Überraschung sorgte der erst
21-jährige Dominik Feri. Dem Studenten,
der auf Listenplatz 36 antrat, gelang es,
Tausende Präferenzstimmen zu mobilisie-
ren und so ein Mandat für TOP09 in Prag
zu erringen. Das tschechische Listenwahl-
system lässt Präferenzstimmen zu.

Betrugsvorwürfe Der Wahl waren Tumul-
te in der Regierung vorausgegangen. Im
Mai hatte Sobotka Finanzminister Babis
wegen Betrugsvorwürfen gefeuert. Babis
soll EU-Fördergelder für den Bau eines Lu-
xushotels erschlichen haben. Im September
hatte das Parlament seine Immunität aufge-
hoben. Die Ermittlungen des Strafverfol-
gungsbehörden dauern an. Mit Konstituie-
rung des neuen Parlaments wäre Babis aber
laut Medienberichten wieder durch die Im-
munität geschützt. Er bestreitet die Vorwür-
fe. Auch das Europäische Amt für Betrugs-
bekämpfung hat sich der Sache angenom-
men. Es ist bei weitem nicht der einzige
Kritikpunkt an Babis: Während seiner Zeit
als Regierungsmitglied wurden dem Unter-
nehmer Interessenskonflikte vorgeworfen.
Zudem soll Babis auf die Berichterstattung
einer bedeutenden Zeitung, die zu seiner
Holding Agrofert gehört, Einfluss genom-
men haben, um politischen Gegnern zu
schaden. Sören Christian ReimerT

Neue Harmonie am rechten Rand
ÖSTERREICH ÖVP und FPÖ wollen bis Weihnachten Regierung bilden

Mit einem „Kassasturz“ gehen die Koaliti-
onsverhandlungen in Österreich am heuti-
gen Montag in die zweite Runde. Man wol-
le sich erst einmal einen Überblick über
die Finanzlage des Landes verschaffen, be-
vor über konkrete Inhalte gesprochen wer-
de, verkündeten Wahlsieger Sebastian Kurz
von der konservativen ÖVP und Heinz
Christian Strache, Chef der rechten FPÖ,
zu Beginn ihrer Gespräche in Wien. Bis
Weihnachten wollen beide ein Regierungs-
programm ausgehandelt haben; Kurz hat
dann alle Chancen, mit 31 Jahren jüngster
Regierungschef in der EU zu werden.
Seit vier Jahren Außenminister unter
Noch-Bundeskanzler Christian Kern (SPÖ)
hat Kurz erreicht, worauf er als neuer Par-
teichef zwei Jahre lang hingearbeitet hat:
Am 15. Oktober holte er bei der vorgezo-
genen Nationalratswahl 31,5 Prozent der
Stimmen für seine lange vor sich hin düm-
pelnde ÖVP – ein Zuwachs von 7,5 Pro-
zent im Vergleich zu 2013. Die Sozialde-
mokraten, die in Österreich seit 1970 – mit

Unterbrechung von 2000 bis 2007 – stän-
dig den Kanzler stellten, verwies er auf
Platz zwei. Das Ende der bisherigen Gro-
ßen Koalition in Wien scheint damit besie-
gelt, auch wenn sie rein rechnerisch mög-
lich wäre. Die inhaltlichen Gräben zwi-
schen Christsozialen und SPÖ sind aber
tiefer denn je, seit Kurz seine Partei im
Wahlkampf konsequent nach rechts ge-
rückt und insbesondere in der Flüchtlings-
und Migrationsfrage die Positionen der
FPÖ nahezu eins zu eins kopiert hat. Die
Rechtspopulisten bekamen das bitter zu
spüren: Zwar gewannen sie fünf Prozent-
punkte dazu, mit 26 Prozent landeten sie
aber hinter den Sozialdemokraten doch
nur auf dem dritten Platz.
In den vergangenen Monaten hatte Kurz
die Flüchtlingspolitik von Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) immer wieder deut-
lich kritisiert. Als Außenminister wirkte er
maßgeblich an der Schließung der Balkan-
Route mit und warb für die Abkehr von ei-
ner Politik der „offenen Grenzen“. Mit der
FPÖ verbindet ihn außerdem das Ziel, die
Steuern deutlich zu senken.
ÖVP und FPÖ seien durch „den Wunsch
nach einem tief greifenden Wandel in
Österreich geeint“, betonte Kurz gerade in
einem Zeitungsinterview. Befürchtungen,
mit ihm werde ein Anti-Europäer ins Wie-

ner Bundeskanzleramt einziehen, konterte
er mit dem Versprechen, seine Regierung
werde „europagesinnt sein, oder sie wird es
nicht geben“. In der Flüchtlingsfrage hat er
sein Ziel fest im Blick: „Der zentrale Punkt
ist, dass Migranten nicht in die EU gelan-
gen sollen.“ Sie sollten nach ihrer Ankunft
in Europa in Sicherheit versorgt werden,
danach aber „so rasch wie möglich“ in ihre
Heimat zurückgeführt werden – Positio-
nen, wie die FPÖ sie seit Jahren vertritt.
Entsprechend harmonisch ist die Stim-
mung zwischen den Möchtegern-Koalitio-
nären. „Partnerschaftlich und auf Augen-
höhe“ liefen die Gespräche ab, loben Kurz
und Strache unisono. Der designierte
Kanzler Kurz freut sich: „Wir waren vorher
schon per Du und sind es nach wie vor.“
Das neue österreichische Parlament wird
sich am 9. November konstituieren und
nur noch aus fünf Fraktionen bestehen.
Während die SPÖ stabil bei 26,9 Prozent
Zustimmung blieb, erlebten die Grünen
ein Debakel: Sie verloren 8,6 Prozent der
Stimmen und schafften es mit 3,8 Prozent
nicht über die Vier-Prozent-Hürde. Erst-
mals seit 1986 werden sie nicht im Natio-
nalrat vertreten sein. Spitzenkandidatin Ul-
rike Lunacek trat zwei Tage nach der Wahl
von allen Parteiämtern und als EU-Abge-
ordnete zurück. Johanna Metz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

R
ot-Gelb-Grün, Schwarz-
Grün-Gelb, Schwarz-Rot
– für Stochastiker war
der Ausgang der nieder-
sächsischen Landtags-
wahl wahrlich Anlass

zur Verzückung: Jegliches Bündnis
schien möglich. Zumindest rein ma-
thematisch: In der Praxis engte sich der
Spielraum rasch ein.
Nach Absagen aus und
in verschiedene Richtun-
gen dürfte es nun auf ei-
ne Koalition aus SPD
und CDU hinauslaufen.
Beide Parteien haben
nach ersten Vorfühlge-
sprächen Sondierungen
für diese Woche ange-
kündigt und zeigten sich
vorsichtig optimistisch,
die Gräben aus einem
erbittert geführten Wahl-
kampf überbrücken zu
können.
Die SPD war mit einem Plus von mehr
als vier Prozent auf 36,9 Prozent der
Stimmen als Siegerin aus der vorgezo-
genen Abstimmung hervorgegangen.
Die CDU wurde mit Verlusten zweit-
stärkste Kraft (33,6 Prozent), es war
das schlechteste Ergebnis der Partei seit
fast 60 Jahren. Die Grünen verbuchten
ein harsches Minus auf 8,7 Prozent,
auch die FDP verzeichnete Verluste
und erreichte 7,5 Prozent. Die AfD ge-
wann 6,2 Prozent der Stimmen – etwa

halb so viel wie auf Bundesebene. Die
Linkspartei scheiterte erneut an der
Fünf-Prozent-Hürde.

Absagen an Koalitionsoptionen Damit
wählten die Niedersachsen die bisherige
rot-grüne Landesregierung ab – und öffne-
ten die Türen für neue Denkspiele. Doch
schon nach der einhelligen Absage an eine

Zusammenarbeit mit der
AfD hagelte es weitere kate-
gorische Neins von den Par-
teien: Die FDP wollte nicht
mit Grünen oder SPD; zur
Begründung sagte FDP-Lan-
deschef Stefan Birkner, die
Liberalen hätten keinen An-
haltspunkt dafür, dass sich
durch eine Eintritt der FDP
in ein Ampel-Bündnis die
gegenwärtige Politikaus-
richtung grundlegend ver-
ändern würde. Vor allem
die bildungs- und die agrar-

politischen Positionen gruben Gräben zwi-
schen den Parteien.
Die Grünen wiederum lehnten ein Jamai-
ka-Bündnis mit CDU und FDP ab. Die
bisherige Fraktionsvorsitzende der Grü-
nen im Landtag, Anja Piel, verwies auf
Unterschiede selbst in Stilfragen, inhaltli-
che Differenzen – und dann war da ja
noch eine Vorgeschichte, die die Wahl
überhaupt erst nötig gemacht hatte: Die
einstige Grünen-Abgeordnete Elke Twes-
ten war im Sommer von den Grünen zur
CDU übergelaufen. Die rot-grüne Landes-

regierung hatte damit nach viereinhalb
Jahren ihre Mehrheit eingebüßt, die eben
nur aus einer Stimme bestanden hatte. Ei-
gentlich sollten die Menschen in dem
nach Fläche zweitgrößten und nach Be-
völkerungszahl viertgrößten Bundesland
erst Anfang 2018 über ihren Landtag ab-
stimmen. So platzten die Wahl und die
darauf folgenden Verhandlungen mitten
in die Sondierungsgespräche für eine neue
Bundesregierung.

Im Wahlkampf hatten sich Amtsinhaber
Stephan Weil (SPD) und sein Herausforde-
rer Bernd Althusmann noch scharf ange-
griffen und sich bis zum Schluss ein Kopf-
an-Kopf-Rennen geliefert. Dabei schrieben
die 6,07 Millionen Wahlberechtigten in-
haltliche Kompetenzen ohnehin vorwie-
gend den großen Parteien zu. Weil erzielte
die besseren Sympathiewerte, während die
CDU mit dem Eintritt der Ex-Grünen-Frau
Twesten auf jeden Fall nicht punkten

konnte. Vielmehr konnte die SPD den Vor-
fall als eine Art Dolchstoßlegende nutzen
und gemeinsam mit dem Bonus des Amts-
inhabers Wähler auf ihre Seite ziehen.
Nun wollen SPD und CDU das Kriegsbeil
begraben – quasi gezwungenermaßen,
denn die Große Koalition ist als einziges
denkbares Bündnis übrig geblieben. Es wä-
re die zweite ihrer Art in Niedersachsen;
von 1965 bis 1970 führte der SPD-Politi-
ker Georg Diederichs ein solches Bündnis

an, damals verschlechterte sich das harmo-
nisch gestartete Verhältnis dermaßen, dass
1970 neu gewählt werden musste. Die SPD
regierte danach allein weiter.

Friedfertige Töne Regierungschef Weil
und CDU-Landeschef Althusmann bemüh-
ten sich Ende vergangener Woche um eine
Befriedung der Situation. „Wir sehen das
beide vom Naturell her so, dass Wahl-
kampf eine Zwischenperiode im politi-
schen Biorhythmus ist, aber nicht zum
Dauerzustand werden soll“, sagte Weil.
Sein bisheriger Herausforderer von der
CDU ergänzte: „Ich glaube, wir beide per-
sönlich haben inzwischen einen entspann-
ten Umgang miteinander gefunden.“
Zugleich sagte Althusmann über das für
diese Woche angekündigte Gespräch, es
handele sich nicht um Koalitionsver-
handlungen. Einige Punkte bedürften
noch der Diskussion. „Es ist völlig offen,
ob man zu einer gemeinsamen Schnitt-
menge politischer Art kommt“, sagte Al-
thusmann. Er hatte für vergangenen Frei-
tagnachmittag zusätzlich die FDP zu ei-
nem Gespräch eingeladen. Weil wieder-
um zeigte sich zuversichtlich, dass es in-
nerhalb der verfassungsrechtlichen Fris-
ten gelingen werde, eine Landesregierung
zu bilden. Laut niedersächsischer Landes-
verfassung muss sich der Landtag bis
zum 30. Tag nach der Wahl zu einer kon-
stituierenden Sitzung zusammenfinden.
Für die Wahl des Ministerpräsidenten
bleiben danach noch regulär drei Wo-
chen Zeit. Kristina Pezzei T

Wahlsieger mit schwierigem Auftrag: Ministerpräsident Stephan Weil (SPD) sucht Partner, die mit ihm regieren wollen. © picture-alliance/Holger Hollemann/dpa

Schwere
Nachwahl
NIEDERSACHSEN Nach der vor-
gezogenen Landtagswahl in Nieder-
sachsen deutet alles auf eine Große
Koalition hin. Leicht gestaltet sich
das Finden eines Konsens nicht

»In Aussicht
genommen

wurde
ein

zweites
Gespräch.«
Stephan Weil (SPD),

Ministerpräsident
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

AUSLANDSEINSÄTZE

Operation »Resolute Support«
in Afghanistan
Die Nato-Operation „Resolute Suppport“
schloss sich Anfang 2015 nahtlos an den
13-jährigen „ISAF“-Einsatz in Afghanistan
an. Ziel des Einsatzes ist es, die afghani-
schen Sicherheitskräfte in die Lage zu ver-
setzen, eigenständig für die Sicherheit im
Land zu garantieren. Inzwischen verfügen
sie über rund 350.000 Mann. An der Ope-
ration beteiligen sich neben den Nato-Mit-
gliedstaaten 14 weitere Nationen.
Der Einsatz erfolgt im Rahmen der Be-
schlüsse der Nato-Gipfel von Chicago
(2012) und Newport (2014) und auf Grund-
lage der Zustimmung durch die Islamische
Republik Afghanistan.
Die Bundeswehr beteiligt sich aufgrund des
Bundestagsbeschlusses vom 15. Dezember
2016 mit bis zu 980 Soldaten am Einsatz.
Das Hauptkontingent ist im Camp Marmal
im nordafghanischen Mazar-e-Sharif statio-
niert. T

Operation »Inherent Resolve«
im Irak
Seit Sommer 2014 unterstützt Deutschland
die kurdischen Peschmerga im Norden
Iraks im Kampf gegen die Terrormiliz „Isla-
mischer Staat“ mit Waffenlieferungen und
der Ausbildung von Kämpfern zunächst in
Deutschland. Im Januar 2915 beschloss der
Bundestag dann erstmals die Stationierung
eines deutschen Ausbildungskontingents in
Erbil.
Das aktuelle Mandat vom 26. Januar 2017
sieht eine Kontingentobergrenze von 150
Soldaten. Neben der militärischen Ausbil-
dung organisiert die Bundeswehr zudem
die Lieferung humanitärer und militärischer
Hilfsgüter und die medizinische Behand-
lung verwundeter Kämpfer. T

Operation »Counter Daesh«
in Syrien und im Irak
Seit Anfang 2016 beteiligt sich Deutsch-
land gemäß des Bundestagsbeschlusses
vom 4. Dezember 2015 an der Operation
„Counter Daesh“ zur Bekämpfung der Ter-
rororganisation „Islamischer Staat“ in Sy-
rien und im Irak. Das aktuelle Mandat vom
20. November 2016 sieht den Einsatz von
bis zu 1.200 deutschen Soldaten vor. Die
deutsche Beteiligung geht auf die Terroran-
schläge vom 13. November 2015 und die
daraus resultierende Beistandpflicht nach
Artikel 42 des Vertrages über die Europäi-
sche Union zurück. Zudem beruht der Ein-
satz rechtlich auf dem kollektiven Selbst-
verteidigungsrecht gemäß Artikel 51 der
Charta der Vereinten Nationen.
Konkret beteiligt sich die Bundeswehr an
der Überwachung des Luftraums über Sy-
rien mit Awacs-Aufklärungsflugzeugen. Die
Aufklärungsflüge finden jedoch ausschließ-
lich über im Luftraum der Nato oder im in-
ternationalen Luftraum statt. Zudem führt
die Bundeswehr von Jordanien Aufklä-
rungsflüge mit zwei „Tornados“ im iraki-
schen Luftraum. Ursprünglich waren die
„Tornados“ im türkischen Incirlik statio-
niert. Nachdem die Türkei mehrfach deut-
schen Parlamentariern den Besuch der
deutschen Soldaten untersagt hatte,
schloss Deutschland ein Stationierungsab-
kommen mit Jordanien. Zusätzlich stellt
Deutschland ein Tankflugzeug zur Luftbe-
tankung alliierter Staaten und Begleitschif-
fe zum Schutz des multinationalen Marine-
verbandes vor der syrischen Küste. T

UN-Stabilisierungsmission in
Mali (MINUSMA)
Seit 2013 beteiligt sich die Bundeswehr an
der Blauhelmmission der Vereinten Natio-
nen in Mali, an der mehr als 50 Nationen
mit rund 11.000 Soldaten und etwa 1.500
Polizisten teilnehmen. Rechtliche Grundla-
ge des Einsatzes bildet die UN-Resolution
2085 aus dem Jahr 2012. Nach dem aktu-
ellen Mandat vom 26. Januar 2017 ist der
Einsatz von bis zu 1.000 deutschen Solda-
ten möglich. Die Bundeswehr stellt zudem
vier Kampfhubschrauber vom Typ „Tiger“
und vier Transporthubschrauber „NH90“.
Das Hauptkontingent ist im Camp Castor in
der Stadt Gao stationiert.
Der Einsatz dient der Überwachung des
Waffenstillstandsabkommen zwischen der
malischen Regierung und aufständischen
Tuareg und deren verbündeten radikal-isla-
mistischen Gruppierungen im Norden des
Landes sowie der Durchsetzung der staatli-
chen Autorität dem gesamten Land.
Ergänzt wird der MINUSMA-Einsatz durch
die Ausbildungsmission EUTM der Europäi-
schen Union, an der sich Deutschland mit
bis zu 300 Soldaten beteiligt. Im Rahmen
dieser Mission werden die malischen Streit-
kräfte ausgebildet, die langfristig die Auf-
gaben der Blauhelme vor allem im Norden
des Landes übernehmen sollen. T

Nur mit Zustimmung des Bundestages
BUNDESWEHR Parlamentsbeteiligungsgesetz regelt bewaffnete Einsätze im Ausland

Bewaffnete Einsätze deutscher Streitkräfte
bedürfen der Zustimmung des Bundesta-
ges. So regelt es das Parlamentsbeteili-
gungsgesetz, das der Bundestag im Dezem-
ber 2004 verabschiedet hat. Zehn Jahre zu-
vor hatte das Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe diesen Parlamentsvorbehalt erst-
mals in seinem wegweisenden „Out of
area“-Urteil vom 12. Juli 1994 formuliert.
Die SPD- und die FDP-Bundestagsfraktio-
nen hatten in einem Organstreitverfahren
mit der Bundesregierung gegen die Beteili-
gung der Bundeswehr an den Nato-Aufklä-
rungsflügen über Bosnien-Herzegowina ge-
klagt.
Die Verfassungsrichter waren zu dem
Schluss gekommen, dass Kampfeinsätze
der Bundeswehr verfassungsrechtlich auch
außerhalb des Nato-Bündnisgebietes (Out
of area) zulässig sind. Sie begründeten ihr
Urteil mit Artikel 24 Absatz 2 Grundgesetz,
der es Deutschland erlaubt, einem System
kollektiver Sicherheit beizutreten. Dies be-
inhalte auch die Übernahme militärischer
Verpflichtungen innerhalb solcher Systeme
kollektiver Sicherheit, zu denen nicht nur
die Vereinten Nationen, sondern auch die
Nato gehöre. Allerdings knüpfte das Bun-
desverfassungsgericht dies an die Zustim-
mung des Bundestages. Lediglich bei „Ge-
fahr in Verzug“ könne auf eine vorherige
Mandatierung durch das Parlament ver-
zichtet werden. Allerdings müsse der Bun-
destag nachträglich gefragt werden und die
Streitkräfte zurückgerufen werden, wenn
das Parlament seine Zustimmung verwei-
gere.
Gemäß des Auftrages des Bundesverfas-
sunsgerichtes an den Gesetzgeber, die Min-
destanforderung des im Urteil formulier-
ten Parlamentsvorbehalts näher auszuge-
stalten, verabschiedete der Bundestag zehn

Jahre später schließlich das Parlamentsbe-
teiligungsgesetz. Bis zu seiner Verabschie-
dung hatte der Bundestag insgesamt
43 mal über bewaffnete Auslandseinsätze
der Bundeswehr entschieden.
Nach den Vorgaben des Gesetzes muss die
Bundesregierung dem Bundestag einen
Mandatstext zur Billigung vorlegen, der
den konkreten Einsatzauftrag und das Ein-
satzgebiet benennt, die rechtlichen Grund-
lagen, die Anzahl der eingesetzten Solda-
ten und ihre militärischen Fähigkeiten, die
geplante Dauer des Einsatzes und seiner
voraussichtlichen Kosten und deren Finan-
zierung. Keine Eingaben macht das Parla-
mentsbeteiligungsgesetz hingegen, für wel-
che Höchstdauer das Mandat erteilt wer-
den kann. In der parlamentarischen Praxis
werden die Mandate jedoch auf maximal

zwölf Monate begrenzt. Zudem hat der
Bundestag das Recht, die Zustimmung zu
einem Einsatz jederzeit zu widerrufen und
die Beendigung des Einsatzes zu fordern.
Soll ein Mandat ohne inhaltliche Änderun-
gen verlängert werden, so kann dies im so-
genannten vereinfachten Geschehen erfol-
gen. So gilt ein Antrag der Regierung auf
Mandatsverlängerung als angenommen,
wenn innerhalb einer Woche nach Vertei-
lung der entsprechenden Drucksache keine
Fraktion oder fünf Prozent der Abgeordne-
ten eine Befassung im Bundestag verlangt.
Die Möglichkeit des vereinfachten Verfah-
rens gilt auch für Einsätze mit „geringer In-
tensität und Tragweite“, also wenn es sich
nicht um Kampfeinsätze handelt und die
Soldaten ausschließlich zur Selbstverteidi-
gung bewaffnet sind. aw T

Bundeswehrsoldaten verfolgen auf der Besuchertribüne des Plenarsaals eine Debatte
im Bundestag. © picture-alliance/dpa

D
as Plakat könnte vor je-
dem Kino hängen und
den neuesten Holly-
wood-Blockbuster bewer-
ben. Doch es ist die Bun-
deswehr, die hier wirbt.

Aus einem graphisch angedeuteten Sand-
sturm blicken zwei Soldaten und eine Sol-
datin. Darunter prangt ein schwarzer
Schriftzug: Mali. Das Plakat macht Wer-
bung für die neuste YouTube-Serie der
Bundeswehr, die vom Einsatzalltag der
deutschen Soldaten im fernen Westafrika
erzählt. Rund 6,5 Millionen Euro lässt sich
das Verteidigungsministerium die Produk-
tion der Video-Clips und die dazu gehörige
Reklame im Zeichen der Nachwuchsgewin-
nung kosten.
Die Mission in Mali ist einer der größten
und auch gefährlichsten Einsätze der Bun-
deswehr. Und sie ist eine von sieben Aus-
landseinsätzen, deren Mandate Ende des
Jahres beziehungsweise Ende Januar 2018
auslaufen. Ihre Fortsetzung ist gemäß Par-
lamentsbeteiligungsgesetzes (siehe Artikel
unten) an eine Verlängerung durch den
Bundestag gebunden. So enden am 31. De-
zember neben den Mandaten für die Betei-
ligung Deutschlands an der Nato-Seeraum-
überwachung im Mittelmeer („Sea Guar-
dian“) und den Beobachtermissionen der
Vereinten Nationen im Sudan (UNAMID)
und Süd-Sudan (UNMISS) vor allem die
Mandate für die Einsätze gegen die Terror-
miliz „Islamischer Staat“ („Counter Da-
esh“) im Irak und Syrien sowie der Afgha-
nistan-Einsatz („Resolute Support“). Ende
Januar 2018 laufen zudem die Mandate für
den Mali-Einsatz und die Ausbildungsmis-
sion der Bundeswehr für die kurdischen
Peschmerga-Kämpfer im Nord-Irak aus.
Eine Woche vor der Konstituierung des
neuen Bundestages beschloss das Regie-
rungskabinett, die sieben Mandate vorerst
nur für drei Monate und ohne inhaltliche
Veränderungen dem Bundestag zur Verlän-
gerung vorzulegen. Und dies aus gutem
Grund. Vor allem die Einsätze in Afghanis-
tan und im Nord-Irak bergen eine Menge
außen- wie innenpolitischen Zündstoff.
Erst nach Abschluss der Regierungsbildung
soll dann grundlegend über die Auslands-
einsätze beraten und entschieden werden.

Konflikt um Kurdistan Nach dem Unab-
hängigkeitsreferendum der Kurden im
Nord-Irak und der militärischen Offensive
der irakischen Zentralregierung in Bagdad
im Verbund mit schiitischen Milizen gegen
die Peschmerga in der Region um die Stadt
Kirkuk läuft die Bundeswehr Gefahr, zwi-
schen die Fronten eines weiteren Krieges
zu geraten (siehe Seite 10). Das Verteidi-
gungsministerium setzte die Ausbildung
der Peschmerga für ihren Kampf gegen den
sogenannten „Islamischen Staat“ zwar für
etliche Tage aus, doch seit der vergangenen
Woche wird der Einsatz wieder fortgeführt.
Berlin hofft weiterhin auf eine friedliche
und politische Lösung des Konflikts.
Im Rahmen der Militärhilfe für die Pe-
schmerga lieferte Deutschland seit Ende
2014 zudem Waffen und Ausrüstung in ei-
nem Wert von rund 90 Millionen Euro:
Unter anderem erhielten die Peschmerga
20.000 Sturmgewehre einschließlich meh-
rerer Millionen Schuss Munition, 400 Pan-
zerfäuste und 1.200 Panzerabwehr-Rake-
ten. Auch die irakische Regierung in Bag-
dad bekam militärische Ausrüstung – zum

Beispiel Gefechtshelme und Schutzausrüs-
tung gegen ABC-Waffen – geliefert Sie be-
kam aber keine Waffen.
Es ist zu befürchten, dass die gelieferten
Waffen und vor allem das vermittelte mili-
tärische Know-how in den Gefechten zwi-
schen den kurdischen Peschmerga und den
irakischen Streitkräften zum Einsatz kom-
men. Ein Sprecher des Verteidigungsminis-
teriums in Berlin bekräftigte in der vergan-
genen Woche zwar, dass es keinen Anlass
gebe, die Zusage der Peschmerga, die gelie-
ferten Waffen würden nur im Kampf gegen
den „Islamischen Staat“ eingesetzt, anzu-
zweifeln. Allerdings räumte er ein, dass es

nicht möglich sei, den Verbleib jeder Waffe
im Kriegsgebiet nachzuverfolgen.
Zusätzliche Brisanz bringt die Entschei-
dung der Bundesregierung, sich mit 35
Polizisten und zivilen Experten an der Be-
ratermission der Europäischen Union im
Irak (EUAM Iraq) zu beteiligen. Sie sollen
das Land bei der Reform des Sicherheits-
sektors unterstützen. Bei einer Eskalation
des Konflikts zwischen Bagdad und den
Kurden säße Deutschland zwischen allen
Stühlen.
Inzwischen mehren sich die Zweifel an der
Ausbildungsmission für die Peschmerga –
selbst bei den Fraktionen, die ihn bislang

unterstützten. Norbert Röttgen (CDU), in
der vergangenen Legislaturperiode Vorsit-
zender des Auswärtigen Ausschusses, for-
derte, die Mission zu „überdenken“ und
das Mandat vorerst nur um drei Monate zu
verlängern. Und der ehemalige Vorsitzende
des Verteidigungsausschusses, Wolfgang
Hellmich (SPD), mahnte nach der entspre-
chenden Entscheidung des Bundeskabi-
netts, seine Fraktion wolle erst gründlich
über die Situation der deutschen Soldaten
im Irak informiert werden, bevor sie der
Mandatsverlängerung zustimmen könne.
Den sofortigen Abzug der Bundeswehrsol-
daten aus dem Irak fordern hingegen die

Außenexperten Omid Nouripour (Bündnis
90/Die Grünen) und Sevim Dagdelen (Lin-
ke). Die Sinnhaftigkeit des Einsatzes stehe
militärisch, politisch und rechtlich in Fra-
ge, sagte Nouripour. Dagdelen forderte von
der Bundesregierung, die Konsequenzen
aus dem kurdischen Unabhängigkeitsrefe-
rendum und dem militärischen Vormarsch
der irakischen Armee in Kirkuk zu ziehen.
Im Fall der Linksfraktion verwundert dies
nicht weiter, sie hatte das deutsche Engage-
ment im Irak wie alle anderen Auslands-
einsätze der Bundeswehr bereits vor zwei
Jahren abgelehnt. Die Grünen hingegen
hatten den Einsatz aber zumindest prinzi-
piell befürwortet, auch wenn sie sich unter
Verweis auf die nach ihrer Ansicht fehlende
völkerrechtliche Grundlage der Stimme
enthielten. Die jetzt drohende Ablehnung
der Grünen könnte auch zu einer Belas-
tung für die anvisierte Jamaika-Koalition
mit CDU/CSU und FDP werden.

Parlamentarische Beratung Auch parla-
mentarisch wirft die Verlängerung der
Mandate Fragen auf. So ist bislang unge-
klärt, in welchen Ausschüssen die Anträge
der Bundesregierung beraten werden. Fe-
derführend zuständig war bislang immer
der Auswärtige Ausschuss, mitberatend der
Verteidigungsausschuss. Beide Ausschüsse,
deren Einsetzung durch das Grundgesetz
(Artikel 45a) vorgeschrieben sind, haben
sich bislang nicht konstituiert. Und den
Antrag der Linksfraktion (19/6), die durch
das Grundgesetz festgelegten vier Aus-
schüsse – neben dem Auswärtigen und
dem Verteidigungsausschuss der Petitions-
und der Europa-Ausschuss – bereits in der
konstituierenden Sitzung des Bundestages
einzusetzen, wurde zur Beratung in den Äl-
testenrat überwiesen. Der Erste Parlamen-
tarische Geschäftsführer der Unions-Frakti-
on, Michael Grosse-Brömer (CDU), ver-
wies in der konstituierenden Sitzung da-
rauf, dass es parlamentarischer Brauch sei,
mit der Einsetzung der Ausschüsse bis zur
Bildung einer neuen Regierung zu warten.
Der Bundestag sei trotzdem arbeitsfähig
und könne über jeden Antrag abstimmen.
Bislang steht aber nicht einmal fest, ob
oder bis wann die Gespräche über die Bil-
dung einer neuen Regierungskoalition zu
einem Erfolg führen werden. Zu Beginn
der vergangenen Legislaturperiode hatte
der Bundestag aufgrund der sehr langen
Koalitionsgespräche zwischen Union und
SPD ersatzweise einen Hauptausschuss ein-
gerichtet bis sich die regulären Ausschüsse
konstituierten. Dieser umstrittene Weg
könnte nun wieder eingeschlagen werden.
Grundlegend beraten wird der Bundestag
auch über den Afghanistan-Einsatz. Nach
Presseberichten fordert die Bundeswehr
mit Verweis auf die sich verschlechternde
Sicherheitslage eine deutliche Erhöhung
des derzeit 980 Soldaten umfassenden
Kontingents auf bis zu 1.400. Vorerst ver-
zichtet die Bundesregierung auf eine Aus-
weitung des Mandats. Und es ist fraglich,
ob sich nach der Regierungsbildung dafür
eine parlamentarische Mehrheit finden
wird. Die Operation „Resolute Support“, in
deren Rahmen das afghanische Militär ver-
stärkt ausgebildet wird, sollte zumindest
langfristig einen endgültigen Abzug vom
Hindukusch ermöglichen. Eine Aufsto-
ckung des Kontingentes würde deutlich
zeigen, dass dieser Tag vorerst in weite Fer-
ne gerückt ist. Alexander Weinlein T

Ausbildung eines kurdischen Peschmerga-Kämpfers durch einen Bundeswehrsoldaten am Maschinengewehr. © picture-alliance/dpa

Neue Gefahren
BUNDESWEHR Auslandseinsätze sollen vorerst nur für drei
Monate verlängert werden. Doch auch dies wirft Fragen auf
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Vom Gegenwind zum Sturm
IRAK-KURDISTAN Nach dem Unabhängigkeitsreferendum eskaliert die Lage, auch unter den Kurden selbst

F
uad Aziz ist ernüchtert. „Wir
Kurden sind auf dem Rückzug“,
sagt der stellvertretende Vorsit-
zende der Patriotischen Union
Kurdistans (PUK). „Alles, was
uns gemeinsam bleibt, ist der

Friedhof.“ Ansonsten herrsche totale Segre-
gation. Aziz lebt und arbeitet in Tuz Khur-
matu, einer 60.000 Einwohner-Stadt etwa
80 Kilometer von der Ölstadt Kirkuk ent-
fernt, um die es in den vergangenen Wo-
chen so viel Wirbel gab. „Was sich im Ort
abspielt, könnte sich bald auch anderswo
wiederholen“, prophezeit der Kurde.
In Tuz Khurmatu liefern sich kurdische Pe-
schmerga-Soldaten, die irakische Armee
und vor allem Schiitenmilizen seit 2015
immer wieder blutige Kämpfe. Inzwischen
trennt eine lange Mauer die Volksgruppen
in der seit Jahrhunderten existierenden
Multi-Kulti-Stadt. Familien werden ausei-
nandergerissen, gemischte Ehen zerbre-
chen, Fußballer aus Erbil
und Dohuk werden mit
Steinen beworfen.
Dieser Entwicklung ist Kir-
kuk knapp entgangen. Ge-
rade noch rechtzeitig hatte
Aziz‘ Partei ihre Peschmer-
ga-Milizen aus der Millio-
nenstadt abgezogen, als
die irakische Armee und
mit ihr die Schiitenmilizen
im Anmarsch waren.
Kurdenführer Masud Bar-
zani und seine Kurdisch
Demokratische Partei
(KDP) haben sich verschätzt. Am 25. Sep-
tember ließen sie ihre Landsleute über ein
unabhängiges Kurdistan abstimmen, einen
eigenen kurdischen Staat. Dabei be-
schränkte sich die Volksabstimmung aber
nicht auf die vier kurdischen Provinzen im
Irak, Erbil, Dohuk, Suleimanija und Ha-
labja, die ohnehin schon weitgehende Au-
tonomie genießen. Barzani ließ auch dort
abstimmen, wo seit dem Blitzkrieg der Ter-
rormiliz „Islamischer Staat“ (IS) im Som-
mer 2014 die kurdischen Peschmerga-Sol-
daten die Kontrolle übernommen hatten.
Dazu gehören Kirkuk und Tuz Khurmatu.
Die so genannten „umstrittenen Gebiete“
waren vor dem IS unter der Verwaltung
Bagdads, fortan sollten sie kurdisch verwal-
tet werden.
Mit dieser „Eingemeindung“ würde das
Territorium Kurdistans um 40 Prozent aus-
gedehnt – eine Expansion, die Bagdad
nicht hinnehmen will. Barzani aber strahl-
te, als mehr als 90 Prozent der abgegebe-
nen Stimmen ein Ja für die Unabhängig-
keit ergaben. Nun sollten Verhandlungen
mit der Zentralregierung aufgenommen
werden über eine Loslösung Kurdistans

vom Rest-Irak. Doch Barzani bekam Ge-
genwind, der sich zu einem regelrechten
Sturm entwickelte.
Der Wahltag selbst verlief noch relativ ru-
hig. Doch danach kam es im Zentrum von
Tuz Khurmatu stundenlang zu heftigen
Gefechten zwischen turkmenischen Mili-
zen und dem kurdischen Geheimdienst
Asayesh. Tuz wurde zum Zentrum ethni-
scher Machtkämpfe. Insgesamt sollen
30 Menschen, vor allem in der Provinz Kir-
kuk, den Auseinandersetzungen zum Op-
fer gefallen sein. Pikantes Detail: Das ge-
meinsame Kommando der irakischen
Streitkräfte geht davon aus, dass die Kur-
den deutsche Milan-Panzerabwehrraketen
gegen die irakische Armee und die Schii-
tenmilizen eingesetzt hätten. Von kurdi-
scher Seite wird dies nicht bestätigt. Auch
die Bundeswehr, die derzeit 150 Soldaten
als Ausbilder der Peschmerga in Erbil sta-
tioniert hat, spricht von ungesicherten Er-

kenntnissen (siehe auch
Seite 9).
„Die Konfliktlinien verlau-
fen jetzt immer mehr zwi-
schen Turkmenen und Kur-
den“, berichtet PUK-Vize
Fuad Aziz über die Situati-
on in Tuz Khurmatu. „Die
Araber ziehen weg oder du-
cken sich ab, um nicht zwi-
schen die Fronten zu gera-
ten.“ Reibungen zwischen
den sowohl schiitischen als
auch sunnitischen Turkme-
nen und den Kurden habe

es in Tuz Khurmatu immer gegeben, aber
durch den IS hätten diese sich erheblich
verschärft, sagt Aziz. Er gibt aber auch zu,
dass sich die Kurden ebenfalls nicht gerade
„anständig“ verhalten hätten, als sie in den
1950er Jahren einige mehrheitlich von
Turkmenen bewohnte Dörfer eroberten.
Und dann gibt es den Fall Amerli. Der Ort
im Kreis Tuz Khurmatu war wochenlang
belagert von IS-Kämpfern. Erst als die
mehrheitlich turkmenischen Bewohner mit
kollektivem Selbstmord drohten, wenn ih-
nen nicht geholfen werde, griffen irakische
Armee, Schiitenmilizen und Peschmerga
ein und befreiten den Ort aus den Fängen
der Terroristen. Fortan suchten die schiiti-
schen Turkmenen Unterstützung bei Has-
hid al-Shaabi, dem Zusammenschluss der
Schiitenmilizen. Die sunnitischen Turkme-
nen baten die Türkei um Hilfe.

Grenzen geschlossen Die beiden Nach-
barländer Iran und Türkei sind neben der
irakischen Regierung in Bagdad die stärks-
ten Gegner des Strebens der irakischen
Kurden nach einem eigenen Staat. Beide
fürchten, dass ihre kurdischen Minderhei-

ten in dieselbe Richtung drängen und
durch die Nachbarn im Irak ermutigt wer-
den. Um Druck auf Barzani und seine An-
hänger auszuüben, schloss der Iran die
Grenze zu Irak-Kurdistan, die Türkei will
dasselbe tun. Bagdad blockiert zudem seit
vier Wochen den Luftraum über Erbil und
Suleimanija. Internationale Flüge zu den
Kurdengebieten wurden abgesagt. Die Hal-
tung Bagdads, der Türkei und des Iran fin-
det auch Unterstützung durch die USA, die
EU und die Vereinten Nationen. Sie lehnen
das Referendum ebenfalls ab und setzen
auf die Einheit Iraks als Staat. Ihre Sorge
ist, dass die Abspaltung Kurdistans auch
andere separatistische Bewegungen aufwe-

cken könnte. Das wäre das Ende des Irak.
Barzanis Kalkül, die Gunst der Stunde
nach der weitgehenden Vertreibung des IS
zu nutzen, um sein lang gehegtes Ziel eines
Kurdenstaates voranzutreiben, ging nach
hinten los. Nicht nur die internationale
Gemeinschaft probt in der Folge den
Schulterschluss mit Bagdad, auch die Span-
nungen innerhalb der kurdischen Parteien
und Organisationen haben dramatisch zu-
genommen. Es heißt jetzt nicht mehr nur
Erbil gegen Bagdad, sondern auch Erbil ge-
gen Suleimanija sowie Kurdenführer Ma-
sud Barzani gegen die Anhänger des ver-
storbenen Kurdenführers Dschalal Talaba-
ni und seiner PUK. Nirgends wird dieser

Bruderzwist so deutlich wie in den Reihen
der ehemaligen kurdischen Freiheitskämp-
fer, den Peschmerga. Nach dem Sturz Sad-
dam Husseins 2003 und der Entscheidung
der beiden Kurdenführer Barzani und Tala-
bani, fortan mit einer Stimme zu sprechen,
wurde der Entschluss gefasst, nicht nur die
politischen Institutionen zusammenzufüh-
ren. Das neu geschaffene Peschmerga-Mi-
nisterium sollte auch die ehemaligen Gue-
rillakämpfer zu einer einheitlichen Armee
transformieren, deren Divisionen bis da-
hin entweder Barzani oder Talabani unter-
standen Der Beschluss wurde nie umge-
setzt. Dass die Talabani-Partei PUK vor ei-
nigen Tagen ihre Kämpfer aus Kirkuk abge-

zogen hat, wertet Barzani als Verrat.
Erstmals seit mehr als vier Wochen hat die
kurdische Regionalregierung nun einen
Kompromiss angeboten. Sie werde die Er-
gebnisse des Unabhängigkeitsreferendums
zunächst auf Eis legen, verlautbarte sie. Au-
ßerdem rief sie zu einer sofortigen Waffen-
ruhe im Nordirak auf und plädierte für ei-
nen offenen Dialog zwischen Erbil und
Bagdad. Der irakische Regierungschef Hai-
dar al-Abadi hat dies aber bereits abge-
lehnt. Er beharrt auf eine Annullierung der
Volksabstimmung. Birgit Svensson T

Die Autorin berichtet als freie Korres-
pondentin aus dem Irak.

Kurdenführer Masud Barzani verkündet am 26. September im Fernsehen stolz den Erfolg des Unabhängigkeitsreferendums. Mehr als 90 Prozent der abgegebenen Stimmen hatten
für einen eigenen Kurdenstaat votiert. © picture-alliance/Christophe Petit Tesson/MAXPPP/dpa

»Alles,
was uns
Kurden

gemeinsam
bleibt, ist der

Friedhof.«
Fuad Aziz, Vize der
Kurdenpartei PUK

Auf die Spitze getrieben
SPANIEN Senat in Madrid billigt Entmachtung der katalanischen Separatisten. Die erklären die Unabhängigkeit vom Gesamtstaat

Im Konflikt zwischen den katalanischen
Separatisten und der spanischen Zentralre-
gierung stehen die Zeichen mehr denn je
auf Konfrontation: Das katalanische Parla-
ment stimmte am Freitag für die Unab-
hängigkeit von Spanien. In Barcelona vo-
tierten 70 Abgeordnete für die Konstituie-
rung „einer katalanischen Republik als un-
abhängigen und souveränen Staat“, ohne
eine Frist für die Ausrufung festzulegen.
Wenig später erteilte der Senat in Madrid
Ministerpräsident Mariano Rajoy die Er-
laubnis für die Zwangsverwaltung Katalo-
niens.
Nach der Abstimmung im katalanischen
Parlament brach im Saal und vor dem Ge-
bäude Jubel aus. Die Abgeordneten san-
gen die katalanische Hymne, viele von ih-
nen recken die linke Faust in die Höhe.
Auch auf den Straßen Barcelonas jubelten
Anhänger der Unabhängigkeit. Neben den
70 Ja-Stimmen gab es zehn Nein-Stimmen
und zwei blanko abgegebene Stimmzettel.
Vor der Abstimmung hatten die Parlamen-
tarier der spanischen Konservativen, der
Sozialisten und Liberalen (Ciudadanos)
den Saal der 135 Sitze umfassenden Regio-
nalvertretung verlassen. Sie hinterließen
als Zeichen der Einheit ihres Landes auf
ihren Sitzbänken sowohl spanische als
auch katalanische Flaggen. Abgeordnete,
die mit Ja gestimmt haben, könnten vor
Gericht gestellt werden und müssten bei
einer Verurteilung mit Haftstrafen von bis
zu 30 Jahren rechnen.
Rajoy rief nach dem Votum zur Ruhe auf.
Der Rechtsstaat werde die Achtung von
Recht und Gesetz in Katalonien wiederher-
stellen. Im spanischen Senat hatte Rajoy

am Vormittag dafür plädiert, erstmals den
Artikel 155 der Verfassung zu aktivieren
und die direkte Kontrolle in Katalonien zu
übernehmen. „Wir stehen einer Herausfor-
derung gegenüber, die beispiellos ist in
unserer jüngeren Geschichte“, sagte Rajoy.
Zu den Maßnahmen, die das Kabinett be-
schließen könnte, gehören die Entlassung
der katalanischen Regierung sowie die
Übernahme der direkten Kontrolle über
die Polizei der autonomen Region. Die Se-
paratisten in Katalonien riefen Bedienste-
ten der dortigen Verwaltung dazu auf, den
Anordnungen aus Madrid nicht Folge zu
leisten und mit „friedlichem Widerstand“
zu reagieren.
EU-Ratspräsident Donald Tusk erklärte
nach dem Votum in Barcelona, für die EU
ändere sich nichts. Die EU werde weiter-
hin ausschließlich mit Spanien sprechen.
Die katalanische Regierung von Carles
Puigdemont hatte am Donnerstag die Idee
verworfen, Neuwahlen auszurufen und so
womöglich der Entmachtung durch die
spanische Zentralregierung zu entgehen.
An dem siegreichen Referendum über die
Unabhängigkeit der Region hatten sich am
1. Oktober 43 Prozent der Katalanen be-
teiligt.
Ein Wendepunkt in dem seit Jahren
schwelenden Konflikt hatte sich am 1. Ok-
tober abgezeichnet. Damals hatte die Zen-
tralregierung in einer ziemlich verzweifel-
ten Aktion versucht, das katalanische Un-
abhängigkeitsreferendum zu verhindern,
und war dabei unnötig brutal vorgegan-
gen. Die Regionalregierung unter Puigde-
mont spricht mittlerweile von mehr als
tausend Verletzten: offensichtlich aufge-
blasene Zahlen, die nur überzeugte Sepa-
ratisten für glaubwürdig halten.
Es gibt jetzt wüste Szenarien: Was wäre,
wenn in Katalonien ernsthafte Unruhen
ausbrächen, Autonome aus dem Rest
Europas angereist kämen, weil sie „die Ka-
talanen“ in ihrem „Freiheitskampf“ unter-

stützen wollen? Das ist der Albtraum von
Diplomaten: dass sich ein Konflikt, der
wie eine schlechte Komödie begann, zum
gewalttätigen Drama mitten in der EU ent-
wickelt. Dass es so weit kommt, kann man
sich mittlerweile vorstellen. Die spanische
Regierung hat das Recht auf ihrer Seite. Sie
weiß mit ihrem Recht aber nicht immer
gut umzugehen, und die katalanische Re-
gionalregierung ist gerade deswegen ge-
fährlich, weil sie sich schon lange außer-
halb des Rechts gestellt hat. Es sieht nicht
gut aus für Katalonien und für ganz Spa-
nien.
Seit zwei Jahren tun die katalanischen Se-
paratisten, was ihnen passt. Am 9. Novem-
ber 2015 erklärte die separatistische Mehr-
heit im damals frisch gewählten Regional-
parlament feierlich ihren Willen, Katalo-
nien in die staatliche Unabhängigkeit zu
führen. Das spanische Verfassungsgericht
kassierte diese Erklärung gleich wieder,
weil sie Artikel 2 der spanischen Verfas-
sung zuwiderläuft, der die Unauflöslich-
keit der spanischen Nation festschreibt.
Die Separatisten kümmerte das nicht. Sie
arbeiteten fortan beharrlich auf den Mo-
ment hin, an dem sie die katalanische Re-
publik ausrufen würden. Wie hatte es so
weit kommen können?
In der Rückschau lässt sich das leichter er-
klären. Kaum jemand ahnte, was heute of-
fensichtlich ist: wie ernst es den Separatis-
ten war und ist. Ihr Projekt schien viel zu
abwegig zu sein, um sich seriös damit zu
beschäftigen. Eine verhältnismäßig reiche
Region der Europäischen Union wollte
sich von ihrem Heimatstaat ablösen, so et-
was hatte man schon aus anderen Ecken
des Kontinents gehört. Es musste wohl
ums Geld gehen, alle anderen Gründe er-
wiesen sich bei näherem Hinsehen als
haltlos. Die Katalanen sind kein unter-
drücktes Volk, sie leben so frei und gut wie
alle anderen Spanier. Auch der katalani-
schen Sprache wird keine Gewalt angetan,

wenn, dann haben es die spanischen Mut-
tersprachler im Katalonien nicht immer
ganz leicht. Das separatistische Projekt
will die Machtverhältnisse verschieben. So
muss auch Mariano Rajoy gedacht haben.
Er ließ die Separatisten zunächst gewäh-
ren. Ihm kam nicht in den Sinn, den Arti-
kel 155 der spanischen Verfassung in An-
schlag zu bringen, das Gegenstück zum
Artikel 37 des deutschen Grundgesetzes,
der es der Regierung erlaubt, eine rebelli-
sche Region zum Einhalten der Gesetze zu
zwingen. Zudem hatte Rajoy vor zwei Jah-
ren andere Sorgen. Für den 20. Dezember
2015 standen Neuwahlen zum spanischen
Parlament an, die Rajoys konservative
Volkspartei (PP) verlustreich gewann. Da-
nach zog sich die Suche nach einer Regie-
rungsmehrheit monatelang, am Ende er-
gebnislos, hin. Erst nach Neuwahlen im
Juni 2016 und weiteren quälenden Ver-
handlungen wurde Rajoy am 29. Oktober

wieder zum Ministerpräsidenten gewählt.
Fast ein Jahr lang war Spanien so sehr mit
sich selbst beschäftigt gewesen, dass es Ka-
talonien aus dem Blick verloren hatte.
Die katalanischen Separatisten aber verlo-
ren ihr Ziel niemals aus den Augen. Sie
entwarfen Gesetze für einen Übergang in
die Unabhängigkeit und bereiteten
schließlich ein Referendum für den 1. Ok-
tober 2017 vor. Die Regierung in Madrid
sah sich das ungläubig an, war sich aber
gewiss, das Theater schon rechtzeitig stop-
pen zu können. Dafür gab es schließlich
Gerichte und notfalls den ganzen Macht-
apparat des spanischen Staates. Rajoy un-
terschätzte seine Gegner, so wie sie viele
unterschätzten. Bis zum 1. Oktober zeigte
die spanische Börse niemals Anzeichen
von Nervosität. Danach aber schon.
Heute unterschätzt die Separatisten nie-
mand mehr. Im Laufe des Monats verleg-
ten mehr als 1.500 katalanische Unterneh-

men ihren Firmensitz in andere spanische
Regionen, als erste die beiden großen Ban-
ken Sabadell und Caixabank und vier wei-
tere der bis dahin sieben katalanischen
Gesellschaften, die im Ibex35 notieren.
Und die Rajoy-Regierung begann endlich
doch, die Mechanismen des Verfassungsar-
tikels 155 in Gang zu setzen. Es blieb ihr
nichts anderes mehr übrig.
Die Puigdemont-Regierung in Barcelona
musste wissen, was auf sie zukommt. Sie
hat viel erreicht in diesen Monaten, vor al-
lem hat sie erreicht, dass die Welt jetzt
weiß, dass es einen „katalanischen Kon-
flikt“ gibt. Den hat sie selbst geschürt mit
ihrer ständigen Missachtung des Rechts,
und dass sie dafür jetzt einen Preis zu zah-
len hat – Zwangsverwaltung, wahrschein-
lich Absetzung und möglicherweise Ver-
haftung – kann sie nicht überraschen. Das
eigentliche Drama ihrer Politik aber ist,
dass sie die katalanische Gesellschaft in
brennende Befürworter und klare Gegner
der Unabhängigkeit gespalten hat.

Weiterhin Hoffnung Wie weit die prosepa-
ratistischen Teile der Gesellschaft zu gehen
bereit sind, um die anstehende Zwangsver-
waltung zu unterlaufen, wird sich zeigen.
Die Unabhängigkeitsbefürworter sind
stolz darauf, bisher meist friedlich agiert
zu haben. Als Puigdemont am vergange-
nen Donnerstag die letzte Tür zu einem
einvernehmlichen Ausweg aus der Krise
zuschlug, indem er Neuwahlen zum kata-
lanischen Parlament verweigerte, sprach er
von einer „Verpflichtung zum Frieden und
zum Bürgersinn“. Die Hoffnung auf den
Sieg hat Puigdemont nicht aufgegeben.
Mit friedlichen Mitteln aber wird er ihn,
anders als er glaubt, nicht erringen kön-
nen. Das macht diesen Moment so gefähr-
lich. Martin Dahms T

Der Autor ist freier Korrespondent
in Madrid.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Tausende gingen am Freitagnachmittag in Barcelona auf die Straße und jubelten, nachdem
Kataloniens Parlament die Unabhängigkeit der Region erklärt hatte. © picture-alliance/NurPhoto
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F
liegen ist seit Jahrzehnten nicht
mehr einer privilegierten Klasse
vorbehalten: Eine Handvoll
Euro reicht bisweilen schon für
eine Flugreise. Nicht alle Flug-
gesellschaften schaffen es, da-

mit wirtschaftlich zu operieren, wie die
jüngsten Pleiten zeigen. Eine Ursache dafür
kann ausgeschlossen werden: mangelnde
Nachfrage. Wer heute professionell ope-
riert, fliegt mit vollen Flugzeugen. Alle
Prognosen, sowohl von großen Herstellern
wie Airbus und Boeing als auch von Flug-
gesellschaften selbst, sagen weltweit, aber
auch für Europa ein Wachstum voraus, das
bis 2030 über den Prognosen für die Ge-
samtwirtschaft liegt.
Der wirtschaftliche Sinkflug von Air Berlin
dauerte lange. Nachdem vor einigen Jah-
ren die arabische Fluggesellschaft Etihad
Anteilseigner wurde, kamen Finanzspritzen
aus Abu Dhabi, aber die Schulden wuch-
sen dennoch gewaltig. Schließlich drehten
die Scheichs den Geldhahn zu. Am vergan-
genen Freitag sollte zum letzten Mal ein
Air-Berlin-Linienflug in Tegel landen.
Der Nürnberger Unternehmer und Pilot
Hans Rudolf Wöhrl hat selbst wechselvolle
Erfahrungen mit dem Eigentum an Flugge-
sellschaften. Ihm gehörte einmal die Flug-
gesellschaft dba, die später Teil von Air
Berlin wurde. Er gab ein Angebot zur Über-
nahme von Air Berlin ab, unterlag aber der
Lufthansa. Wöhrl beantwortet die Frage:
„Missmanagement oder Strukturwandel?“
mit „sowohl als auch“, fährt aber fort: „Die
Anfälligkeit für Pleiten war bei Airlines
schon immer groß.“ Er nennt etwa PanAm:
Legendär sind konkursähnliche Zustände
bei US-amerikanischen Fluggesellschaften
nach dem 11. September 2001, die teils im
Bankrott, teils in Übernahmen, teils in er-
folgreichen Reorganisationen endeten.
Seitdem ist innerhalb der USA die Zeit der
Billigflüge weitgehend vorbei.
Auch in Europa ist das Betreiben von Flug-
gesellschaften nicht risikofrei, wie der Luft-
verkehrsexperte des Deutschen Verkehrsfo-
rums, Rainer Schätzlein, sagt: „Es gibt in
Europa nicht viele Fluggesellschaften, die
dauerhaft schwarze Zahlen schreiben. In-
sofern ist es nicht überraschend, wenn auf
lange Sicht einzelne Player aus dem Markt
austreten oder durch andere Airlines, die
besser dastehen, übernommen werden.“

Umstrittener Kredit Oft greift auch der
Staat in den Markt ein. So nennt Wöhrl
den 150 Millionen Euro schweren Über-
brückungskredit der staatlichen KfW-Bank
während der Insolvenz von Air Berlin ei-
nen „unverzeihlichen Sündenfall“. Ohne
diese Hilfe „wäre der Markt sehr schnell
unter vielen Gesellschaften aufgeteilt und
der Wettbewerb gestärkt worden“, meint er.
Wöhrl sieht auch politischen Einfluss als
Ursache für den gegenwärtigen Umbruch:
„Auf der einen Seite will man den freien
Wettbewerb, auf der anderen Seite aber sol-
len Airlines eine wichtige Rolle bei der In-
frastruktur spielen. Das führt dazu, dass es
immer schwieriger wird, etwas Dauerhaftes
aufzubauen, weil man immer Gefahr läuft,
dass der eigene Erfolg den Wettbewerb auf
den Plan ruft, der dann mit günstigen Prei-
sen Rosinenpickerei betreibt.“
Regionalfluggesellschaften, die in den
1880er Jahren noch profitabel waren, seien
vom Markt verdrängt worden, weil „sich
immer dann, wenn eine von deren Stre-
cken gut lief, die Großen wieder drauf setz-
ten.“ Als Beispiel nennt er die eigene Inter-
Sky, die aus Friedrichshafen am Bodensee
operierte, aber 2015 den Betrieb einstellte.
Auf vielen Regionalstrecken gibt es so we-
nig Nachfrage, dass sie keinen Wettbewerb
mehrerer Anbieter erlauben. Berlin-Saar-
brücken ist so ein Beispiel. Zwischen Düs-
seldorf und München dagegen boten bis-
lang die Lufthansa 352 und Air Berlin
276 Starts (September 2017) an. „Es gibt
keine weiteren Flüge anderer Gesellschaf-
ten. Das bedeutet: Lufthansa hat einen An-
teil von 56 Prozent und Air Berlin von 44
Prozent auf dieser Strecke“, sagt Peter Bers-
ter vom Institut für Flughafenwesen und
Luftverkehr des Deutschen Zentrums für

Luft- und Raumfahrt (DLR) in Köln. Dort
wird der Billigfliegermarkt mit dem Low-
Cost-Monitor regelmäßig beobachtet. „Auf
den innerdeutschen Strecken hat Lufthan-
sa/Eurowings/Germanwings bisher einen
Anteil von 71,5 Prozent und Air Berlin von
24,2 Prozent“, erklärt Berster weiter.
Im Winterflugplan bedient Ryanair die
Strecke Berlin-Köln nicht mehr, damit
bleibt Lufthansa dort vorerst allein. Von
Monopolen für einzelne Strecken darf da
schon gesprochen werden, auch wenn die
Lufthansa alles tut, um klar zu machen,
dass sie, regional betrachtet, durchaus im
Wettbewerb steht. Verkehrsträgerübergrei-
fend betrachtet, ist da noch die Deutsche
Bahn als Konkurrent. Wenn es von Berlin
aus nicht gerade das 600 Kilometer ent-

fernte Köln sein soll, sondern eine Stadt
im Ruhrgebiet, ist sie auf dieser Strecke
ebenso konkurrenzfähig wie in Kürze bei
der Verbindung Berlin-München, die die
ICE-Züge ab Dezember in weniger als vier
Stunden zurücklegen. Billiger ist das aller-
dings nicht immer.
Was bedeutet das nun für die Preise? Air
Berlin war eine „Hybrid-Airline“, wirt-
schaftlich zwischen einer Billigfluglinie
mit Punkt-zu-Punkt-Verkehr und dem ei-
nes traditionellen Netzwerkbetreibers wie
Lufthansa angesiedelt. Die zweitgrößte
deutsche Airline wollte sich in jüngster Zeit
aber nicht als „Low Cost Carrier“ sehen,
sondern als „Full Network Carrier“. In der
Tat konnte Air Berlin Reisende, die zu spät
buchten, mit Preisen bestrafen, die sogar

über denen der Lufthansa lagen.

Höhere Preise Die Frage nach einem
möglichem Anstieg der Ticketpreise beant-
worten alle Fachleute mit einem klaren Ja,
wann sie steigen, ist aber offen. Auf die
weltweiten Verbindungen dürften die Plei-
ten kaum Auswirkungen haben, da hier
unter anderem wegen der Hub-Strategie al-
ler Full Network Carrier tatsächlich Wett-
bewerb herrscht. Oft kann der interkonti-
nental Reisende nicht mehr direkt zum
Ziel kommen. Hat er aber ohnehin keine
Wahl, dann ist es ihm auch egal, ob er auf
der Reise nach Übersee in Frankfurt, Lon-
don, Abu Dhabi oder Reykjavik umsteigt.
Viele große Hubs, etwa Istanbul, sind gera-
de ausgebaut worden und ticketpreiswirk-
sam subventioniert. Im europäischen Netz
dürften die Preise nur auf bestimmten Re-
lationen steigen, etwa nach Mallorca, wo
Air Berlin ein Platzhirsch war. Außerdem
muss zwischen Billigfliegern und Vollser-
vice-Airlines unterschieden werden, weil
sich nur bei letzteren die Wettbewerbsver-
hältnisse deutlich verschieben.
Dass die Ticketpreise wegen der Air-Berlin-
Pleite sinken, glaubt tatsächlich niemand.
Aber noch sinken sie trotz der Pleite, je-
denfalls bis Ende September, wie das DLR
ermittelte. Auch der Hauptgeschäftsführer
der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Ver-
kehrsflughäfen (ADV), Ralph Beisel , bestä-
tigt das, fügt aber hinzu: „Im innerdeut-
schen Markt sind die Konsequenzen der
Air Berlin-Insolvenz tatsächlich spürbar.“
Er verweist aber darauf, dass der Fluggast
dank der Digitalisierung von hoher Preis-
transparenz profitiert: „Flugpreise sind je-
derzeit über das Internet transparent und
damit bestens vergleichbar.“
Neben der Zahl der Anbieter am Markt
spielen noch Ölpreis, Gebühren oder Steu-
ern eine Rolle. Laut Low-Cost-Monitor

liegt das Rekordpreistief am scharfen Wett-
bewerb der Billigflieger. Ryanair, Easyjet,
Norwegian und die ungarische Wizz Air
haben „trotz verstärkter Präsenz an größe-
ren Flughäfen“, an denen die Landegebüh-
ren höher sind, die Preise gegenüber 2016
gesenkt. Gründe seien unter anderem „stei-
gender Wettbewerb und ein geringer Öl-
preis“. Beisel sieht das auch als Wachstums-
faktor: „Ryanair und Easyjet zeichnen sich
durch einen hohen Anteil an Point-to-

Point-Verkehren aus. Waren diese Low
Cost-Airlines bisweilen an den kleinen und
mittleren Flughäfen stationiert, sind diese
jetzt zunehmend an den Hub- und Dreh-
kreuzflughäfen vertreten.“ Das DLR führt
europäische Preisbeispiele auf, und bei ei-
nem Vorausbuchungszeitraum von drei
Monaten finden sich selten dreistellige
Zahlen.
Die Forscher legen sich nicht fest, wie es
nach dem Aus von Air Berlin weitergeht.
Gesicherte Zahlen gibt es nur bis Ende Sep-
tember oder – mit Vorausbuchungsfrist –
bis Jahresende. Der wirklich kritische Zeit-
raum beginnt jetzt erst, weil nach dem
letzten Air-Berlin-Flug die Maschinen erst
einmal am Boden bleiben müssen. Zuletzt
standen nach Angaben von Lufthansa-Chef
Carsten Spohr von 140 Air-Berlin-Flugzeu-
gen ungefähr 80 bis 90 am Boden. Deren
Kapazitäten fehlen also am Markt. Spohr
stellte bei der Präsentation der jüngsten
Quartalsergebnisse eine vollständige, opti-
mierte Integration vorbehaltlich der kar-
tellrechtlichen Entscheidungen erst für den
Winterfahrplan 2018 in Aussicht. Erst dann
wäre die Kapazität wieder da, wie sie auch
vor der Insolvenz bereitstand.
Wie es also 2018, insbesondere zur Ur-
laubssaison aussieht, ist schwer zu prog-
nostizieren. „Der Low Cost Monitor hat
die Preise verschiedener Gesellschaften bis
Herbst untersucht, mit einem Vorausbu-
chungszeitraum von bis zu drei Monaten,
also bis Ende des Jahres. Hierauf beziehen
sich die Aussagen“, sagte Berster vom DLR
zu der Frage, wie es nach dem Grounding
mit den Preisen weiter geht. Es könne
durchaus sein, dass „es demnächst zu Ka-
pazitätsengpässen kommen kann und da-
raufhin die Preise steigen“. Noch sei auch
offen, in welchem Maß Easyjet Air-Berlin-
Strecken übernehme.

Wachstumstreiber Wenn die Tickets der
Billigflieger in nächster Zeit teurer werden,
könnte ein weiterer Grund beim Hecht im
Karpfenteich zu suchen sein, der wegen
seiner Performance beneidet wird: Ryanair.
„Europe’s No.1 Airline“, wie sie sich nennt
– in Deutschland ist Eurowings Marktfüh-
rer -, streicht aus Personalmangel Tausende
Flüge. Damit wird der Platz noch einmal
verknappt, die Preise könnten steigen.
Wahrscheinlich wird sich dieser Engpass
zuerst auf die Geschäftsreisetickets und die
Last-Minute-Preise auswirken.
Das vielbeschworene Wachstum im Welt-
luftverkehr ist nämlich tatsächlich zum
überwiegenden Teil auf die Billigflieger zu-
rückzuführen. Für Europa nennt der Flug-
hafenverband ACI die Quote von 76 Pro-
zent. Beisel bestätigt das: „In den letzten
Jahren waren die Low-Cost-Airlines wie
Ryanair und Easyjet starke Wachstumstrei-
ber an deutschen Flughäfen. Mittlerweile
ist der stärkste Wachstumspartner für die
deutschen Flughäfen die Eurowings.“
Wenn die Schnäppchenmentalität obenan
steht, hat das in der Regel negative Auswir-
kungen auf die Erlöse, und dann heißt es
für Unternehmer: „Die Masse macht’s.“
Das merken auch die Beschäftigten auf ih-
ren Gehaltszetteln.
Ein Ende der Umstrukturierung ist nicht
abzusehen. Der Flugverkehr wird wachsen,
aber die strukturellen Veränderungen wer-
den für manche Beteiligten schmerzlich
sein. Wöhrl schildert das so: „Der Luftver-
kehr in Europa befindet sich im Umbruch
und wird sich wie in den USA erst in ein
paar Jahren neu manifestieren. Dann wird
es ein paar ganz große Gesellschaften ge-
ben, die zunächst profitabel, weil teuer,
sind. Das wird erneut weitere, preisaggres-
sive Wettbewerber auf den Plan rufen und
auf beiden Seiten zu Pleiten führen.“

Thomas Rietig T

Der Autor ist freier Fachjournalist.

Vergangene Woche stellte die 1978 gegründete und bisher zweitgrößte deutsche Fluggesellschaft Air Berlin ihren Betrieb endgültig ein. © picture-alliance/Ralf Hirschberger/dpa

Anfällig für Pleiten
LUFTVERKEHR Nach der Insolvenz von Air Berlin verändert sich der Markt. Die
Lufthansa profitiert, andere europäische Airlines werden zu kämpfen haben
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PERSONALIA

>Wolfgang Bötsch †
Bundestagsabgeordneter 1976-2005,
CSU
Wolfgang Bötsch starb am 14. Oktober im
Alter von 79 Jahren. Der promovierte Jurist
aus Würzburg, CSU-Mitglied seit 1960,
stand von 1973 bis 1991 an der Spitze des
CSU-Kreisverbands Würzburg-Stadt. Von
1982 bis 1989 war er Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion und als Chef der CSU-Landesgruppe
von 1989 bis 1993 auch deren erster stell-
vertretender Vorsitzender. Der Direktkandi-
dat des Wahlkreises Würzburg gehörte wie-
derholt dem Wahlprüfungsausschuss an
und wirkte zuletzt im Auswärtigen Aus-
schuss mit. Von 1993 bis 1997 war Bötsch
letzter Bundesminister für Post- und Tele-
kommunikation. Mit seinem Namen ist die
Umwandlung von Telekom, Postbank und
Postdienst in Aktiengesellschaften verbun-
den. Er habe, so würdigte ihn Bundeskanz-
lerin Angela Merkel, die Voraussetzungen
für einen modernen und kundenorientierten
Telekommunikationsmarkt geschaffen.

>Horst-Ludwig Riemer †
Bundestagsabgeordneter 1980-1983,
FDP
Am 2. Oktober starb Horst-Ludwig Riemer
im Alter von 84 Jahren. Der promovierte Ju-
rist und Rechtsanwalt aus Düsseldorf trat
1952 der FDP bei , stand von 1972 bis 1979
an der Spitze des NRW-Landesverbands und
war von 1972 bis 1981 Mitglied des FDP-
Bundesvorstands. Dem nordrhein-westfäli-
schen Landtag gehörte Riemer von 1966 bis
1980 und von 1985 bis 1995 an. Er war von
1970 bis 1979 als NRW-Minister für Wirt-
schaft, Mittelstand und Verkehr. Im Bundes-
tag arbeitete er im Verkehrsausschuss mit.

>Konrad Schily
Bundestagsabgeordneter 2005-2009,
FDP
Am 7. November begeht Konrad Schily sei-
nen 80. Geburtstag. Der aus Bochum stam-
mende Facharzt für Neurologie und Psy-
chiatrie sowie langjährige Präsident der Pri-
vatuniversität Witten/Herdecke – ein Bruder
Otto Schilys – war von 1973 bis 1990 SPD-
Mitglied. 2005 trat er der FDP bei. Im Bun-
destag saß Schily im Gesundheitsausschuss.

>Elke Wülfing
Bundestagsabgeordnete 1990-2005,
CDU
Elke Wülfing wird am 7. November 70 Jahre
alt. Die aus Borken stammende Auslands-
korrespondentin trat 1973 der CDU bei. Von
1991 bis 2003 war sie Bezirksvorsitzende
sowie stellvertretende CDU-Landesvorsit-
zende in Nordrhein-Westfalen und saß von
2002 bis 2006 im Bundesvorstand der Par-
tei. Von 1975 bis 1979 gehörte sie dem Rat
der Stadt Borken und von 1979 bis 1991
dem gleichnamigen Kreistag an. Wülfing
war von 1997 bis 1998 Parlamentarische
Staatssekretärin beim Bundesminister für
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Tech-
nologie. Die Direktkandidatin des Wahlkrei-
ses Borken II saß im Bundestag vorwiegend
im Wirtschafts- sowie im Finanzausschuss.

>Sigrun Löwisch
Bundestagsabgeordnete 1991-1998,
CDU
Am 8. November wird Sigrun Löwisch
75 Jahre alt. Die Arzthelferin aus Freiburg/
Br. trat 1968 der CDU bei und war Ortsvor-
sitzende sowie stellvertretende Kreisvorsit-
zende ihrer Partei. Von 1988 bis 2008 am-
tierte sie als Ortsvorsteherin von Freiburg-
Lehen und gehörte von 1975 bis 1991 dem
Freiburger Stadtrat an. Löwisch engagierte
sich im Bundestag im Gesundheitsaus-
schuss. Von 1984 bis 1991 war sie Mitglied
des Staatsgerichtshofs Baden-Württemberg.

>Klaus Steinitz
Bundestagsabgeordneter 1990, PDS
Am 12. November vollendet Klaus Steinitz
sein 85. Lebensjahr. Der promovierte Wirt-
schaftswissenschaftler und Hochschullehrer
trat 1948 der SED bei und war von 1990 bis
1993 Mitglied des PDS-Parteivorstands. Von
März bis Oktober 1990 gehörte er der ers-
ten frei gewählten Volkskammer und da-
nach bis Dezember dem Bundestag an.

>Dieter Schinzel
Bundestagsabgeordneter 1972-1976,
1980, SPD
Am 14. November wird Dieter Schinzel 75
Jahre alt. Der Physiker aus Aachen trat 1961
der SPD bei, war von 1976 bis 1994 Vorsit-
zender des SPD-Unterbezirks Aachen und
gehörte von 1972 bis 1975 sowie 1979 bis
1994 dem dortigen Stadtrat an. Im Bundes-
tag saß Schinzel im Sport- und im Finanz-
ausschuss. Von 1979 bis 1994 war er Mit-
glied des Europäischen Parlaments. bmh T

AUFGEKEHRT

Keine Hobbits
in Australien

Nichts Schlechtes kommt aus
Neuseeland. Zugegeben: Der
08/15-Kontinentaleuropäer
mit Städtetrip- statt Fernrei-

sen-Hintergrund kennt relativ wenig bis
gar nichts, was aus Neuseeland kommt.
Da war irgendwann mal dieses Youtube-
Video der Rugby-Spieler des Landes, die
vor Beginn des Spiels ihren Gegenspie-
lern mit einer Brüll-Choreographie
Angst zu machen versuchten. Haka
heißt das wohl und geht zurück auf die
Maori, das indigene Volk Neuseelands.
Ein anderes, auch noch vergleichsweise
bekanntes indigenes Volk der Neusee-
länder sind die Hobbits, deren sagenhaf-
te Heimat Auenland Teil des Inselstaates
im südlichen Pazifik ist. Hobbits sind
im Grunde treudoofe Hippies mit der
Tendenz zum Pathos, wenn sie mal eine
bedeutende Aufgabe übertragen bekom-
men, wie die entsprechenden Filme
über den „Herr der Ringe“ belegen.
Kein Mensch kann also ernsthaft etwas
gegen Neuseeländer haben. Außer wohl
Australier. Das Land ist bekannt für sei-
ne restriktive Einwanderungspolitik,
überfahrene Kängurus und eine giftige
Flora und Fauna. Politisches Gift steckt
auch in den Gesetzen, denn nach denen
dürfen Menschen mit doppelter Staats-
angehörigkeit nicht im Parlament sitzen.
Pech für Barnaby Joyce, immerhin Vize-
Ministerpräsident, der nicht nur die
australische, sondern auch – unwissent-
lich – die neuseeländische Staatsbürger-
schaft besaß, als er gewählt wurde. Er
fliegt nun mit einigen anderen Abgeord-
neten aus dem Parlament. Damit wa-
ckelt auch die Regierungsmehrheit. Statt
sich ins Auenland zurückzuziehen, will
Joyce aber weiter Australien dienen. Er
hat seine neuseeländische Staatsangehö-
rigkeit abgelegt und tritt zur Nachwahl
an. Sören Christian Reimer T

VOR 45 JAHREN...

Ständig und
doch einmalig
30.10.1972: Ersatzparlament kommt
zusammen. Egal, wie lange Union, FDP
und Grüne noch über eine Koalition
verhandeln: Deutschland ist weder re-
gierungslos noch ohne Parlament. Wäh-
rend die Bundesregierung geschäftsfüh-
rend im Amt bleibt, ist eine Zeit ohne
einen Bundestag gar nicht möglich. Bis
zu einer Grundgesetzänderung 1976 war
das anders. Während heute die Wahlpe-

riode eines Bundestages erst „mit dem
Zusammentritt eines neuen Bundesta-
ges“ endet, endete sie früher schon mit
der Auflösung des alten Parlaments oder
vier Jahre nach dessen erstem Zusam-
mentritt. So konnte es eine parlaments-
lose Zeit geben, in der es ein Ersatzparla-
ment brauchte – ein einziges Mal, am
30. Oktober 1972, tagte es. Nach knapp
sieben Stunden war es Geschichte.
„Ständiger Ausschuss“ nannte das
Grundgesetz das Gremium, das „die
Rechte des Bundestages gegenüber der
Bundesregierung zwischen zwei Wahlpe-
rioden zu wahren hat“. 28 Tage – länger
dauerte die Phase zwischen einem alten
und einem neuen Bundestag bis 1969
nie. Zu kurz für die Einberufung des
Ausschusses. Doch als Willy Brandt
(SPD) im September 1972 die Vertrau-
ensfrage verlor und der Bundestag aufge-
löst wurde, sollte es 82 Tage dauern, bis
ein neues Parlament zusammenkam.
Zeit genug für die Bundesregierung, den
Ständigen Ausschuss einzuberufen. Die
27 Mitglieder (je 13 von SPD und Uni-
on, einer von der FDP) wählten den bis-
herigen Bundestagspräsidenten Kai-Uwe
von Hassel (CDU) zu ihrem Vorsitzen-
den. In der öffentlichen Sitzung beriet
man vor allem wirtschaftspolitische The-
men. Benjamin Stahl T

Kai Uwe-von Hassel war Bundestags-
präsident von 1969 bis 1972.
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Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Par-
lament“ erscheint am 13. November.

ORTSTERMIN: FOTOAUSSTELLUNG »INNERE ANGELEGENHEITEN«

Von der Kraft des Bildes
„Achtung! Flussmitte Grenze“, lautet die unmissverständ-
liche Botschaft des Schildes, das eher am Rande eines
Bachs als eines Flusses auf der flachen Wiese steht. Es ist
die Elbe, die an dieser Stelle einst die niedersächsische
Gemeinde Schnackenburg von der DDR trennte. Auf der
Aufnahme des Fotografen Dirk Reinartz deutet Landwirt
Otto Porath in Richtung der anderen Uferseite. Für ihn
gehört die Grenze zum Alltag, sein Grundstück liegt seit
der Teilung Deutschlands im Niemandsland.
Dieses Bild aus den 1980er Jahren ist Teil der Ausstellung
mit Werken des 2004 verstorbenen Reinartz, die der Bun-
destag derzeit im Mauer-Mahnmal am Berliner Schiffbau-
erdamm präsentiert. Die Schwarz-Weiß-Fotos hängen an
der östlichen Wand; gleich daneben durchkreuzen die
historischen Mauermonumente die Szenerie. Es gibt kei-
nen Zweifel: Die Serien aus der Zeit kurz vor und nach
dem Mauerfall sind hier am richtigen Platz. „Die Fotogra-
fien von Dirk Reinartz eröffnen einen ganz besonderen
Blick auf Menschen, auf Ereignisse, auf Konstellationen,

die es vor und nach der Wiedervereinigung gegeben hat“,
sagte der frühere Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) bei der Vernissage am 19. Oktober.
Dirk Reinartz (1947-2004), der bei Otto Steinert an der
Folkwangschule in Essen studierte, erlangte besonders
durch Reportagen für den „Stern“ und das „ZEITmagazin“
in den 1970er und 1980er Jahren Bekanntheit. Künstler-
porträts, Landschaftsfotos, Stadtfotografie, seine Bilder er-
schienen in allen bekannten Magazinen.
Als Künstler habe sich Reinartz nie bezeichnet, sagte Ku-
ratorin Kristina Volke. Er habe darauf bestanden, Fotograf
zu sein. „Gleichzeitig sieht man die Werke an und weiß,
dass man es hier mit einem Fotografen zu tun hat, der die
Kraft des Bildes sehr ernst nimmt“, sagte sie. Reinartz sei
es gelungen, Räume „mitzunehmen“, so dass der Betrach-
ter sich und die eigenen Geschichte hineindenken könne.
Ganz besonders interessierte Reinartz sich für die politi-
sche Situation und gesellschaftliche Stimmungen in
Deutschland. Auf seinen Reisen durch beide Staaten such-

te er nach Wesen und Selbstverständnis der Bewohner.
Die Porträts aus der Serie „Besonderes Kennzeichen:
Deutsch“ sind faszinierendes Ergebnis dieser Spurensu-
che. „In dieser Reportage sagen die Bilder wirklich mehr
als 1.000 oder 3.000 Worte“, sagte der Journalist Wolfram
Runkel bei der Ausstellungseröffnung.
Runkel hat auf Dutzenden von Reisen gemeinsam mit
Reinartz recherchiert und Menschen interviewt. Der Kol-
lege habe in Gesprächen nicht nur aufmerksam zugehört,
sondern sich auch eingemischt. „Dirk war Inhalt wichti-
ger als Fragen der Ästhetik oder der Bildgestaltung“, be-
tonte Runkel. Fotoreportagen hätten den Ruf, schnell an
Aktualität zu verlieren. Bei Reinartz Fotos ist das anders,
ist sich Runkel sicher: „Seine Kunst bleibt dank ihrer Kraft
aktuell. Sie ist stärker als der Zeitgeist.“ Eva Bräth T

Die Ausstellung kann bis 25. Februar 2018 im Mauer-
Mahnmal am Schiffbauerdamm dienstags bis sonntags,
11 bis 17 Uhr, besichtigt werden. Der Eintritt ist frei.

Die Ausstellung „Innere Angelegenheiten“ zeigt Bilder des inzwischen verstorbenen Fotografen Dirk Reinartz. Als einer seiner letzten Amtshandlungen eröffnete Bundestagspräsi-
dent Norbert Lammert (CDU, rechts) die Fotoausstellung am 19. Oktober. Der Journalist Wolfram Runkel erinnerte an den Künstler. © Deutscher Bundestag/Achim Melde

LESERPOST

Zur Ausgabe 42-43 vom 16. Oktober
2017, »Kopf der Woche« auf Seite 1:
Sie schreiben über den spanischen Minis-
terpräsidenten Mariano Rajoy: „Damit ist
der 62jährige Galizier von seinem bisheri-
gen Weg abgekehrt, eher zurückhaltend in
dieser Staatskrise zu handeln“. Ich bin ver-
wundert über diese Einschätzung. Das
Ganze ist doch überhaupt erst zur Staats-
krise hochgekocht, weil zwei Dickköpfe
aufeinanderprallen – und Rajoy alles ande-
re als zurückhaltend gehandelt hat. Am
deutlichsten belegt dies die absolut sinnlo-
se Polizeiaktion am Referendumstag. Per
Polizeigewalt hat er versucht, Bürger um
ihr Wahlrecht zu bringen.
Rajoy hatte alle Trümpfe in der Hand.
Doch anstatt besonnen zu reagieren, hat er
jeden Dialog vor und nach dem Referen-
dum abgelehnt. Er hätte argumentieren
können, dass das Verfassungsgericht die
Grundlage des Referendums bereits für un-
gesetzlich erklärt hatte und
daher jedwedes Ergebnis
nicht anerkannt werden
könne. Dazu noch jemand
aus Brüssel mit derselben
Botschaft und der ganze
Schwung des Referendums
wäre verpufft. Die Frage
der Rechtmäßigkeit des Re-
ferendums oder eine Kos-
ten-Nutzen-Rechnung der
Unabhängigkeit sind aber
durch die Unbesonnenheit
Rajoys in den Hintergrund
geraten – und Carles Puig-
demont hat das gerne in
Kauf genommen.
Wenn Sie Rajoys Positio-
nen zu Fragen der Autono-
mien betrachten, insbeson-
dere in seiner Zeit als Op-
positionsführer, erkennen
Sie eine klare Linie: Nie-
mals weich sein gegenüber
Regionalisten, niemals Zu-
rückhaltung zeigen, wenn
es um die Verteidigung Na-
tionalspaniens geht. Ein
besonnener Ministerpräsi-
dent hätte es bei einer spa-
nischen Angelegenheit, ei-
ner Verfassungskrise, belas-
sen können. Jetzt ist es ei-

ne europäische Krise, bei der ein Teil
Europas eventuell ausscheren könnte.
Der Vertrag von Maastricht sah Subsidiari-
tät vor, also eine Verlagerung der politi-
schen Entscheidungen auf die tiefstmögli-
che politische Ebene. Die „Katalonienfra-
ge“ ist eine europäische Krise, denn die Ka-
talanen stellen gleich zwei elementare Fra-
gen. Erstens die Demokratiefrage: Wie viel
Selbstbestimmung habe ich als Bürger über
die Belange, die mich betreffen? Zweitens
die Frage der Verlässlichkeit: Wenn 1992
im Maastrichter Vertrag schon die Subsidia-
rität festgelegt wurde, wieso entscheiden
25 Jahre später immer noch Nationalstaa-
ten über Fragen, die auf regionaler Ebene
transparenter und passender behandelt
werden könnten? Insofern ist Katalonien
ist Symptom einer europäischen Demokra-
tie-Krise.

Thomas Riediger
per E-Mail

Zur Ausgabe 40-41 vom 2. Oktober
2017, »Spannende Zeiten« auf Seite 1:
Ist wirklich die Wahlrechtsreform die
wichtigste Schlussfolgerung aus dem
Wahlergebnis der Bundestagswahl? Nach
der vierten Wahl Franklin D. Roosevelts
zum Präsidenten der Vereinigten Staaten
entschloss sich das Parlament der USA
dazu, die Wiederwahl zu diesem Amt auf
zwei Perioden zu begrenzen. Die durch
das Amt gegebene Medienpräsenz des
Präsidenten machte es Konkurrenten
schwer. Der in einem parlamentarischen
System notwendige Wechsel der Füh-
rungspersonen drohte in der Folge aus-
zubleiben. Weshalb der Bundespräsident
in Deutschland nur einmal wiederge-
wählt werden kann und das Grundgesetz
eine Begrenzung auf zwei Amtszeiten
vorgibt, ist für mich nicht deutlich nach-
vollziehbar. Notwendig ist meines Erach-
tens jedoch eine Verfassungsänderung,

die die Amtszeit des politisch ja viel ein-
flussreicheren Bundeskanzlers auf eine
zweimalige Kandidatur beschränkt.

Hans-Heinrich Nolte
Barsinghausen

Sie schreiben, dass es in dieser Legislatur-
periode keine Ausrede für eine Wahl-
rechtsreform geben darf. Da haben Sie
Recht! In der vergangenen Wahlperiode
hat sich die Große Koalition geweigert,
eine solche Reform zu verabschieden.
Das ist völlig verantwortungslos, weil die
möglichen Folgen durchaus bekannt wa-
ren und mehrmals davor gewarnt wurde.
Nun sind die schlimmsten Befürchtun-
gen eingetroffen: Mit mehr als 700 Abge-
ordneten ist der neue Bundestag definitiv
zu groß! Es ist bezeichnend, dass nur der
Volkskongress in China größer ist.
Allerdings hat Ihr Gastkommentator Da-
niel Goffart Recht: Es wäre naiv zu erwar-

ten, dass jemand den Ast
absägt, auf dem er sitzt.
Das Problem liegt nun
einmal im Wahlrecht.
Was wiegt schwerer: Der
direkt gewonnene Wahl-
kreis oder das Zweit-
stimmenergebnis? Eigent-
lich die Zweitstimme,
aber so ganz den direkten
Kampf im Wahlkreis woll-
te man dann doch nicht
aufgeben. Vielleicht ist
die von Goffart ins Spiel
gebrachte Wahlkreisver-
größerung eine Möglich-
keit, die Anzahl der Über-
hangmandate zu verrin-
gern. Ich bin jedoch skep-
tisch. Im Laufe der Zeit
wird sich der gleiche Me-
chanismus auch bei grö-
ßeren Wahlkreisen ein-
pendeln.
Vielleicht schafft es ja eine
ganz große Koalition der
Demokraten, eine ver-
nünftige Wahlrechtsre-
form zu verabschieden.
Das wäre dann aber wirk-
lich eine Überraschung!

Dennis Kaiser
per E-Mail
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DEBATTENDOKUMENTATION
Konstituierung des Parlaments und Wahl des Bundestagspräsidenten/ 1. Sitzung des 19. Deutschen Bundestages am 24. Oktober 2017

Dr. Wolfgang Schäuble, CDU, Bundestagspräsident

Die Gesellschaft in ihrer Vielheit
und Verschiedenheit repräsentieren

Wolfgang Schäuble (*1942)
Bundestagspräsident

Herr Bundespräsident! Lie-
be Kolleginnen und Kol-
legen! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Ich habe
zunächst zu danken. Ich danke Ih-
nen für das Vertrauen, das Sie mir
mit der Wahl zum Bundestagsprä-
sidenten entgegenbringen. Ich
danke Hermann Otto Solms. Mit
seiner langen parlamentarischen
Erfahrung hat er die von mir über-
nommene Aufgabe, diesen 19.
Deutschen Bundestag als dienstäl-
tester Abgeordneter zu eröffnen,
mit großer Umsicht wahrgenom-
men. Und er hat die Herausforde-
rungen für unser Parlament klar
umrissen.

Ich möchte den vielen ausge-

schiedenen Kolleginnen und Kol-
legen danken. Sie schauen zum
Teil auf jahrzehntelanges parla-
mentarisches Wirken zurück. Ich
nenne stellvertretend Heinz Rie-
senhuber. Er war gleich zweimal
Alterspräsident, bei den konstitu-
ierenden Sitzungen der beiden zu-
rückliegenden Legislaturperioden.
Ich danke aus dem Präsidium des
18. Deutschen Bundestages den
ausgeschiedenen Vizepräsidenten
Edelgard Bulmahn und Johannes
Singhammer. Ich danke natürlich
auch den beiden Vizepräsidentin-
nen, die dem nächsten Präsidium
vermutlich nicht angehören wer-
den. Damit nehme ich jetzt die
Wahl vorweg; das ist ein bisschen
schwierig.

Vor allen Dingen aber, meine
sehr verehrten Damen und Her-
ren, möchte ich Norbert Lammert
danken. Er war zwölf Jahre ein
großartiger Bundestagspräsident.

Lieber Herr Lammert, Sie hatten
eine ganz besondere Begabung als
Redner, und Sie hatten immer kla-
re Vorstellungen davon, was dieses
Parlament leisten soll und was es
leisten kann, wenn es denn will.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ich freue mich auf die neue
Aufgabe. Im Parlament schlägt das
Herz unserer Demokratie. Ich

freue mich auf die Zusammenar-
beit mit Ihnen, liebe Kolleginnen
und Kollegen, wie mit allen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern, die
diesem Haus dienen.

Ich bin Parlamentarier aus Lei-
denschaft. Ich habe meine Abge-
ordnetentätigkeit immer als hohe
Verantwortung und das Mandat
als meine demokratische Legiti-
mation verstanden. Ich habe im
Übrigen im Deutschen Bundestag
beides erlebt: Abgeordneter zu
sein in der Opposi-
tion wie in einer Re-
gierungsfraktion.

Zunächst war ich
zehn Jahre in der
Opposition. Als ich
1972 zum ersten
Mal als Abgeordne-
ter im Deutschen
Bundestag saß, wur-
de um die Ostverträ-
ge gestritten – mit leidenschaftli-
chen Debatten, damals in Bonn.
Die Stimmung war aufgeladen.
Überhaupt prägte seinerzeit eine
extrem spannungsvolle Atmosphä-
re dieses Land. Die Gesellschaft
der Bundesrepublik hatte sich seit
Mitte der 60er-Jahre in einem bis
dahin nicht gekannten Maße poli-
tisiert, mobilisiert und polarisiert.
Geschadet hat es nicht, genauso

wenig wie die Erregung Anfang
der 80er-Jahre. Da war ich Abge-
ordneter in der großen Regie-
rungsfraktion, als es etwa um den
NATO-Doppelbeschluss ging. Sie-
ben Jahre später fiel dann die
Mauer. Veränderung war also im-
mer, und vieles wird im Übrigen
in der Rückschau anders bewertet
als mitten im Streit. Auch deshalb,
also weil ich aus eigenem Erleben
weiß, dass Erregung und Krisenge-
fühle so neu nicht wirklich sind,
sehe ich mit Gelassenheit den
Auseinandersetzungen entgegen,
die wir in den kommenden Jahren
führen werden und die wir im
Parlament zu führen haben, stell-
vertretend für die Gesellschaft, aus
der heraus wir gewählt sind. Denn
diese Gesellschaft müssen wir
nicht nur in ihrem Grundkonsens,

sondern auch in
ihrer Vielheit und
Verschiedenheit re-
präsentieren. Wir
dürfen das eine
nicht gegen das an-
dere ausspielen.

In einem demo-
kratischen Ge-
meinwesen ist kein
Thema es wert,

über den Streit das Gemeinsame
in Vergessenheit geraten zu lassen.
289 Abgeordnete ziehen heute
erstmals ins Parlament ein – das
sind gut 40 Prozent aller Mitglie-
der dieses Hauses. Selten unter-
schied sich ein Bundestag so sehr
von seinem Vorgänger wie dieser.
Sieben Parteien und sechs Fraktio-
nen – so viele gab es seit 60 Jah-
ren nicht mehr.

Diese neue Konstellation hier
im Haus spiegelt die Veränderun-
gen wider, die unsere Gesellschaft
erlebt: Verunsicherungen wachsen
angesichts des raschen Wandels
durch Globalisierung und Digita-
lisierung. Zusammenhänge lösen
sich auf, Zugehörigkeiten brechen
auf und neue entstehen. Alte Ge-
wissheiten und Identitäten wer-
den infrage gestellt, und neue, ver-
meintliche Gewissheiten werden
in Stellung gebracht gegen zuneh-
mende Sorgen und Zweifel.

Das menschliche Bedürfnis
nach Geborgenheit in vertrauten
Lebensräumen trifft auf eine zu-
nehmend als ungemütlich emp-
fundene Welt voller Konflikte, Kri-
sen, Kriege und medial präsentem
Schrecken. Vor diesem Hinter-
grund verschärft sich die Tonlage
der gesellschaftlichen Debatten.
All das können wir übrigens vie-
lerorts in Europa beobachten.

Mit dem ungeheuer schnellen

gesellschaftlichen Wandel, den wir
erleben, geht eine Fragmentierung
unserer Debatten und Aufmerk-
samkeiten einher. Das stellt die
politische Ordnung, die demokra-
tischen Institutionen und Verfah-
ren vor große Herausforderungen.
Jedem erscheint etwas anderes
wichtig. Jeder scheint gelegentlich
nur noch seine eigenen Probleme
wahrzunehmen. Es gibt nicht
mehr das eine Thema.

Das Überhandnehmen von
Möglichkeiten und Optionen
kann auch überfordern. Über die-
ses „Unbehagen im Kapitalismus“
hat Uwe Jean Heuser schon 2000
geschrieben. Wie alles ist auch
Freiheit durch Übermaß gefähr-
det. Deswegen müssen wir immer
wieder die richtige Balance auch
im Umgang mit Freiheit lernen.

Hinzu kommt der Wandel der
Medien und ihrer Nutzung durch
die Veränderungen in der Infor-
mationstechnologie. Die Zersplit-
terung in viele Teilöffentlichkeiten
führt dazu, dass uns eine erkenn-
bar gemeinsame Sicht auf politi-
sche Prioritäten verloren geht. Da
kann dieses Parlament ein Ort der
Bündelung, der Fokussierung, der
Konzentration auf die wichtigen
Fragen unserer gesellschaftlichen
Zukunft in Deutschland wie in
Europa sein.

Wir Abgeordnete, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, sind für die
Mitbürger im Wahlkreis manch-
mal fast eine Art Ombudsmann.
Mit unserer Arbeit und unseren
Begegnungen vor Ort vermitteln
wir diese Wirklichkeit auf die Ebe-
ne der Bundespolitik. Unsere Viel-
zahl an Erfahrungen und Qualifi-
kationen aus beruflicher, sozialer,
ehrenamtlicher Tätigkeit bildet ei-
ne ganze Menge Expertise. Viel-
leicht wissen und fühlen wir Ab-
geordnete durch unsere Verwurze-
lung bei den Menschen manch-
mal besser als die Forschungsinsti-
tute, was die Menschen wirklich
bewegt.

©
DB
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Fortsetzung auf nächster Seite

Selten unter-
schied sich ein
Bundestag so

sehr von seinem
Vorgänger wie

dieser.

Dies ist eine gekürzte Version der Debatte.
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.htmlNach seiner Wahl zum Bundestagspräsidenten nimmt Wolfgang Schäuble (CDU) die Gratulation seiner Kollegin-

nen und Kollegen entgegen. © DBT/Achim Melde
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Zugleich sind wir alle, wie Arti-
kel 38 unseres Grundgesetzes sagt,
Abgeordnete des ganzen Volkes.
Dazu müssen wir diese Vielzahl
von Interessen, Meinungen, Be-
findlichkeiten mit den Begrenzt-
heiten und der Endlichkeit der
Realität zusammenbringen, und
das zwingt zu Kompromissen und
zu Entscheidungen durch Mehr-
heit. Je besser das gelingt, umso
weniger fühlen sich Menschen in
der demokratischen Wirklichkeit
zurückgelassen.

Immanuel Kant, dem wir viele
Gedanken von Rechtsstaat und Re-
publik verdanken, hat gesagt – ich
drücke es halb mit meinen Wor-
ten aus –: Handle stets so, dass
das Prinzip Deiner Handlung im-
mer auch das Prinzip der Hand-
lungen aller anderen sein könnte,
dass es immer auch allgemeines
Gesetz sein könn-
te. – Also: Handle
so, dass menschli-
ches Miteinander
nicht zusammen-
bräche, wenn alle
so handelten wie
Du selbst.

Das, verehrte
Kolleginnen und
Kollegen, gilt gera-
de auch für Parla-
mentsabgeordnete, und das ist ei-
ne gute Maxime für unser reprä-
sentatives System.

Auch die Vertretung partikularer
Interessen darf, wie alles, nicht ex-
zessiv werden. Andere Demokra-
tien in der Welt sind da übrigens
schon weit auf die abschüssige
Bahn geraten.

Was aber sehr wohl sein darf
und sein muss, ist, dass der parla-
mentarische Prozess hier im Hau-
se sichtbar macht, wie schwierig
sowohl die Durchsetzung als auch
der Ausgleich von Interessen in ei-
ner liberalen Demokratie sind. Da
darf Streit nicht nur sein; das geht
nur über Streit. Den müssen wir
führen, und den müssen wir aus-
halten, ertragen. Demokratischer
Streit ist notwendig, aber es ist ein
Streit nach Regeln, und es ist mit
der Bereitschaft verbunden, die
demokratischen Verfahren zu ach-
ten und die dann und so zustan-
degekommenen Mehrheitsent-
scheidungen nicht als illegitim
oder verräterisch oder sonst wie
zu denunzieren, sondern die Be-
schlüsse der Mehrheit zu akzeptie-
ren. Das ist parlamentarische Kul-
tur.

Und da kommt es dann auch
auf den Stil an, in dem wir uns
hier streiten und in dem wir fürei-
nander Respekt signalisieren kön-
nen.

Es gab in den vergangenen Mo-
naten in unserem Land Töne der
Verächtlichmachung und Erniedri-
gung. Ich finde, das hat keinen
Platz in einem zivilisierten Mitei-
nander.

Die überwältigende Mehrheit

der Bürgerinnen und Bürger in
diesem Land will ein zivilisiertes
Miteinander. In aufgewühlten Zei-
ten wie unseren wächst das Be-
dürfnis nach Formen des Verhal-
tens, über die man lange nicht
mehr geredet hat, weil man sie als
selbstverständlich ansah. Es wird
wieder über Anstand gesprochen –
sogar Bücher werden darüber ge-
schrieben und kommen auf die
Bestsellerlisten –, und es wird
auch über die Frage gesprochen,
wie wir in der Gesellschaft mitei-
nander umgehen sollen: Respekt
füreinander haben, nicht jeden
persönlichen Spielraum maximal
ausnutzen, ein offenes Ohr haben
für die Argumente des anderen,
ihn anerkennen mit seiner ande-
ren Meinung.

Es geht um Fairness. Hundert-
prozentige Gerechtigkeit gibt es

nicht, aber Fairness
ist möglich in dem
Sinne, dass sich
möglichst alle ange-
sprochen fühlen
und nicht ausge-
schlossen bleiben.

Die Art, wie wir
hier miteinander re-
den, kann vorbild-
lich sein für die ge-
sellschaftliche De-

batte. Prügeln sollten wir uns hier
nicht, wie es ja zum Teil auch in
Europa in anderen Parlamenten
bisweilen geschieht.

Wir sollten das übrigens auch
nicht verbal tun. Wir können viel-

mehr zeigen, dass man sich strei-
ten kann, ohne dass es unanstän-
dig wird. Dazu müssen wir zeigen,
dass auch ein Bundestag mit sechs
Fraktionen schafft, wozu er da ist:
Entscheidungen herbeizuführen,
die als legitim empfunden wer-
den.

Das Parlament besteht aus Ab-
geordneten, und diese Abgeordne-
ten sind nicht „abgehoben“, wie
so gern oberflächlich dahingere-
det wird. Wir sind aus der Mitte
der Bürgerinnen und Bürger ge-
wählt.

Aber niemand vertritt alleine
das Volk. So etwas wie Volkswille
entsteht überhaupt erst in und mit
unseren parlamentarischen Ent-
scheidungen.

Deswegen haben wir die Pflicht,
diesen Ort wertzuhalten, als Ort
des nachvollziehbaren sachlichen
wie auch emotionalen Streits – ja,
auch Gefühle gehören dazu –,
stellvertretend für die Mitbürge-
rinnen und Mitbürger die Dinge,
die alle angehen, argumentativ ge-
geneinander oder miteinander
auszumachen und dann mit
Mehrheit zu entscheiden.

Wir müssen das Vertrauen in
das repräsentative Prinzip wieder
stärken. Das ist übrigens keine nur
nationale Frage. Die europäischen
oder westlichen Werte, die Grund-
lage unserer verfassungsmäßigen
Ordnung sind, wirken vielerorts
fragil und erfreuen sich doch zu-
gleich weltweit großer Attraktivi-
tät. Freiheit, Rechtsstaatlichkeit,

sozialer Zusammenhalt, ökologi-
sche Nachhaltigkeit: Ohne Parla-
mentarismus geht all das nicht.

Nach ernsthaftem Streit der
Meinungen stellvertretend für alle
Bürgerinnen und Bürger Entschei-
dungen zu treffen: Die befrieden-
de Wirkung, die das hat, wenn es
gelingt, brauchen wir überall in
der Welt – in einer Welt, wo ja
überall immer mehr Menschen
nicht nur Anspruch auf wirtschaft-
liche Teilhabe, sondern auch auf
politische Mitsprache erheben.

In Zeiten zunehmender Globa-
lisierung heißt das
auch, die Kompli-
ziertheit unserer
Welt auszuhalten.
Aber wir haben
zugleich auch die
Chance, der Welt,
die sich uns nä-
hert, zu zeigen,
dass der Parla-
mentarismus et-
was taugt, dass er
funktioniert und dass er zu Lösun-
gen für die Probleme und Heraus-
forderungen fähig ist.

Norbert Lammert hat immer
sehr elegant die Tage, an denen er
sprach, danach befragt, was an ih-
nen in vergangenen Jahren und
Jahrhunderten geschah und an
was uns das erinnern sollte. Ich
will das heute noch einmal im
Sinne einer kleinen Hommage
tun. Um es chronologisch rück-
wärts zu machen: Dieser 24. Ok-
tober ist der Tag der Vereinten Na-
tionen. 1945 trat am 24. Oktober
die Charta der Vereinten Nationen
in Kraft. Am 24. Oktober 1929
endete am Schwarzen Donnerstag
die jahrelange Hausse der New
Yorker Börse, und es begann die
Weltwirtschaftskrise mit all ihren
Folgen.

Und am 24. Oktober 1648 wur-
de der Westfälische Frieden zur
Beendigung des Dreißigjährigen
Krieges unterzeichnet, eines Krie-
ges, an dessen Beginn wir uns
kommendes Jahr erinnern. Her-
fried Münkler hat ihm gerade ein
Opus Magnum gewidmet, in dem
er zeigt, dass dieser bis heute
längste Krieg auf deutschem Bo-
den – zugleich übrigens der erste
im vollen Sinne europäische Krieg
– uns besser als alle späteren Kon-
flikte die Kriege unserer Gegen-
wart verstehen lässt. Wer es nicht
glaubt, der lese noch einmal im
„Simplicissimus“ von Grimmels-
hausen nach. Er ist übrigens in
meinem Wahlkreis geschrieben
worden.

All das, liebe Kolleginnen und
Kollegen, erinnert uns an den
Charakter der Aufgaben, die vor
uns liegen. Es erinnert uns daran,
dass wir die Entscheidungen, die
wir hier treffen, in weltpolitische
Zusammenhänge einzubetten ha-
ben.

Europa und die Globalisierung:
Das ist heute der Rahmen für das,

was wir hier debattieren und ent-
scheiden. Das hat nichts mit ei-
nem Aufgeben nationaler Selbst-
bestimmung zu tun, schon gar
nichts mit einem Aufgeben des
Anspruchs, dass dies hier der Ort
ist, an dem immer wieder neu die
Souveränität des deutschen Volkes
greifbar und wirklich wird. Viel-
mehr beschreibt es die Aufgabe,
der wir gerecht werden müssen,
den Weg einer selbstbewussten
Einordnung in immer weitere Zu-
sammenhänge zu finden, mit dem
Ziel, dazu beizutragen, in dieser

Welt unsere Zukunft
gestalten zu können.

Dass wir uns in
solcher Öffnung zur
Welt und Einord-
nung noch selbst er-
kennen, dass wir
bleiben, was wir ir-
gendwie fühlen, das
wir sind – im Guten,
wie zum Beispiel un-
serer parlamentari-

schen Ordnung, wie im Schlech-
ten, das wir als nationale Schick-
salsgemeinschaft nicht werden ab-
streifen können und aus dem wir
doch immer wieder neues Gutes
zu entwickeln uns bemühen –,
dass wir all das bleiben, ohne uns
abzuschotten oder uns bequem
rauszuhalten, darum, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, geht es.

In der Präambel unseres Grund-
gesetzes von 1949, die wir 1990
im wiedervereinten Deutschland
fortgeschrieben haben, heißt es:

… von dem Willen beseelt, als
gleichberechtigtes Glied in einem
vereinten Europa dem Frieden der
Welt zu dienen, hat sich das Deut-
sche Volk kraft seiner verfassungs-
gebenden Gewalt dieses Grundge-
setz gegeben.

Dies hier, liebe Kolleginnen und
Kollegen, ist der Ort, an dem wir
diesem Willen Gestalt geben.

Dafür hat uns eine wieder ge-
wachsene Zahl von Bürgerinnen
und Bürgern gewählt. Der Trend
zur höheren Wahlbeteiligung bei
den letzten Landtagswahlen hat
sich auch im Bund fortgesetzt. Ich
denke, das zeigt, dass Erwartungen
gestiegen sind. Wenn wir diese Er-
wartungen einigermaßen erfüllen,
können wir unserem Land einen
großen Dienst erweisen. Steigende
Erwartungen sind also eine Chan-
ce, auch wenn es zur Wahrheit ge-
hört, dass in dieser Welt immer
neuer Akteure und immer dichte-
rer Verflechtungen die Realität
komplizierter wird und unsere
Handlungsspielräume nicht im-
mer nur wachsen. Zwischen bei-
dem müssen wir als Parlament
unseren Weg finden.

Ich freue mich auf unsere Arbeit
hier in den kommenden vier Jah-
ren.

Herzlichen Dank.

(Beifall im ganzen Hause)

Demokratischer
Streit

ist notwendig,
aber es ist ein

Streit nach
Regeln.

Volkswille ent-
steht überhaupt
erst in und mit
unseren par-

lamentarischen
Entscheidungen.

Wahl des Bundestagspräsidenten und der Vizepräsidenten: Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU) gibt ihre Stimme ab. © picture-alliance/dpa
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Dr. Hermann Otto Solms, FDP, Alterspräsident

Wir brauchen eine lebendige,
lebensnahe Debattenkultur

Hermann Otto Solms (*1940)
Landesliste Hessen

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Bitte

haben Sie Verständnis, dass ich
meinen Ausführungen eine sehr
persönliche Erklärung vorausschi-
cken möchte.

Ich freue mich ganz außeror-
dentlich, dass gera-
de ich als Mitglied
der Fraktion der
Freien Demokraten
die Sitzungsperiode
des 19. Deutschen
Bundestages eröff-
nen darf. Nach vier
schwierigen Jahren
in der außerparla-
mentarischen Op-
position haben wir das Vertrauen
der Wählerinnen und Wähler zu-
rückgewonnen. Jetzt können wir
der liberalen Stimme im Deut-
schen Bundestag wieder Gehör
verschaffen, und das war unsere
zentrale Aufgabe und unser Ziel.
Vielen Dank für Ihr Verständnis.

Meine Damen und Herren, vor-
weg möchte ich allen Kolleginnen
und Kollegen zu ihrer Wiederwahl
bzw. Neuwahl in den Deutschen
Bundestag herzlich gratulieren.
Abgeordneter des Deutschen Bun-
destages zu sein, ist eine große Eh-
re, aber eine noch viel größere
Verpflichtung; dieser müssen wir
alle in den nächsten Jahren ge-
recht werden.

Der Deutsche Bundestag ist das
einzige direkt vom Volk legitimier-
te Staatsorgan. Er steht damit im
Mittelpunkt unserer staatlichen
Ordnung, auf den sich alle ande-
ren Organe beziehen.

Der Deutsche Bundestag ist da-
rüber hinaus eines der einfluss-
reichsten demokratischen Parla-
mente der Welt. Das wird schon
dadurch deutlich, dass sich der
Bundestag seine Regierung wählt,
diese beauftragt, kontrolliert und
gegebenenfalls wieder ersetzen
kann. Die Regierung ist also im-
mer auf das Vertrauen des Bundes-

tages angewiesen.
Der Bundestag wählt seine Re-

gierung, nicht die Regierung ihren
Bundestag. Das wird in der öffent-
lichen Übertragung häufig nicht
eindeutig dargestellt. Die in der
Verfassung vorgesehene Richtlini-
enkompetenz des Bundeskanzlers
bzw. der Bundeskanzlerin bezieht
sich nur auf das Handeln der Re-
gierung und nicht auf die Ent-
scheidungsfindung im Deutschen
Bundestag, auch wenn das in den
Medien häufig anders dargestellt
wird.

Der Bundestag bestimmt die po-
litischen Zielsetzungen und die
grundsätzlichen Lösungswege. Die
Regierung führt sie aus.

An zwei Beispielen möchte ich
deutlich machen, wie weit die
Entscheidungsbefugnisse des Bun-
destages reichen. Zu Beginn der
90er-Jahre verklagte die FDP-Bun-

destagsfraktion die
eigene Regierung
vor dem Bundesver-
fassungsgericht we-
gen der Zulässigkeit
der Out-of-Area-
Einsätze der Bun-
deswehr. Als dama-
liger Fraktionsvor-
sitzender habe ich
die Klage vor dem

Bundesverfassungsgericht vertre-
ten, genauso wie der bis heute un-
vergessene Kollege Peter Struck,
der die gleichzeitige Klage der da-
maligen Oppositionsfraktion SPD
vertreten hat.

Aufgrund des Urteils des Bun-
desverfassungsgerichts bedürfen
seither alle Auslandseinsätze der
Bundeswehr der Zustimmung des
Parlamentes. Deswegen sprechen
wir ja heute von einer Parla-
mentsarmee. Das ist der Zusam-
menhang: eine Verantwortung,
die in anderen Ländern unbe-
kannt ist und häufig auf Verwun-
derung stößt, sich aber bei uns
nach meiner Meinung bewährt
hat.

Diese Regelung, die Staat und
Soldatinnen und Soldaten vor
leichtfertigen Entscheidungen
schützt, sollte bei einer Einbet-
tung der Bundeswehr in europäi-
sche Verteidigungsstrukturen
grundsätzlich beibehalten wer-
den.

Auch im Rahmen der Euro-Sta-
bilisierung haben wir ein Höchst-
maß an parlamentarischer Kon-
trolle erreicht und im September
2011 Rechtsgeschichte geschrie-
ben. Damals ist es zum ersten
Mal gelungen, einen flächende-
ckenden Parlamentsvorbehalt ge-

genüber den Vorrechten der Regie-
rung bei der Außenvertretung des
Staates zu installieren. Dieser gilt
bei allen die Haushaltsverantwor-
tung des Bundestages
betreffenden Ent-
scheidungen der Bun-
desregierung zur
Euro-Stabilisierung.

Wir haben dieses
Königsrecht des Par-
laments, nämlich das
Haushaltsrecht, in
Gesetze gegossen,
welche dieses Recht
garantieren. Das
Recht des Parlamentes, über die
Einnahmen und Ausgaben des
Staates zu bestimmen, darf auch
in Zukunft nicht eingeschränkt
werden. In dieser Auffassung hat
uns damals das Bundesverfas-
sungsgericht bestärkt. Ich zitiere:

Für die Einhaltung des Demo-
kratiegebots kommt es vielmehr
entscheidend darauf an, dass der
Deutsche Bundestag der Ort
bleibt, an dem eigenverantwort-
lich über Einnahmen und Ausga-
ben entschieden wird, auch im
Hinblick auf internationale und
europäische Verbindlichkeiten.

Ende des Zitats.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, das Wahlergebnis vom 24.
September hat die Kräfteverhält-
nisse im 19. Deutschen Bundestag

stärker verändert, als gemeinhin
erwartet wurde, und zugleich auch
die politischen Rollen neu verteilt.
Diese Entscheidung der Wähler
haben wir zu akzeptieren.

Das Parlament muss ein Spie-
gelbild der Meinungsvielfalt in der
Bevölkerung sein. Ich warne da-
vor, Sonderregelungen zu schaf-
fen, auszugrenzen oder gar zu stig-
matisieren.

Wir alle haben das gleiche Man-
dat, gleiche Rechte, aber auch glei-

che Pflichten.
Es ist klug, sich

im politischen
Wettbewerb auf
inhaltliche Ausei-
nandersetzungen
zu konzentrieren.
Dabei gilt: Jeder,
der hier das Wort
ergreift, über-
nimmt persön-
lich die Verant-

wortung für das Gesagte. Durch
die Wahl sind wir jetzt die Reprä-
sentanten des Volkes, und der Wil-
le des Volkes, von dem alle Staats-
gewalt ausgeht, ist Maßstab unse-
res Handelns.

Selbstverständlich fühlen wir
uns alle auch verantwortlich ge-
genüber unseren Parteien, die uns
als Kandidaten nominiert haben.
Das Grundgesetz bestimmt, dass
die Parteien bei der politischen
Willensbildung mitwirken. Ohne
Parteien ist dies auch gar nicht zu
organisieren. Wer Demokratie be-
jaht, muss auch demokratische
Parteien bejahen. Es ist zu bedau-
ern, wie wenig die Mitgliedschaft
in einer Partei oder die Unterstüt-
zung demokratischer Parteien in
der Öffentlichkeit gewürdigt wer-

den. Wir dürfen die ehrenamtliche
und unentgeltliche Arbeit Zehn-
tausender Politiker gerade auf
kommunaler und regionaler Ebe-
ne nicht vergessen, ohne die die
demokratische Willensbildung
überhaupt nicht möglich wäre.

Deshalb danke ich heute beson-
ders allen, die bei der Bundestags-
wahl, bei Landtags- oder Kommu-
nalwahlen kandidiert, aber kein
Mandat erhalten haben. Sie haben
mit ihrem Engagement einen be-
sonderen Beitrag für die lebendige
Demokratie geleistet.

Parteien stellen das politische
Personal, die Kandidaten für poli-
tische Ämter, und nehmen zusätz-
lich Einfluss auf die Rekrutierung
und Besetzung von leitenden Posi-
tionen in Verwaltung und Gerich-
ten. Das ist viel Macht, die große
Verantwortung mit sich bringt
und ein hohes Maß an Selbstkon-
trolle und Selbstdisziplin einfor-
dert. Wichtig ist dabei – das soll-
ten wir nie vergessen –: Die Ver-
antwortung gegenüber dem jewei-
ligen Parteivotum muss zurückste-
hen hinter der Verantwortung ge-
genüber den Wählern und der Ge-
sellschaft.

Ich erinnere an Artikel 38 unse-
res Grundgesetzes. Darin heißt es
in Absatz 1 Satz 2: Die Abgeord-
neten des Deutschen Bundestages
„sind Vertreter des ganzen Volkes,
an Aufträge und Weisungen nicht
gebunden und nur ihrem Gewis-
sen unterworfen“. Es bleibt dabei:
Es gibt kein imperatives Mandat.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, heute wird unsere Demokra-
tie erneut herausgefordert. Die ge-
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Fortsetzung auf nächster Seite

Der Bundestag
wählt seine
Regierung,
nicht die

Regierung ihren
Bundestag.

Das Parlament
muss ein Spiegel-

bild der
Meinungsvielfalt

in der Bevöl-
kerung sein.

Auf der Besuchertribüne (von links): Bundesbildungsministerin Johanna Wanka (CDU), der frühere Bundestags-
präsident Norbert Lammert (CDU), Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier, Wolfgang Schäubles Ehefrau Inge-
borg Schäuble, und die früheren Bundestagspräsidenten Wolfgang Thierse (SPD) und Rita Süssmuth (CDU). © dpa



4 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament - Nr. 44-45 - 30. Oktober 2017

fühlte Distanz zwischen Bürgern
und Politik steigt. Entscheidun-
gen, die in parlamentarischen und
rechtsstaatlichen Verfahren getrof-
fen werden, stoßen mitunter auf
Unverständnis oder gar auf Pro-
test. Die Bürger erwarten politi-
sche Führung und Reformfähig-
keit; aber sie wollen auch demo-
kratische Verständigung, Modera-
tion und Aus-
gleich. Immer
mehr Bürger orga-
nisieren ihre Inte-
ressen und Initiati-
ven außerhalb der
klassischen partei-
politischen Struk-
turen. Zugleich
ziehen sich leider
zu viele Menschen
ganz aus der poli-
tischen Öffentlichkeit zurück.

In den sozialen Medien werden
Rassismus, Antisemitismus, Sexis-
mus, Misstrauen, Ressentiments
und populistische Hetze kulti-
viert. Wir dürfen unsere Mitbürge-
rinnen und Mitbürger nicht die-
sen Stimmen und Stimmungen
überlassen.

Es ist vielmehr unsere Pflicht,
das Vertrauen in die wehrhafte,
engagierte und lernende Demo-
kratie zu stärken – durch unser Re-
den und durch unser Handeln.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wir können stolz sein auf un-
sere lebendige Demokratie. In ihr

geht es nicht nur darum, dass am
Ende Mehrheiten entscheiden,
sondern auch darum, dass Min-
derheiten genauso ihre Rechte
wahrnehmen können und dass
die Menschen erkennen, dass im
Deutschen Bundestag alle Über-
zeugungen zur Sprache gebracht
werden können, und zwar von al-
len Bürgern, egal woher sie auch

kommen, woran sie
glauben, welchen
Geschlechts sie auch
sind oder welchen
Bildungsgrad sie be-
sitzen.

Dabei ist es die
vornehmste Aufgabe
des Parlaments, die
Freiheits- und
Grundrechte aller
Bürger zu wahren

und zu sichern, damit die Bürger
im Rahmen dieser Gesetze ihr Le-
ben möglichst frei gestalten kön-
nen und ihre Privatsphäre ge-
schützt wird.

Unsere gemeinsame Aufgabe
muss es sein, dafür zu sorgen, die
gesellschaftlichen Debatten unse-
rer Zeit wieder dahin zurückzuho-
len, wo sie hingehören, nämlich
hierhin, in den Deutschen Bun-
destag.

Genau hier ist der Platz der Aus-
einandersetzung der verschiede-
nen politischen Ausrichtungen
und Überzeugungen. Hier im
Deutschen Bundestag sind die

Parteien in dem Maße vertreten,
wie sie in freier Wahl bestimmt
worden sind. Deshalb kommen
hier die unterschiedlichen politi-
schen Strömungen zur Geltung,
und zwar in dem Verhältnis, wie
sie von den Wählern Unterstüt-
zung erhalten haben. Das Zerrbild
von der Politik, wie es beispiels-
weise in den sozialen Medien
oder in manchen
Fernseh-Talkshows
dargeboten wird,
gibt diese faire Re-
präsentation nicht
wieder.

Bei letzteren wer-
den häufig Vertreter
auffälliger Positio-
nen eingeladen,
weil dies eine hö-
here Einschaltquote
verspricht.

Was bedeutet das für uns? Wir
müssen den Menschen auf Augen-
höhe begegnen und ihnen Orien-
tierung geben. Wir brauchen eine
lebendige, lebensnahe Debatten-
kultur. Wir müssen dabei eine
Sprache sprechen, die verstanden
wird. Wir müssen die unterschied-
lichen Positionen klar und deut-
lich herausarbeiten, damit sich die
Wähler bei ihrer Wahlentschei-
dung daran orientieren können.
Es muss für uns der lateinische
Grundsatz gelten: „Suaviter in
modo, fortiter in re“. – Also: Maß-
voll im Ton, bestimmt in der Sa-

che. Wie auch Bundespräsident
Frank-Walter Steinmeier bei seiner
Rede zur deutschen Einheit sagte:
Kontroversen, ja; aber aus Diffe-
renzen darf keine Unversöhnlich-
keit entstehen. – Ich kann ihm
nur zustimmen. Wir brauchen we-
niger ideologische Grabenkämpfe
und mehr problemorientierte Lö-
sungen.

Liebe Kollegin-
nen und Kollegen,
zum Schluss möch-
te ich noch auf die
aktuelle Größe des
Bundestages zu
sprechen kommen.
Sie verspüren alle
selbst, dass der
Bundestag mit 709
Mitgliedern eine
unerwartet hohe

Anzahl an Abgeordneten erreicht
hat. Die Größe dieses aufgebläh-
ten Parlaments trägt eher dazu
bei, dass die Arbeitsfähigkeit des
Bundestages genauso wie sein An-
sehen bei den Bürgern leidet –
auch wegen der dadurch gestiege-
nen Kosten.

Wie der bisherige Bundestags-
präsident Norbert Lammert rege
auch ich an, dass sich der Bundes-
tag rasch mit einer Reform des
Wahlrechts befasst.
Im Interesse der Funktionsfähig-
keit des Parlaments darf es dabei
keine taktischen Machtspiele ge-
ben.

Meiner Meinung nach war das
alte Wahlrecht im Wesentlichen
von allen politischen Kräften ak-
zeptiert. Wenn es keine schnelle
Einigung gibt, sollte der Bundes-
tag dieses wieder in Kraft setzen,
notfalls mit verfassungsändernder
Mehrheit.

Für die neue Legislaturperiode
wünsche ich uns allen das not-
wendige Verantwortungsgefühl für
faire und sachgerechte Auseinan-
dersetzungen mit Klarheit und Au-
genmaß. Lassen Sie uns den Bür-
gerinnen und Bürgern beweisen,
dass unsere Demokratie hohe In-
tegrationskraft besitzt, dass wir
nicht sprachlos gegenüber Hetze
und Parolen sind, dass wir Provo-
kationen Argumente entgegenset-
zen und dass wir ernsthaft Lösun-
gen für die Probleme der Zukunft
finden.Ich freue mich auf eine gu-
te Zusammenarbeit. Ich danke Ih-
nen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall im ganzen Hause)

Es ist unsere
Pflicht, das Ver-

trauen in die
wehrhafte

Demokratie zu
stärken.

Wir müssen den
Menschen auf

Augenhöhe
begegnen und
ihnen Orien-

tierung geben.

Die Abgeordneten des 19. Deutschen Bundestages sind am vergangenen Dienstag zur Konstituierung des Parlaments im Berliner Reichstagsgebäude zusammengekommen. © DBT/Achim Melde

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Zur Geschäftsordnung des
Deutschen Bundestags sprachen
Carsten Schneider (SPD), Dr. Bernd
Baumann (AfD), Jan Korte (Die Linke),
Michael Grosse-Brömer (CDU/CSU),
Dr. Marco Buschmann (FDP) sowie
Britte Haßelmann (Bündnis 90/Die
Grünen).
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Bewaffnete Einsätze in anderen Ländern

Entscheidung 
von der Bundes-Regierung

Vor etwa 2 Wochen hat die 
Bundes-Regierung eine wichtige 
Entscheidung getroffen.

Dabei ging es um die Bundes-Wehr. 
Genauer: Es ging um deutsche 
Soldaten im Ausland.

Im folgenden Text steht mehr dazu.

Was ist die Bundes-Wehr?

Die Bundes-Wehr ist die Armee von 
Deutschland. 
Also alle deutschen Soldaten.

Ihre Aufgaben sind:

-  Sie verteidigt Deutschland. 
Und zwar, falls es von anderen 
Ländern angegriffen wird.

-  Sie verteidigt andere Länder. 
Zum Beispiel Länder, 
die Partner von Deutschland sind.

-  Sie hilft bei Katastrophen. 
Zum Beispiel bei Erdbeben, 
Überflutungen oder Hungers-Nöten. 
Und zwar in Deutschland. 
Aber auch im Ausland.

Einen Text zur Bundes-Wehr gab es 
schon in einer früheren Ausgabe von 
„leicht erklärt!“. 
Und zwar in der Ausgabe 3/2015.

Das war eine Beilage von 
„Das Parlament“ 6/2015.

Hilfs-Einsätze im Ausland

Wenn die Bundes-Wehr an einem 
bestimmten Ort eine bestimmte Zeit 
lang bestimmte Aufgaben erfüllt, 
dann nennt man das: einen Einsatz.

Dieser Begriff taucht im folgenden 
Text immer wieder auf.

Vor dem Jahr 1990 war der Auftrag 
von der Bundes-Wehr vor allem: 
Deutschland vor Angriffen beschützen.

Manchmal hatte sie auch Einsätze 
im Ausland.

Dabei ging es immer um den Schutz 
und die Versorgung 
von Menschen in Not. 
Zum Beispiel nach einer Katastrophe.

Bei solchen Einsätzen benutzten die 
Soldaten normalerweise keine Waffen.

leicht  

erklärt!
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Bewaffnete Einsätze im Ausland

Ab dem Jahr 1990 änderte sich das.

Seitdem macht die Bundes-Wehr 
auch Einsätze im Ausland, bei denen 
es zu Waffen-Gewalt kommen kann.

Es kann sein, dass die Bundes-Wehr 
dort selbst mit Waffen kämpft. 
Das muss aber nicht unbedingt sein.

Auf jeden Fall ist die Nutzung von 
Waffen aber immer ein Teil dieser 
Einsätze. 
Es sind also: bewaffnete Einsätze.

Sind bewaffnete Einsätze 
erlaubt?

In der Zeit nach 1990 gab es Streit 
über diese Einsätze.

Die Frage war: 
Darf die Bundes-Wehr überhaupt 
bewaffnete Einsätze im Ausland 
machen?

Im Jahr 1994 hat 
das Bundes-Verfassungs-Gericht 
darüber entschieden.

Das Bundes-Verfassungs-Gericht ist 
ein besonderes Gericht. 
Es schützt das Grund-Gesetz. 
In diesem Gesetz stehen die 
wichtigsten Regeln für Deutschland.

Das Gericht hat entschieden: 
Ja, die Bundes-Wehr darf auch 
bewaffnete Einsätze im Ausland 
machen.

Aber eine Sache ist dabei nötig: 
Der Bundes-Tag muss jeden Einsatz 
erlauben.

Der Bundes-Tag ist eine Gruppe von 
Politikern. 
Sie treffen wichtige Entscheidungen 
für Deutschland. 
Zum Beispiel machen sie Gesetze.

Bundes-Wehr und Bundes-Tag
In vielen Ländern bestimmt 
die Regierung über die Armee.

Die Regierung sind die Politiker, 
die ein Land leiten. 
In Deutschland sind das zum Beispiel 
die Bundes-Kanzlerin und die Minister.

In Deutschland hat die Regierung 
auch viel über die Armee zu sagen.

Aber die Politiker vom Bundes-Tag 
haben das letzte Wort bei 
bewaffneten Einsätzen im Ausland.

Eine Gruppe von Politikern wie den 
Bundes-Tag nennt man auch: 
Parlament.

Man nennt die Bundes-Wehr darum 
auch eine: Parlaments-Armee.

Was ist gut an einer 
Parlaments-Armee?
Menschen, die die Parlaments-Armee 
gut finden, begründen das oft so: 

Die Politiker vom Bundes-Tag 
werden von den Wählern 
in Deutschland gewählt.

Sie sind also die Vertreter von den 
Wählern.

Und sie sollen wichtige Entscheidungen 
stellvertretend für alle Menschen in 
Deutschland treffen.

Und in Deutschland sagt man: 
Die Entscheidung über Krieg und 
Frieden ist besonders wichtig.

Deswegen sollen die Vertreter von 
den Bürgern darüber bestimmen. 
Und nicht nur die Regierung.

Wie bestimmt der Bundes-Tag?
Normalerweise funktioniert das so:

Auf der Welt gibt es mehrere 
Gruppen, in denen Länder 
zusammenarbeiten.

Zum Beispiel die UNO, die EU 
oder die NATO.

Deutschland ist Mitglied 
in diesen 3 Gruppen.



Diese Gruppen beobachten 
Streitigkeiten auf der ganzen Welt. 
Zum Beispiel zwischen 
mehreren Ländern. 
Oder innerhalb von Ländern.

Manchmal entscheiden sie dann: 
Eine Streitigkeit ist eine Gefahr für 
den Frieden auf der ganzen Welt. 
Man muss den Frieden mit einem 
bewaffneten Einsatz sichern.

Die UNO muss diesen Einsatz 
dann erlauben. 
Dann kann sie ihn selbst durchführen. 
Oder die NATO oder die EU machen das.

Die Bundes-Regierung muss dann 
entscheiden: Soll die Bundes-Wehr 
gemeinsam mit anderen Ländern 
bei dem Einsatz mitmachen?

Wenn sie sich dafür entscheidet, 
macht sie einen Plan.

Darin steht zum Beispiel: 
- Wie lang soll der Einsatz dauern? 
- Was soll die Bundes-Wehr genau 
- machen? 
- Wie viele Soldaten sollen dabei 
- ihren Dienst tun? 
- Wie viel wird der Einsatz 
- wahrscheinlich kosten?

Den Plan gibt sie dann 
dem Bundes-Tag. 
Der kann ihm nun zustimmen. 
Oder er kann ihn ablehnen.

Beispiele für bewaffnete Einsätze

Im Moment macht die Bundes-Wehr 
bei 15 bewaffneten Einsätzen im 
Ausland mit. 
Ungefähr 3700 Soldaten tun dort 
ihren Dienst.

Der älteste Einsatz ist im Kosovo. 
Das ist ein Land im Osten von Europa. 
Dort ist die Bundes-Wehr schon seit 
dem Jahr 1999.

Damals gab es dort einen Krieg.

Die Bundes-Wehr ging nach dem 
Krieg dorthin. 
Dort hilft sie, 
dass es in der Gegend sicher ist.

Einer der bekanntesten bewaffneten 
Einsätze war im Land Afghanistan.

Dort kämpfte die Bundes-Wehr in 
einem Krieg mit.

Und zwar vom Jahr 2002 
bis zum Jahr 2014.

In Afghanistan waren meist zwischen 
2000 und 5000 deutsche Soldaten im 
Dienst.

Und etwa 50 Soldaten sind 
im Einsatz ums Leben gekommen

Die Bundes-Regierung spricht 
über die Bundes-Wehr

Am 18. Oktober waren bewaffnete 
Einsätze im Ausland ein wichtiges 
Thema bei der Bundes-Regierung.

Und zwar aus folgendem Grund:

Der Bundes-Tag erlaubt diese Einsätze 
immer nur für eine bestimmte Zeit. 
Und zwar oft für ein Jahr.

Dann muss die Bundes-Regierung 
um eine neue Erlaubnis bitten. 
Und der Bundes-Tag muss neu 
entscheiden.

Im Moment gibt es eine besondere 
Situation:

Am 24. September war die Wahl 
zum neuen Bundes-Tag.

Das bedeutet: 
Es gibt jetzt einen neuen Bundes-Tag. 
Und es wird auch eine neue 
Bundes-Regierung geben.

Die Politiker sprechen gerade darüber, 
wer in der neuen Regierung sein soll.

Diese Gespräche sind schwierig.

Wahrscheinlich wird die neue 
Bundes-Regierung erst nächstes Jahr 
mit ihrer Arbeit anfangen.

Bis dahin bleibt noch die alte 
Bundes-Regierung im Dienst.
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Verlängerung nötig

Darum musste die alte
Bundes-Regierung jetzt noch eine 
dringende Entscheidung treff en.

Dabei ging es
um 7 bewaff nete Einsätze.

Für diese Einsätze endet die
Erlaubnis vom Bundes-Tag bald.
Und zwar im Dezember 2017
oder im Januar 2018.

Die alte Bundes-Regierung musste 
also vorher noch um eine Erlaubnis 
für eine Verlängerung bitten.
Und der Bundes-Tag muss jetzt noch 
darüber entscheiden.

Überarbeitung durch
die neue Bundes-Regierung

Aber:

Die alte Bundes-Regierung wollte
die Einsätze nicht um ein ganzes Jahr 
verlängern lassen.

Dafür gibt es einen Grund.

Für die Einsätze gibt es ja Pläne.

Und diese Pläne muss man
demnächst wahrscheinlich
überarbeiten.

Zum Beispiel muss man darüber 
sprechen, wie viele Soldaten
in Zukunft bei den Einsätzen
mitmachen sollen.
Und welche Aufgaben sie genau
haben sollen.

Darüber will aber die alte
Bundes-Regierung nicht entscheiden.

Denn:
Die neue Bundes-Regierung soll
die Möglichkeit haben,
etwas an den Einsätzen zu
verändern.

Denn sie wird ja in den nächsten
Jahren dafür verantwortlich sein.

Kurze Verlängerung

Darum hat die alte Bundes-Regierung 
jetzt Folgendes gemacht:

Sie hat beschlossen:
Die Einsätze sollen erst einmal nur 
um 3 Monate verlängert werden.

Darum hat sie
den Bundes-Tag gebeten.

Der muss jetzt noch seine Erlaubnis 
geben.

Wenn er das tut, dann geht ein Teil 
von den Einsätzen noch bis März und 
ein anderer Teil bis April 2018.

Bis dahin gibt es sehr wahrscheinlich 
eine neue Bundes-Regierung.
Und die Politiker vom neuen
Bundes-Tag haben sich auch
schon etwas eingearbeitet.

Dann können sie sich noch einmal 
genau mit den 7 Einsätzen
beschäftigen.

Die neue Bundes-Regierung kann 
Pläne für eine Verlängerung machen.
Und der Bundes-Tag
kann ganz genau entscheiden,
welchen Plänen er zustimmen will. 

leicht 
erklärt!


